
nsnce, worauf dann noch das Datum und die Unterschrift
des Königs und des Ministers folgt.

8 - 2 .

Nachdem wir nun über die Art, wie die Gesetze in Frank¬
reich erlassen wurden, eine hinreichende Uebersicht gegeben,
wollen wir zu dem eigentlichen Gegenstand dieser Schrift, zu
der Gerichts-Verfassung übergehen. Sprechen wir zuerst von
den verschiedenen Arten von Gerichten und den Personen der
Richter. — Während der letzten dreißig Jahre des dreizehnten
und im Lauf des vierzehnten Jahrhunderts, ward der Gebrauch,
die Richter zum Zwcikampf zu fordern, in ganz Frankreich
durch die ordentliche Appellation an einen höhern Richter, ver¬
drängt. Ueberdem bewirkte theils die Abschaffung oder Ein¬
schränkung des gerichtlichen Zweikampfs, theils die Nothwen¬
digkeit der Kenntniß des römischen Rechts, welches durch die
Verordnungen Ludwigs des H. in die Gerichte eingeführt ward,
es bald, daß alle Lehnsherrn sich von den Gerichten zurückzo¬
gen. Sie setzten, um ihre Stelle zu vertreten und ihre desfall-
sigcn Verrichtungen wahrzunehmen, eigene Beamten an, die,
nach Verschiedenheit ihrer Amtsgewalt so wie auch der Gegen¬
den, Amtmänner (bsillis), Seneschalle Oeoeellaux) , Stellver¬
treter (viguiera), Castellane (0llätelain8) und Vögte (prevot8)
genannt wurden. Fast zu gleicher Zeit mit diesen Beamten
der Lchnsbarone entstanden auch königliche Beamte von dem
nämlichen Titel, von deren Befugnissen und Dienstverrichtun-
gen unten näher geredet werden soll. Hier bemerken wir nur,
daß von den Aussprüchen der grundherrlichen Beamten (von
den Zeiten Ludwigs des H. *1 bis zur Revolution) die Beru-

*) Ganz sicher schon seit den Zeiten Boutilliers (i. I. 1)02).
8om. Hur. Iiv> II. tit. I. p. 653. „Item le s la
oogiioisssnce psr 868 sug68 et OkIieier8 ollseun en leur
krovinee 6e8 es« cl'gppel, pui8gue Partie grevee eu
sppolle lle jage susect: et cke tonte 1u oause on cau8er



fung an die königlichen Beamten Statt fand. Von den Aus¬
sprüchen der letztem konnte man endlich noch an den König
appelliren. In frühern Zeiten, z. B. unter Ludwig dem H.,
wurden die auf diese Art vor den König gebrachten Streitig¬
keiten zum Theil von ihm selbst oder auch von einem Gerichts¬
hof entschieden, dessen Sitzungen man die Verhandlungen des
Thors (plaiäs äs la Porte) nannte. Die Könige pflegten näm¬
lich an gewissen Tagen und für gewisse Sachen einige ihrer
Staats-Rathe zu beauftragen, um an dem am meisten zugäng¬
lichen Theil ihres Pallastes, nahekam Thor desselben Gericht
zu halten. Johan von Joinville, ein Vertrauter Ludwigs
des H., erzählt in seiner Lebensbeschreibung* *) des letztem, daß
der König oft ihn und mehrere andere, (worunter auch Peter
Defontaines, ketrus a I^ontanis, von dessen Werk schon S. 48
geredet worden) beauftragt habe, den Verhandlungen des Thors

äs l'appellant, en guelgue rnaniers gus se «oit, Is
äelenäent et icslles äelences tieunsnt qus Lauts n'v
sit."

*) Hist. ä. 8t. l,ouis p. äoinvills (eäit. ä. Du-(lange)
p. 12. „(lar äs coustums, apres se gue Iss 8irss äs
Reelles, st le bon 8eigneur äs 8oissons, mo^ st autrss
äs 8S5 prouclies (proelies), svion» sste ä la rnesse, il
Lalloit r>us nous slisions oir Iss plets äs la ports (al-
lassions ouir, entenäre Iss plaiäs äs la ports) gus
inaintenant on appslls Iss reguestes äu kslais a karis.
Ilt gusnt Is lroil 11o)^ sstoit au matiu venu äu Mous-
tisr, il nous envo^oit guerir, st nous äernanäoit soru-
rnsnt tout se portoit, st s'il ^ avoit nul gu'on ne psurt
äesposcber ssns lui. klt gusnt il en ^ avoit auouns,
nous Is lui äisions, klt slors les envo^oit guerir, st
Isur äemanäoit: a <^uo^ il tsnoit gu'ils n'avoient aggrs-
abls ! otlre äs ses gens. Ilt tantost les contentoit, st
rnettoit en rsison et äroisture.Mginteslois a^
vsu, gue Is bon 8aint, apres gu'il avoit ou^ Messe eu
sste, II se slloit esbatre au stois äs Visennes (Vin-
sennes), et se sieoit au pieä ä'un ebesne, et nous kai-
soit seoir tous empres lui: et tous ceux gui svoisnt
slkaire s lui, venoient a lui parier, sans es gue sucuu
liuissier ne autrs Isur äonnast empeseliernsnt: klt äe-
insnäoit baultemeut äs sa bouvbs, s'il ^ avoit nul gui
sust Partie etc."

13
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beizuwohnen, und daß sie, wenn eine Sache ihnen bedenklich
vorgekommensey, die Entscheidung dem König selbst überlassen
hätten. *) Indessen bestand auch schon zu den Zeiten dessel¬
ben Königs, und wahrscheinlichnoch früher, um Sachen von
größerer Wichtigkeit zu entscheiden, ein höherer Gerichtshof,
der ebenfalls nur von Zeit zu Zeit auf Befehl des Königs zu-
sammentrat,allein aus einer großen Zahl der höchsten und
aufgeklärtesten Personen des Reichs zusammengesetztward.
Schon die Könige des Ersten und Zweiten Geschlechts pflegten
Gegenstände von größerer Wichtigkeit, ehe sie dieselben vor die
Volks-Versammlung brachten, in einem engen Kreis ihrer ersten
Beamten, so wie der vornehmsten Personen des Reichs zu be¬
rathen. Ungefähr seit den Zeiten Ludwigs des Sechsten (reg.
1108 — 1137 fing man an, diese VersammlungenParlamente**)
zu nennen. In den ersten Zeiten ihrer Entstehung wurden auf
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*) Man sehe hierüber noch die Zweite von den Abhandlun¬
gen von Oll-6snge, die er seiner Ausgabe des Lebens von
Ludwig d. H. beigefügt hat. Sie ist: vea xlsüs llo Is
xorte überschrieben. Die Patriarchalische Sitte, daß die rKönige in Person unter ihren Unterthanen Recht sprachen, ,
hat immer für die Menschen Etwas sehr anziehendes ge¬
habt^ obschon es jetzt sehr ungeeignet wäre. Doch hat sich
bis jetzt die Sitte, daß die Fürsten die Klagen und Bitten
ihrer Unterthanen über andere, als Justitzsachen persönlich
anhören, in einigen Ländern (z. B. in Oesterreich) erhal- !
ten. In Frankreich verlangte im I. 1497 der König Carl ,
der Achte von der Oberrechenkammcr von Paris, einen
umständlichen Bericht darüber, wie seine Vorgänger und §
namentlich Ludwig der H. es gemacht hätten, um das ar¬
me Volk persönlich anzuhören (ä llonner aullienoe su
pguvre peuxlo). Er befahl der Obcrrechenkammerdes¬
halb in ihren Registern und Papieren fleißig nachzusehen,
und ihm einen Auszug davon mitzutheilen. Den Text die¬
ses königl. Schreibens findet man in der erwähnten Ab¬
handlung von vu-llsnge, der denselben aus den Papieren
der Oberrechenkammer entnommen.

**) l'.-rrlamLlitum bedeutete in dem Latein des Mittelalters
ein Gespräch, eine Unterredung, eolloiuiurn, besonders
über wichtigere Gegenstände. Man sehe Ou-(lange glos-
ssr. well. et intim. (.aunilst. all vov. „ ksrlsmentum."



diesen Parlamentennur die wichtigstenStaats-Angelegenheiten,
zuweilen auch Rechtsstreitigkeiten zwischen den Großen des
Reichs entschieden. Erst unter der Regierung Ludwigs des H.,
etwa gegen das I. 1254*), scheinen dieselben durchaus den
Character von Justizhöfen angenommen zu haben, welchen sie
von dieser Zeit an bis zu ihrer Aufhebung (durch die Revolut.)
behielten. Anfangs beschäftigten sie sich indessen nur mit Sa¬
chen von vorzüglicher Wichtigkeit. Die gewöhnlichenund min¬
der bedeutenden, wurden von den königl. Amtmännern (daillis)
in letzter Instanz entschieden. So wie indessen diejenigen, wel¬
che vor den Gerichten unterliegen, sich nie beruhigen, und im¬
mer noch einen Hähern Richter verlangen, so fieng man auch an
von den Aussprüchcn der Amtmänner, zwar nicht an das Par¬
lament zu appelliren, aber doch sich mit einer Beschwerde gegen
sie (psr regnete en (arme lle plsinte) an dasselbe zu wenden.
Dieses griff immer weiter um sich, so, daß nachdem dem Par¬
lament (im I. 1302) Paris zum beständigen Sitz angewiesen
worden, es sich zu einem Gerichtshof umwandelte, vor welchen
alle Appellationen auch in gewöhnlichenSachen **) gebracht,
und im Namen des Königs in letzter Instanz entschieden
wurden. Die Sitzungen des Parlaments waren indessen An¬
fangs nicht beständig. Die Könige beauftragten vielmehr nur,
nach Erforderlich der Geschäfte, einen Theil ihrer Staats-RLthe
sich zu einem Gerichtshof zu versammeln, um die vorliegenden
Nechtsstreitigkeiten zu entscheiden. Allein die beständige Zu¬
nahme der Geschäfte machte es endlich nöthig, gewisse Zeit¬
punkte im Jahre festzusetzen,wo das Parlament sich versam-

*)So weit reichen die ältesten Register des Parlaments
von Paris hinauf.

**) Dieses geht aus der Verordnung Philips des Schönen v.
23. März 1302 deutlich hervor, worin es heißt: „proprer
eorninollitstem subjeetorum nostrorum er expeclitionem
esussrnm proponililux oräinsre ^uocl lluo ksrlslnenkL
kgrisiis renebunrur in snno. " Ueberhaupt erwähnt diese
Verordnung des Geschäftsgangs des Parlaments, so wie
er in den letzten Zeiten war, der Rollen für die verschie¬
denen Amtmannschaften(dsillisges) u. s. f.



mein sollte. Dieses 'geschah zweimal, an hohen Festtagen *)
meistens dem von Aller-Heiligen und Pfingsten. Man nannte
die Versammlung auch nach diesen Festen dasselbe von Pfing¬
sten, von Aller-Heiligenu. s. f. Das Parlament blieb ver¬
sammelt, bis alle gehörig vorbereiteten (instruirten) Sachen
abgemacht waren, und verwies die übrigen an das nächstfol¬
gende Parlament. In der Zwischenzeit, von einem Parlament
zum andern, nahmen die Mitglieder ihren gewöhnlichen Sitz
im Staats-Rath wieder ein. Dieser bestand also unter einem
doppelten Namen. Allein selbst dann, wenn das Parlament
versammelt war, gehörten die Mitglieder desselben zum Staats-
Rath, **) worin alle wichtigen Angelegenheiten der Verwal¬
tung und insbesondere alle neuen Gesetze in Gegenwart des
Königs berathen wurden. Diese neuen Gesetze wurden gewöhn¬
lich dem nächstkünftigen Parlamente zugeschickt, um in die Re¬
gister desselben eingetragen zu werden. Diese Maßregel war
auch wohl durch die Nothwendigkeit geboten: denn wie konn¬
ten die künftigen Parlamente sich in ihren Urtheilssprüchen nach
den Gesetzen richten, wenn sie ihren Inhalt nicht kannten?
Auch war die öffentliche Verlesung der neuen Gesetze im Par¬
lament und die Eintragung in dessen Register (besonders bei
den beschranktenMitteln der damaligen Zeiten) der zweckmä-

*) Die Register vlim sprechen nur von zwei Parlamenten im
Jahre. Man findet indessen in andern Schriften auch
noch mehrere Parlamente im Jahre, an andern Festtagen,
erwähnt. Es scheint keine große Regelmäßigkeit dabei ge¬
herrscht zu haben.

**) Kio^segii 6es okkoes Uv. I. ellsx. 3. nr. 86 er 87 sagt:
I'egsrä clu psrlement, lorsgu'il etoir sinkulgtoiro,

il est eerraia gue les okLciers ck'ieelui «toieot revo-
esdles, ä soavoir gu'ils n'etoieot gue eomrnisssires er
non pss oklloier» or<linsire8: osr e'etoit uns assemdlee

<le oertsins personosges ckrr co-rser/ ckn gu'il olioi-
sissoir er äexutolt uns koi8 oa äeirx l'sa xour jugev
en 8on nom, et eomme 868 S88b886lli8, eerrain68 grgnäe8
esu8es rouollsnr Ie8 äroii8 cle 8S eourovne, er leg pro-

vös Ü68 ?Äir8 c!s kllsrice: ä'oü 8'e«8uir gue ee n'etoir

x«8 uve sustiee oräinsire, su moin8 gue Ie8 jug68 «la
ksrlemeur n'etoieor xo» vrai8 okllciers."



ßigste Weg, sie zu verkündigen. Hierdurch bildete sich all-
mählig eine Regel des öffentlichen Rechts aus, die sich bis
zu den letzten Zeiten vor der Revolution erhielt; daß nämlich
ein Gesetz nur dann als gehörig verkündigt anzusehen sey,
also auch nur darin Gesetzeskrafthabe, wenn es in die Register
des Parlaments eingetragen wäre. Hierdurch sind späterhin,
als das Parlament nicht mehr vom König aus Mitgliedern
des Staats-Raths gewählt ward, söndcrn ein eigenes Korps
ausmachte, zwischen demselben und dem Hof sehr heftige Strei¬
tigkeiten veranlaßt worden, woran sehr häufig die ganze Na¬
tion Antheil nahm, und welche endlich sogar den ersten Anstoß
zum Ausbruch der Revolution von 1789 gegeben haben. *)
Das Parlament betrachtete sich nämlich in den spätern Zeiten
nicht mehr ais einen blosen Gerichtshof, sondern als einen zwi¬
schen den Thron und das Volk Angeschobenen Stand, der die
Rechte des letztem zu vertreten und, solang die Stände (ötsts
ßenölsux) nicht versammelt seyen, die Stelle derselben zu er¬
setzen, berufen sey. Diese, obwohl unrichtige Idee, war in der
Meinung des Volks tief eingewurzelt, so daß man die Parla¬
mente auch zuweilen „Generalstaaten im verkleinerten Maß¬
stab" (torines des tro>8 ötats rsoeoureio su petit xieä)
nannte, welche Benennung sogar in den Jnstructionen vor¬
kommt, welche die im I. 1516 unter Heinrich dem Dritten zu
Blois versammelten Generalstaaten ihren Deputirten gaben.
Im Vertrauen auf diese Stimmung des Volks, weigerten die
Parlamente sich oft, die ihnen mitgetheilten Gesetze in ihre Re¬
gister einzutragen, indem sie dieselben für erschlichen, oder un¬
verträglich mit der Grund-Verfassung des Reichs erklärten.
Da Gesetze Nur gelten, wenn sie verkündigt sind, so sah sich
der König dadurch nicht selten in Ausübung der gesetzgebenden
Gewalt gänzlich gehemmt. Es gab nur ein Mittel die Wider¬
setzlichkeit der Parlamente zu brechen, welches aber in der

*) Es ist durchaus gegen die Wahrheit der Geschichte, daß
die Revolution von den untern Ständen ausgegangen sey.
Die erste äußere Veranlassung dazu war die Widersetzlich¬
keit der Parlamente, die hin und wieder dem Hof bei den
gerechtestenund nützlichstenAnordnungen, Hindernisse in
den Weg legten.
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Meinung des Volks als gewaltsam verrufen war, so daß der
Hof nur sehr ungern dazu schritt. Dieses war, daß der König
ein sogenanntes Throngericht (lir clo justiee) hielt. Derselbe
begab sich alsdann, umgeben von seinen Großen, persönlich in
die Sitzung des Parlaments und befahl von seinem königlichen
Richterstuhl (Ilt äe justioe) herab, daß das erlassene Gesetz
angenommen und in die Register des Parlaments eingetragen
werden sollte. Dem letztem blieb alsdann, nach dem feststehen¬
den Grundsatz, daß die Regierungsform in Frankreich durchaus
monarchisch sey, Nichts übrig als zu gehorchen; obschon es
häufig genug, nachdem die Eintragung in die Register gesche¬
hen war, späterhin, wegen ihm angethaner Gewalt, dagegen
protestirte, und den Act dieses Protestes ebenfalls in seine Re¬
gister eintragen ließ.

Ich habe mich absichtlich bei diesem Gegenstand etwas län¬
ger verweilt, da einige Schriftsteller der Meinung sind, dem
Parlament habe wirklich von den ältesten Zeiten her ein Theil
der gesetzgebenden Gewalt zugehört, wogegen wieder andere
behaupten, es habe, dem Geist der Verfassung gemäß, nie der
Eintragung in die Register bedurft, um ein Gesetz einzufüh¬
ren. *) Allein ich glaube, daß aus dem so eben angeführten
deutlich hervorgeht, wie es eigentlich mit dieser Sache stand.
Die Gesetze mußten, um als solche zu gelten, vorher verkündigt
werden, **) und als Verkündigung sahe man seit uralten Zei¬
ten die Eintragung in die Register des Parlaments an. Das
letztere verordnete gewöhnlich selbst diese Eintragung, doch nur
nach geschehener Berathung. Hierbei war immer das Erste,
was untersucht ward, die Echtheit der Urkunde.***) So lange

*)Man sehe in dem röpertoire von Berlin den Artikel en-
retzistrewent.

**)Nach dem Gerichtsgebrauch stand es daher auch allgemein
fest, daß die Verordnungen in den Gerichts - Bezirken der
Parlamente, wobei sie nicht einregistrirt waren, keine Ge¬
setzeskraft hatten.

***) Unter onregi8trement verstand man nach dem Sprach-
Gebranch der Parlamente 1) die Untersuchung über die
Echtheit der Urkunde (Is vv'rilioation), 2) den Beschluß des



der König nicht selbst gegenwärtig war, und selbst seinen Wil¬

len erklärte, konnte das Parlament allezeit die Echtheit der

Urkunde in Zweifel ziehen, oder sie wenigstens als erschlichen

ansehen. War aber der König selbst gegenwärtig, so fiel die¬

ser Vorwand weg. Da nun das Parlament nach seinen eigc>

nen Grundsätzen in diesem Falle allezeit gehorchte und sich zu

gehorchen verpflichtet hielt, so erkannte es dadurch stillschweigend,

daß ihm an der Gesetzgebung weiter kein Antheil, als das

Recht, die Gesetze zu* *) verkündigen, zustand. Die Thron-

Gerichte (lit8 äe justioe) sind, seitdem das Parlament einen,

vom Staats-Rath getrennten Körper ausmachte, bis zu den

letzten Zeiten immer im Gebrauch geblieben. Doch hatten sie

von Anfang nicht den Character von Gewaltthätigkeit, wie

späterhin. Den letztem sollen sie zuerst während der Umtriebe

der Parthei des Herzogs von Burgund, als Carl der Sechste

(reg. 1380 — 1422) schwachsinnig war, angenommen haben.

Die persönliche Anwesenheit des Königs im Parlament fand

zuweilen unter viel mildern Formen Statt, als bei den Thron-

Gerichten. Man nannte dieses eine königliche Sitzung Oe-mco

ro^sle). Der König erschien darin nicht als unumschränkter

Monarch, sondern etwa so wie in den ersten Zeiten, als Prä¬

sident seines Parlaments. Die Freiheit der Stimmen war da¬

bei nicht beschränkt, und die Mehrheit derselben entschied. Auch

diese andere Art von feierlichen Parlamentssitzungen ist bis zur

Revolution gebräuchlich geblieben, wovon wir am Schluß des

Parlaments, sie in seine Register einzutragen, 3) diese

Eintragung selbst. Von den dabei üblichen Formen wird
im folgenden Abschnitt näher gehandelt.

*) Die Könige trugen indessen von Zeit zu Zeit selbst dazu
bei, das Parlament in seinen Anmaßungen zu bestärken.
So sehr sie nämlich zürnten, wenn die Parlamente sich

weigerten, ihre Verordnungen in die Register einzutragen;
so benutzten sie doch sehr häufig, wenn die Urkunde über
eine von ihren Vorfahren gemachte Schenkung oder Ver¬

äußerung ihrer Domainen nicht in die Register eingetra¬
gen war, diesen Umstand, um das Geschenkte oder Ver¬

äußerte wieder einzuziehen; wie aus dem fünften Abschnir
näher erhellen wird.
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folgenden Abschnitts ein merkwürdiges Beispiel anführen werden

Kehren wir nach dieser Etwas weitläufigen Abschweifung, die

aber zur Vollendung dessen, was wir im vorigen §. übe/ die

Gesetzgebung gesagt haben, nöthig war, zu unserm Haupt-

Gegenftand zurück. — Durch Festsetzung bestimmter Zeitpunkte

im Jahr, wo der Staats-Rath unter dem Namen Parlament

sich einzig mit Entscheidung der Rechtshänder beschäftigte, war

zwar einem Theil der frühern Uebelstände abgeholfen. Allein

da der Staats-Rath dem König auf seinen Reisen folgte, so

waren die Partheien zu ihrem größten Nachtheil dazu ebenfalls

gezwungen. Endlich erließ (den 23. März 1302) Philip der

Schöne die für Frankreich auf immer wichtige Verordnung

wodurch Paris zum beständigen Sitz des Parlaments bestimmt

ward. „Zur Bequemlichkeit unserer Unterthanen (heißt es Art.

62) und um die Sachen zu beschleunigen verordnen wir, daß

in jedem Jahr zu Paris zwei *) Parlamente, zu Rouen zwei

Gerichtssitzungen der Schatzkammer (öolliguier), und eben

so zweimal die Asstsen von Tropes gehalten werden, und daß

ein Parlament zu Toulouse gehalten werde, so wie es in den

vergangenen Zeiten der Fall war." („k-r-oxter cowwoäiia.

rew subäitorrzm vostroruw et expoäitiooem osusgl-um pr-o-

xonimo 8 vräillsl-e guoä äoo ksrlsinents ksrisüs, et äuo

Losoaria kotoinsgi, viesgus Nr-ooenses bis lonobuntui- in

anno: et guoä ksi-lamenruin spuä N0I08SM lenebitur-, «iout

reneri solebst toroxoribus retroactis." **) Von diesem Tag

*) Einige glauben irrthümlich, daß das Parlament durch

diese Verordnung erst geschaffen worden sey, wogegen an¬
dere vielleicht mit mehr Recht behaupten, daß dasselbe schon
früher seinen beständigen Sitz zu Paris gehabt. Nach der
I'arr. 3o vörik. le» äates, war dieses etwa seit 1204 der

Fall. Gewiß ist indessen, daß seit 1302 Paris der Sitz
des Parlaments war.

**) Orllon. 3. I^ouv. tom. 1. p. 366. Die Worte „ siout to-

neri solekgt tomxoribus retrosctis" hält Lauriöre für
unacht. — Seaoarinln, eolliguier ist eigentlich die Schatz¬

kammer. Der Name, welcher bekanntlich auch Schachbrett
bedeutet, kommt wahrscheinlich daher, daß in dem Zimmer

derselben ein in viereckige Felder (gleich einen» Schachbrett)



an beginnt die glänzende Periode des Parlaments, welche meh¬

rere Jahrhunderte fortdauerte, und erst in der Revolution mit

der Existenz desselben zu Ende ging.* *) — Zwar war der Ein¬

fluß, den die eben angeführte Verordnung Philips des Schö¬

nen unmittelbar auf die Zusammensetzung des Parlaments hatte,

nicht sehr groß. Die Mitglieder desselben wurden noch, gerade

wie früherhin, aus dem Staats-Rath und zwar immer nur für

die Dauer Einer Sitzung ernannt. Zweimal im Jahr, um

Ostern und Aller-Heiligen ward die Liste derjenigen, welche die

Sitzungen des Parlaments halten sollten, bekannt gemacht.

Der König ernannte die Mitglieder nach Willkühr, und rief sie

eben so wieder zurück; so daß Jemand, der auf einer dieser Listen

stand, darum keinen Anspruch hatte, auch in die folgende auf¬

genommen zu werden. Allein, ohne alles Gesetz, machte sich

dieses mit der Zeit von selbst. Da die bei dem Parlament

beschäftigten Staats-Räthe dem Hof nicht folgere konnten, so

entfremdeten sie sich immer mehr dem letzter«, und bald mußte

man einsehen, daß es am zweckmäßigsten sey, den Auftrag der

einmal zu Parlaments-Mitgliedern ernannten Staats-Räthe

allezeit wieder zu erneuern. In dem Laufe der Zeiten brachten

endlich verschiedene Umstände, wovon in der Folge noch die

Rede seyn wird, es dahin, daß die Parlements - Räthe ihre

Stellen auf Lebenszeit **) immer behielten, und nur durch Ur¬

theil und Recht derselben entsetzt werden konnten. — Das Par¬

lament, welches aus dem Staats-Rath des Monarchen hervor¬

gegangen, blieb auch als Richter-Kollegium sich der Hoheit sei¬

nes Ursprungs bewußt. Bald nachher, als es seinen festen

Sitz zu Paris erhalten hatte, verbreitete sich der Ruf seiner

Weisheit und Gerechtigkeit durch ganz Europa. ***) In

eingetheilter Tisch, als Rechenbrett (sbsous) diente, wo¬

rauf man, vorzüglich vor Einführung des arabischen Zif-
fern-Systems, zu rechnen pflegte.

*) Durch das Dekret der constituirenden Versammlung vom 7.

Scptbr. 1790, wodurch die Parlamente aufgehoben wurden.

**)Sie gingen zuletzt sogar, wie ein Eigenthum, auf ihre Er¬
ben über.

***)Die Köuige selbst sprachen in ihren Verordnungen allezeit



Frankreich rechnete man das Recht nur das Parlament zum
Richter zu haben, unter die höchsten Vorzüge, welches die
Könige für sich in Anspruch nahmen, und nur den Großen
des Reichs und solchen öffentlichen Anstalten,* *) die sie vor
allen andern begünstigen und beschützen wollten, ertheilten.
Auch durch den Glanz seines Aeußern, durch die Würde seiner
Formen, selbst durch die Pracht und Majestät seines Anzugs
flößte das Parlament dem Volk Ehrfurcht ein. Die Kleidung
seiner Mitglieder hatte sehr Vieles mit der Königlichen gemein.
Sie trugen purpurfarbeneRöcke oder Mäntel, und eben so
eine Kopfbedeckung, die sogenannte Mörserhaube(wortter),
gleich der des Königs; doch im folgenden Abschnitt wird der
schickliche Ort seyn, naher davon zu reden.

In der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts ward das Par¬
lament von Paris auf den höchsten Gipfel des Glanzes und
der Würde erhoben, indem es mit dem Gerichtshof der Pairs
von Frankreich vereinigt ward. Im Mittelalter nannte man,
wie schon im vorigen Abschnitt bemerkt worden, alle Vasallen
Eines Lehnsherrn die Pairs desselben. Pairs von Frank¬
reich nannte man aber nur diejenigen großen Vasallen, deren
unmittelbarer Lehnsherr der König, und zwar vermöge des
Rechts seiner Krone**), war (gui releroiont »uement än
Do», a csuse äs sa couronno). Gegen das Ende des zehn¬
ten Jahrhunderts, bei der Thronbesteigung von Hugo Capet,
gab es dieser großen Lehnsträger nur sieben; nämlich die Her¬
zoge von Frankreich, Burgund, Guyenne und von der Nor-
mandie, nebst den Grafen von Toulouse, von Flandern und

mit der höchsten Achtung und Auszeichnung von dem Par¬
lament. König Johann der Zweite, nennt es in seiner
Verordnung vöm I. 1363 (Orclon. ä. L,ouvre. rvw. Hl.
x. 650 ) „tolius justiliae kogni »ostri specnluii» verirri-

*) Das allgemeine Krankenhaus von Paris hatte dieses Recht
noch im I. 1789.

**) Diejenigen also, welche Lehns - Vasallen des Königs wegen
anderer demselben zugehörigen Besitzungen waren, wurden
nicht zu den Pairs von Frankreich gezählt.
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von Champagne. Durch die Thronbesteigung von Hugo Capet
ward das Hcrzogthum Frankreichmit der Krone vereinigt.
Es blieben also nur noch sechs Pairs übrig, welche auch unter
dem Namen der sechs alten weltlichen Pairs bekannt sind. Zu
denselben kamen noch sechs geistliche Pairs, und zwar ebenfalls
drei Herzoge und drei Grafen, nämlich der Erzbischof Herzog
von Nhcims, der Bischof Herzog von Laon, der Bischof Her¬
zog von Langres, der Bischof Graf von Beauvois, der Bischof
Graf von Chalons und der Bischof Graf von Noyon. Es
gab also im Ganzen zwölf Pairs, die man auch die alten
Pairs (les sneicns ksirs) nennt. Die Schriftsteller sind nicht
ganz einig über die Zeit, wo diese Zahl ausgefüllt worden ist.
Die meisten nehmen an, daß schon bei der Krönung von Phi¬
lip-August (am ersten November 1179) alle eben genannten
Pairs gegenwärtig gewesen, und dieselben Funktionen ausge¬
übt hatten, welche die Pairs bis zu den letzten Zeiten (vor der
Revolution) bei der Krönung der Könige verrichteten. Ganz
sicher aber ist es, daß unter der Regierung Ludwigs des H.
im I. 1257 *) die oben genannten 12 Pairs bestanden. Was
die sechs geistlichen Pairs betrifft, so blieb die Pairs-Würde
bis zu den letzten Zeiten an die genannten sechs Bischofssitze
gebunden. In spätern Zeiten (im I. 1622) kam noch ein neuer
geistlicher Pair, der Erzbischof von Paris Herzog von St.

*) Man sehe Dn-Osnge Olosssr sä voc. kai>. und die En¬cyclopädie »rt. ksii-. In der letzter» werden, ohne daß
sie sich jedoch auf einen gleichzeitigen Schriftsteller bezicht,
die eben genannten 12 Pairs als bei der Krönung von
Philip-August gegenwärtig angeführt, wobei noch die Tauf¬
und Familien-Namen der einzelnen bemerkt sind. Bei I)n-

findet man aber eine Stelle aus einem gleichzeiti¬
gen Schriftsteller (Math. Paris), welcher für d. I. 1257
bemerkt, daß es zwölf Pairs von Frankreich gebe, die er
auch alle der Ordnung nach anführt. Es sind ganz die¬
selben, die wir eben genannt haben. Dom I. 1297 gibt
es eine Urkunde von Philip dem Schönen, die man bei
vu-(lsnAe I. v. findet, worin es heißt: „ consillersntes

etism guoil Xll ksriurn, gni in prsellicto re^no nos-
tro esse solellst, est alle« nurneru» iwminn-
tus etc."
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Cloud, hinzu. Allein die weltlichen Pairs erloschen nach und
nach, indem die Ihnen gehörigen Lander durch allerlei Umstände
mit der Krone vereinigt wurden; so daß in den letzten Zeiten
(vor der Revolution) keine einzige dieser alten Pairs - Familien
mehr übrig war. So wie dieselben nach und nach erloschen,
hatten die Könige, um die Pairs-Würde nicht untergehen zu
lassen, andere Familien zu derselben erhoben. Anfangs ward
nur Personen vom höchsten Rang, den Mitgliedernder könig¬
lichen Familie, oder Personen von fürstlichem Geblüt, diese
Auszeichnung zu Theil. Man ließ indessen von der alten
Strenge je länger desto mehr nach; so daß endlich auch ge¬
wöhnliche Edelleute zu dieser höchsten Würde erhoben wur¬
den. ***) ) Diese Erhebung geschah für alle Pairs, (die Prinzen
vom Geblüt abgerechnet, welche in den letzten Zeiten lvor
der Revolution^ geborne Pairs waren, und allen übrigen dem
Rang nach vorgingen), von dem König, durch besonders da¬
rüber ausgefertigte Urkunden oder Patente. Nach dem Inhalt
derselben ward die Pairs - Würde zwar erblich an die Familie
des Pairs, aber auch zugleich an eine gewisse Güter-Masse
oder vielmehr an einen gewissen Landesstrich gebunden. Diese
Güter mußten durchaus ein Lehn seyn, welches von dem Kö¬
nig unmittelbar, und zwar vermöge des Rechts seiner Krone

*) Die Familie Montmorencywird meistens für die erste,
nicht fürstliche, gehalten, welche (im I. 155l) die Pairs-
Würde erhielt. Nach der Encyclopädie (soi. ksir) gibt
es indessen noch ein älteres Beispiel der Art, nämlich das
der Familie Armagnac, wofür schon im I. 1462 eine neue
Pairie unter dem Titel: Herzogthum Revers, geschaffen
ward.

**) In den frühesten Zeiten scheint der Besitz eines unmittel¬
bar von der Krone abhängigen Lehns, schon von selbst die
Pairs-Würde verliehen zu haben. Ou-6snAe Olosssr. sä
voe. k'si- führt eine in dein Archiv von Champagne befind¬
liche Urkunde vom Dezember 1233 an, welche so anfängt:
„I,uäovie. I). 6. klex äileotis snis Deosno ei 6s-
pitnlc» 6snännensi ssluiern ei äileck. Hnoä episcopus
Lelvseensis (äs Lesnvsis) in Lsroni» ei in leoäuin
liomsgü liAÜ äe noliis ienesi, gnoä llsdei spnä Lel-
vseum. et gAock /'«»' srt ea F>a-rcr'ae, vos ereäiinus
nvn lsterv." Allein später war außer dem Besitz eines
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H abhing. Schon in den allerfrühestcn Zeiten bildeten die Pairs
^ von Frankreich einen eigenen Gerichtshof, (den Hof von Frank¬
en reich, oour äe krsnoe), welcher, dem damals allgemein gel-

tcnden Grundsatz gemäß, daß jeder nur von seines Gleichen
!>cn, (a xgrillus 8U 18) gerichtet werden könne, über alle, die Pairien
z« und die Personen der Pairs betreffenden, Sachen entschied.
!rd Wir kennen eine Menge dieser von den Pairs von Frankreich
ig- erlassenen Urtheile. Durch ein solches ward im I. 1203, unter
ese der Regierung von Philip-August, Johann ohne Land (lösn

83N8 terre), obschon König von England, wegen Ermordung
zi- des Grafen Arthur von Bretagne, des Herzogthums der Nor-
W mandie, das er von Frankreich zu Lehn besaß, entsetzt, und
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solchen Lehns auch noch die königliche Ernennung nöthig.
Man unterschied daher die Dsirle personnello von der
ksirie reelle. Die Publicisten sagten: „la mouvsnoe im-
möäiste äe ls eouronne n'est guo ls äisposition pro-
cligine s ereetion (en l?sirie). Allezeit blieb aber der
Besitz eines von dem König unmittelbar, und zwar ver¬
möge des Rechts seiner Krone, abhängigen Lehens eine
nothwendige Bedingung, um die Pairs-Würde zu erhalten.
Man sehe darüber zwei vortreffliche Gesuche (lleguestas)
des Kanzlers D'Aguesseau,welche sich im sechsten Band
der Werke desselben (ksri^ 1769- 4w) befinden, und die
überhaupt über das öffentliche Recht von Frankreich ein
großes Licht verbreiten. D'Aguesseau (damals noch Gene¬
ral-Prokurator), machte diese Gesuche an das Parlament
bei Gelegenheit eines wichtigen Prozesses, der zwischen den
königl. Domainen und dem Bischof von Soissons wegen
der Lehns - Oberherrlichkeit über die Grafschaft Soissons
obschwebte. Der Bischof von Soissons behauptete, daß
die unmittelbare Abhängigkeit von der Krone in den frühe¬
sten Zeiten keine nothwendige Bedingung der Pairie gewe¬
sen, sondern nur in neuern Zeiten, um den Glanz der
Pairs-Würde zu erhöhen, den zu einer Pairie erhobenen
Landes-Antheilen gegeben worden sey. D'Aguesseaubewies
indessen, daß es vom I. 1297, dem Zeitpunkt der Errich¬
tung der Pairien Anjou, Bretagne und Artois bis zum
Jahr 1551 kein einziges Beispiel gebe, wo ein Landes-An-
theil, welcher nicht unmittelbar vom König abhing, zur
Pairie erhoben worden sey; daß bei Errichtung der Pairie
Montmorency (im I. 1551) zwar irrthnmlich einige dem
König nicht unmittelbar lehnpflichtige Güter mit 'zu der



dieses auf immer wieder mit der Krone von Frankreich verei¬

nigt. Das Verfahren bei dem Pairshof war dem bei den

Gerichten der untern Lehnsherrn ganz ähnlich; nur daß natür¬

lich das Hilfsmittel die Richter zum Zweikampf zu fordern,

nicht Statt fand. Der König als Oberlehnsherr, rief die

Mitglieder des Gerichts zusammen. Von Ihm ging auch die

Bestätigung, so wie die Verkündigung und Vollstreckung des

Urtheils aus. Die gewöhnliche Formel der Verkündigung war:
„llncliestum S8t a Usribus Regni n 08 tri nobis suäisntibua
er Spprob»ntibu8. " Die Pairs liessen dasselbe ebenfalls ge¬

wöhnlich auf ihrem Gebiet verkündigen: „cknäieatum esc »
karibuz ksAni kranciso, suäiento Domino ReZe st juäiei-

Pairie gezogen, aber später durch ein nachträgliches könkgl.
Patent 'wieder von der eigentlichen Pairic getrennt wurden.
Man finde daher, bemerkt D'Aguessean (p. 161), in vielen

spätern königl. Patenten, wodurch eine Paine gestiftet
ward: „HUS le roi clistrsit, sslip8S, äemsinllre, 6t lls-
sunit In terro seriges en kairie än Dncbs ou clu Oomts'
cloot eile vtoit suteekoia mouvsnte," und in allen die¬

sen Patenten findet sich „xour stre tenu äs l^on8 et tls
notre Oouronne" oder ,, äe lXoua s esuss cle notre
donronne." Späterhin (nach dem I. 1551) waren näm¬
lich wirklich einige Landestheile, die nicht unmittelbar von

der Krone abhingen, zu Pairien erhoben worden. Allein

man sah es als einen unbezweifeltcn Grundsatz an, daß

dieselben in diesem Fall von Rechtswegen von jeder

Pflichtigkeit gegen den frühern Lehnsherrn befreit, und un¬
mittelbar unter die der Krone gestellt würden, so daß der
neue Pair nur verpflichtet wäre, den vorigen Lehnsherrn zu

entschädigen, welches ihm auch meistens in dem königlichen

Patent, wodurch er seine neue Würde erhielt, zur Pflicht
gemacht ward. . D'Aguessean führt für seine Meinung
eine Menge Stellen aus den Schriften der berühmtesten
Rechtsgelehrten und Historiker des 16ten und 17tcn Jahr¬

hunderts (clu ll'illst, Marion, Do^assn ll?rsits cls8 8eig-nenriea, kitbon List. äea Oomtes äs OlisaipaF. st äs
Bris u. s. f.) an. Do^ean sagt unter andern (Lbsp. 5)
„Llllo (la teere eriges en kairis) S8t 8SN8 äouts <le8
l'instsnt cli8trsite st clememkrse ponr I'avenir äs 8on
snoienns tenure, 8suk I'inäemnits än 8eignonr aubsl-
terne, st äsvisnt liek cle Is conronne. " Noch bestimm¬

ter spricht Marion: „Ils (les kaira) 80 llt Ie8 6ranä8 clu



189

^ um spprollsnte." So wie die Könige des Dritten Geschlechts,
^ von jeher, darauf bedacht waren, die Macht der Barone oder
^ großen Vasallen einzuschränken, so suchten sie auch vorzüglich
^ den Pairshof und seine Entscheidungen von sich abhängig zu
d» machen. Den strengen Grundsätzen des Lehnsystems gemäß,
Ke konnten nur die Pairs von Frankreich Mitglieder dieses Ge-
« richts seyn. Allein von Zeit zu Zeit wurden aus allerlei Grün-
r: den und unter allerlei Verwänden, wegen nicht gehöriger
u Zahl der gegenwärtigen Pairs u. s. f., dem Gericht noch andere
k- Mitglieder zugegeben. In dem Prozeß zwischen der Gräfin von
> Flandern und dem Johann von Nesle, der i. I. 1224 entschieden
v- ward, und wovon schon am Ende des ersten Abschnitts S. 70

ijl> Konsums, et los premiera Vaaraux äs 1a eouronne; sie
laguelle aeule ils tiennent leura Dairiea en plein 6e?

im lige, et äu tont immeäiat; saus gu'a eauae ä'ivellea,
M !Is puiaaent reconnoltre aueun Leigneur, sutre ^ue 1s
!e- Doi: Is Doi, äia-je, pria en la pure eaaenee äs la
Is Do^aute, er saus aueun reapeet a autre titre g^u'a ce-
l- lui äs Hol meme, ni ä autre ollo8S gu'ä aa propre
>s (üonronne st au Liege ä'ieelle; rellement gue si les
is terrea tenuea äu Doi, neu toutea-^oia a esu8e äu Dlla-
B reau äu Dourre, Dllek-Iieu äu Do^aume, maia a eau86
k» äe guelgue Duells, Dornte ou Daronnie, 8oar eleveea
N su aupreme llonneur äe Dairie äe k'rance, es ritre
ix illuatre steint et aupprime la Leoäalite reberee au Doi
k en lualits äe Duo ou Dornte, ou Daran, et 1a eonver-

rit en uns nouvelle, plua nollle er plua inaigne, nue-
x ment reterse au Doi, eomme Doi; äont Isa exempleg
^ aont en es ^ue Nontpenaier et Nercoeur 8ouloient
W relerer äu Duells ä^uvergne; ^umale äu Duelle äs
^ Normanäis ete.mai8 par Is nature äs I'eree-
^ rion au äegre äs Dairie, et ä'allonäant par e1au868
^ miaea en celle-ei, ellea aont eximee8 äe eea premiera
^ llommsgea^ et purement aoumiaea a la loi lige äue a
bj,. la eouronne: ee gui äoit avoir lieu par rai8on plua
^ l^orte, entre partieuliera, vu gue 8i la Dairie ne peut

reconnoitre Is Doi, eomme Due, eile äoit llesucoup
^ moina a'ineliner aux pieäa ä'un Due aimple Due, et
^ Sinai äe8 autrea. " Man sehe noch : De8 Dairs äe Kranes
^ et äe lsneienne eonstitution Drsneaise par Ne. 1e Drs-
^ aiäent D. ä. D. (Denrion äe Danae^), ä Dariz clles
^ ll'lleopll. Darroia xere. 1816-



geredet worden, urtheilten die königlichen Hausbeamten mit den
Pairs. Letztere widersetzten sich zwar, allein ohne Erfolg. *)
Es war überdem, nach der Sitte aller Lehngerichtc, einem
Pair, der durch ein dringendes Hinderniß abgehalten ward dem
Gericht beizuwohnen, verstattet, einen geeigneten Stellvertreter
zu schicken. (Dosuinsii. (llrs^. 67. „Nus por 86rvioo grr'il sit,
ir'est esouses äs Isire sirgement eu Is eoort Is ü loül il lo
äoit lere ä'ouvrsgo; mös s'il s suouo loisl 6N8oirio (ex-
«N8b1 , envoier il pot (peuil Iiorno g^ui selon 8on estsr pol
rexre5enter 8S porsonno.") Da NUN seit den Zeiten Ludwigs
des H. gelehrte Kenntnisse der Gesetze und des römischen Rechts
für die Richter täglich unentbehrlicher wurden, so pflegten die
Pairs ihre Stimme im Pairshof auch wohl an Rechtsgelehr¬
te von großem Ruf zu übertragen. **) Hierdurch erhielt der
Einfluß der Rechtsgclehrten und königlichen Beamten auf die
Entscheidungen des Pairshofs einen außerordentlichen Zuwachs.

Do-dgnZo sä voo. Dsr. Ueber diese Competenz-Strcitigr
keit erfolgte bei dem Gericht des Königs (in ouris Do-
rnini liegi8) folgendes Urtheil: „Drseteres oum Dsre8
k'rsnciso äioerenr, i»oä 6snooIIsrin8, Dotior>Isriu8,
llsmorgriu8, Lon8tsbulsrin8 kUsnoise, Ninisterisle8 Do-
inini Uegis non äeboksnt eum ei8 inters88b cum Dsri-
dus sä jiräiosnäum Dsros; et äivti lHioi8rerisl6s bo8^
pitii Domini Dogig o oonirsrio äioeront 80 äobero «ck
AStt» et co-rLuetrcckES oöse/'riatSL intoressv ourn Dsril»u8
I'rsnoiso sä juäicsnäuin Dgre8: suäiostuin 1'oit in ouris
Domini Kegi8 c^uoä Ä1ini8tsrisle8 prseäioti äe bo8pitio
Domini Kogi8 äsbont inrore88o cum Dsribuz k^rsnoiso
sä juäiosnäum Dsro8. Dr runo prseäieri Nini8t6risles
juäivsveruni (lomiti88sm Dlsnäriso onm ksridug Drsn-
eiss ss»uä Usri8io8 ^nno Dornini 1224- — Nach Dn-
6snAo sindet sich dieses Urtheil bei Dosuloro8t ünnsl. ä.
Disno., (Ropin än Domgin. I!v. III. rir. 7, nr. 8, UNd
bei Dnobe8no Di8t. äo Is Nsi8. ä. Älontmorono^.

**) Dieses that unter andern der König Eduard von England
im I. 1312. Er schickte an seiner Stelle drei Gelehrte
nach dem Pairshof von Paris, und gab ihnen die ansge- .
dchnteste Vollmacht, um in seinem Namen zu urtheilen.
Den Tert des Schreibens, worin der König dem Pairshof
seine Entschuldigung mittheilt, findet man aus IHmer ww.

111. bei Du-Lsugo, Olosssr. sä voc. ksr.



So gelang es denn endlich, in der Mitte des vierzehnten Jahr¬
hunderts, nachdem die Pairs für ihre Personen sich immer
mehr und mehr von den Gerichten zurückzogen,den Königen
den Pairshof gänzlich mit ihrem Gerichtshof,dem Parlament,
zu verschmelzen; welches unter König Johann dem Zweiten,
durch die Verordnung vom December 1363 zum allgemeinen *)
Gesetz erhoben ward. Das Parlament von Paris erhielt da«
durch den glänzenden Titel: Gerichtshof der Pairs, oder Hof
von Frankreich (Oour äes l?sirs, Oour äe IHsnee), welcher
bis zu den letzten Zeiten (vor der Revolution) demselben allein
und vorzugsweise vor allen andern Parlamenten des König¬
reichs, verblieben ist. Auch war dieses kein leerer Titel, son-

*) Es heißt darin: „ oräinsinus et ststuimus guoä null»
esuss in äicts N08trs Ouris psrlsmenti iutroäuestur
nisi 8 it tslis, guoä jure 8uo ibiäeru «lebest sgitsri, st¬
ellt sunt esusse ksrium lllrsncise." Doch war das Par¬
lament schon früher hin und wieder „Ouris krsneise"
genannt worden. So heißt es in einer Unterhandlung
vom I. 1307 zwischen Philip dem Schönen und dem Ca¬
pitel der Kirche von Viviers (Vivsrium) „Ron tenebun-
tur eorsm sliguo oklleisrio nostro litigsre, vel respon-
äere, nisi tsntumrnoäo eorsin nobis, vel nostrs Ouris
I^rsuoise." Man sehe Ou-Osngb Olosssr. scl voe. „ksr-
lsmentum. " In der zweiten vorhergehenden Note S. 190
wird aber die ouris Oumini Hogi» noch bestimmt von der
ouris Usrium k'rsnoiso unterschieden. Sie waren also
damals (im I. 1224) noch nicht vereinigt. Im I. 1322
war aber diese Vereinigung wenigstens zum Theil schon
geschehen, so daß die Pairs sich der Gerichtsbarkeit des
Parlaments unterworfen glaubten, wenn sich unter den
Richtern eine hinreichende Zahl Pairs befände. Die Re¬
gister des Parlaments v. I. 1322 enthalten: „Oum üux
Lurguuäiso.roguireret guoä nos sute omnis
Ourism nostrsru ksribus tseeremus ruuniri (sukkissru-
tneut gsrnir äe Usirs); et guoä eum s«l ksres k'rsn-
eiso pertineret ut äieekst, kseoro jus, utruin prseäiets
Ouris Usribus ruuniri äeboret vel non, guoä nos suäi-
eiuru lruchsraoäi (soionäuru sä l?sres remitteremus eos-
äonr.per srrosturn nostrse Ourise äietunr
luit.guoä Ouris nostrs 68 t «ullieienter guosä
praomisss rnunits." Ou-Osngo ibiä, auch Ilvurion äs
ksuse^ Oe I'autor. suäie. eu k'rsneo lntroäuet.

14
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dern das Parlament von Paris (und zwar die große Kammer
desselben), war für alle Rechtöstreitigkcitcn, die entweder die
Personen der Pairs oder ihre Pairien betrafen, die einzige
richterliche Behörde des ganzen Reichs. Die Pairs behaupte¬
ten indessen, das Parlament könne anders nicht als aus einem
besondern königl. Auftrag eine Gerichtsbarkeit über sie aus¬
üben. Das Parlament vertheidigte das Gegentheil. Doch
diese Frage ist nie bestimmt entschieden worden. Die Pairs
hatten bei gehörigem Alter, vermöge ihrer Würde, Sitz und
Stimme in dem Parlament von Paris. Eigentlich waren sie
aber nur als Ehren-Mitglieder desselben anzusehen. Sie hatten
ihren Sitz in der großen Kammer (grans' obambi-e), und
erschienen meistens nur bei feierlichen Gelegenheiten, bei einem
Throngcricht, oder sonst irgend einem merkwürdigen Rechtsfall.
Indessen ward bei jedem Urtheil, welches entweder die Person
eines Pairs oder seine Pairie betraf, vorausgesetzt, daß es
unter Mitwirkung einer hinreichenden Zahl von Pairs erlassen
worden sey. In dem Eingang eines solchen Urtheils hieß es
daher: „Da der Hof hinreichend mit Pairs besetzt war" (l->
eoue sutDssmmont gsrnio so pairs). *) So gering anch die
Zahl derselben gewesen seyn mvgte, so reichte doch diese For¬
mel hin, um dem Verfahren in Beziehung auf diesen Punkt,
die gehörige Regelmäßigkeit zu geben. **)

So wie das Parlament durch seine Vereinigung mit dem

*) Man hielt es nämlich für hinreichend, wenn die Pairs
eingeladen waren, der Sitzung beizuwohnen. Kamen sie
nicht, so vertrat das Parlament ihre Stelle.

**) In Civilsachen hatten die Pairs nur in Rcchtsstrcitigkeitcn,
die ihre Pairien betrafen, das Parlament (schon in erster
Instanz) zum Richter. Wegen persönlicher Schulden u.
d. g. konnte man sie bei den gewöhnlichen Gerichten ver¬
klagen. Ein Ediet Ludwigs des Vierzehnten vorn 1.1711,
welches mehrere streitige Fragen in Beziehung auf die
Pairien entschied, erlaubte indessen jedem Pair einen Haupt-
Ort seiner Pairie mit einem Einkommen von 15000 Limes
zu bezeichnen, so daß die Pairie allezeit an diesen Haupt-
Ort gebunden bliebe, und die genannten Einkünfte auf
keine Weise (durch Schulden u. s. f.) geschmälert werden
könnten.
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Pairshof auf den höchsten Gipfel des Glanzes und der Ehre
erhoben ward, so erhielt seine wahre Macht bald einen noch
größer« Zuwachs durch ein anderes Institut, das fast zu der¬
selben Zeit entstand. Der Leser fühlt wohl von selbst, daß
wir von jener Staatsbehörde (ministöre Public) reden wollen,
welche von jeher auf die französische Magistratur und Gerichts-
Vcrwaltungeinen so hohen Glanz geworfen hat. Die Bestel¬
lung einer Behörde, die, ohne selbst richterliche Gewalt zu ha¬
ben, die Richter beständig an die Vorschriften der Gesetze erin¬
nert , die, ohne strafen zu können, die Verbrecher im Namen
der Gesetze und der Gesellschaftverfolgt, ist eine der schönsten
und weisesten Einrichtungen, die je einem Gesetzgeber gelungen
ist. Sie ist das einzige Mittel, die Thätigkeit der Gerichtshöfe
zu wecken, ohne ihre Unabhängigkeit zu beschränken;*) das
einzige, der Regierung einen Einfluß auf die Gerichtshöfe zu
verschaffen, ohne letztere zu einem Werkzeug der erstem zu er¬
niedrigen. Man ^ann, so wie von vielen der nützlichsten Er¬
findungen und Einrichtungen,auch von dieser den Zeitpunkt,
ja selbst die Veranlassung ihrer Entstehung nicht genau ange¬
ben. D'Agucsscan **) meint, eine an sich sehr despotische und
und verwerfliche Sitte, daß nämlich ehemals der König selbst
gegen Bischöfe, die sich des Hochvcrraths schuldig gemacht, als

*) Den Alten war diese Einrichtungunbekannt. In ihrem
Civil-Verfahren findet sich durchaus Nichts, was mit den
Amts-Verrichtungen der Staatsbehörde die mindeste Aehn-
lichkcit hätte. Was ihr Criminal - Verfahren betrifft, so
konnten vor Einführung der beständigen Untersuchungs-
Prozeffe (gusestioncspcrpetusc) nur die Quästoren, Aedi-
len und Volkstribnnen bei den öffentlichen Gerichten ankla¬
gen: denn um Jemand vor dem Volk anzuklagen, mußte
man das Recht öffentlich zu der Versammlung desselben
zu reden ljus sgenfli cnm populo) haben. Die genann¬
ten Beamten waren also einigermaßen mit dem zu verglei¬
chen, was wir jetzt Staatsbehörde nennen. Nach Einfüh¬
rung der guacsrionespcrpeiuso aber durfte jeder ankla¬
gen. Es fiel also jede Ähnlichkeit mit unserer jetzigen
Staatsbehörde weg. — Man sehe Lack Iristor. jurisprull.
Vorn. tz. XXI.

**) Oeuvre «lc O'^gncssesu tom. V. p. 232.
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Ankläger auftrat, habe die erste Idee zur Einführung der
Staatsbehörde gegeben. Andere suchen wohl mit gröfierm Recht
die erste Veranlassung dazu in einer uralten, schon in dein
Werk von Bcanmanoir (vllsx. 61) angeführten Gewohnheit,
welcher gemäß in gewissen Fällen ein Richter mit der Verfol¬
gung der Verbrecher beauftragt ward. Hierdurch läßt sich in¬
dessen nur die Stellung, welche die Staatsbehörde bei Crimi-
nal-Prozcffcn hatte, erklären.*) In Beziehung auf Eivilsachcn
scheinen die Funktionen derselben nach und nach aus denen der
Advocaten oder Sachwalter des Königs entstanden zu seyn,
wie cö schon der Name (proourour clu roi) hinreichend recht¬
fertigt. Von jeher gab es in allen Prozessen, wobei es sich
von dem Interesse des Königs, seinen Domainen, Gefallen
u. s. f. handelte, einen Sachwalter desselben. Allein dieser scheint
ursprünglich mit dem Parlament in keiner Verbindunggestan¬
den zu haben. (Gewöhnlich trat der Vogt von Paris oder der
Amtmann (bsilli) des Bezirks, worin das zur Frage kommende
Eigenthum des Königs lag, als Sachwalter desselben auf).
So findet man in einem Urtheil ssrrLtl von 1299 den Aus¬
druck: Nach Anhörung unseres Procurators der Normandic,
suäito xrocurstors nostro Xormsnniso. Philip der Lange,
schaffte im I. 1319 diese Sachwalter des Königs für die Pro¬
vinzen des geschriebenen Rechts ab. Allein in Beziehung auf
die andern Landeöthcile bestand der Gebrauch, daß die Amt¬
männer der verschiedenen Bezirke als Sachwalter des Königs
auftraten, noch im I. 1345. In den Urtheilen des Parlaments
vom I. 1325, 1328, 1338, 1344 wird indessen der Sachwalter
des Königs (prooureuo än roi) unter dem Titel: Gcneral-
Procurator **) erwähnt, und seit 1437 wird er in den Regi-
*) Dieses wird noch viel deutlicher werden aus dem, was

unten aus Boutillier angeführt wird. In den Gesetzen
Jacobs des Zweiten, Königs von Majorca, der in der
ersten Hälfte des I4ten Jahrhunderts lebte, wird des
Staats - Procurators ganz bestimmt erwähnt. „ Urocnls-
ior lisoalis Hui coatinns nosirsru ssorsin oni'isru «tnjui
reneaMl', iastituatnr; gni l'sota ot osusus in cuiis
promovear slgne prosogustur." I,6A. Uslst. sacol». II.
lieg. Nujoric. toni. 111- Xet. Lsnot. llnn. p. XXVI-

**) Der Titel: General-Procnrator, womit man späterhin bei



stern des Parlaments unter keinem andern Titel aufgeführt.
Der Grund davon lag gewiß darin, daß seit dieser Zeit ein
beständiger Beamter bestellt war, der, in allen das Interesse
deS Königs betreffenden Sachen, als Sachwalter desselben auf¬
trat. Als nach und nach die monarchischen Grundsätze mehr
obsiegten, und das Interesse des Staats sich mit dem des Re¬
genten verschmolz, so ward das doppelte Geschäft, das Eigen¬
thum des Königs zu vertheidigen, und die Verbrecher zu ver¬
folgen, derselben Behörde übertragen. Doch wie auch immer
die Staatsbehörde entstanden seyn mag, so ist gewiß, daß sie,
gleich nachdem ihr Name iu der Geschichte zuerst erwähnt wird,
den großartigen Character entwickelte, wodurch sie sich im Lauf
von fünf Jahrhundertenununterbrochen ausgezeichnet hat. Die
Stadt Tournay war ehemals eine Freistadt (sogenannte Asyl¬
stadt), wo die Verbrecher gegen die Verfolgungen des Gesetzes
gesichert waren. Allein schon im I. 1356 erhob sich der Gene¬
ral-Procurator gegen diesen schändlichenMißbrauch, und er¬
klärte ihn für unerträglich. Er drohte den Einwohnern von
Tournay, sie deshalb vor Gericht zu laden, und verbot ihnen
vorläufig, den Verbrechern irgend einen Schutz angcdeihcn zu
lassen. — So groß auch immer das Ansehen und der Rang
eines Verbrechers seyn mogte, so hat die Staatsbehörde es sich

den Parlamenten (und noch jetzt bei den Appelhöfen), den
ersten Beamten der Staatsbehörde bezeichnete, ward in den
frühesten Zeiten denjenigen beigelegt, die man noch wirk¬
lich bei den deutschen Gerichten: Prokuratoren (pi'voursto-
res sä Ute«) nennt. Man nannte sie General- oder all¬
gemeine Procuratoren, weil sie für Alle als Sachwalter
auftraten. Eben so verstand man früher (und zwar aus
demselben Grund) unter General-Advocatcn(svoests gä-
nei-sux^ die gewöhnlichen Advocaten oder Vertheidiger der
Partheicn, wogegen späterhin und noch jetzt der zweite
Beamte der Staatsbehörde den Titel: General-Advocat,
führt. In den frühesten Zeiten ward derselbe Advocat
des Königs (svormk äu roi), so wie der General-Procu¬
rator, Procurator des Königs (groouroui- äu i-oi) ge¬
nannt. Die erste königliche Verordnung, worin letzterem
der Titel: General-Prokurator beigelegt wird, ist vorn
December 1344, (procurslore nostro generali prsosoräa).
M. s. d. klnv^vlopöä. srt. karlornont.



immer eben so sebr zur Ehre als zur Pflicht gerechnet, gegen
denselben anzugehen. Aus zwei Verordnungen (Eine vom Kö¬
nig Johann dem Zweiten vom I. 1353, die andere vom König
Carl dem Fünften als Regent des Reichs vom I. 1356) ergibt
sich, daß damals viele vornehme Militairbeamte, selbst Prinzen
vom Geblüt, sich erlaubten, auf ihren Reisen Lieferungen von
Frucht, Wein, Wagen u. s. f. zu fordern. Beide Verordnun¬
gen verbieten dieses und bestimmen in dieser Hinsicht: „und
soll der königliche Procurator, sowohl der gegenwärtige als zu¬
künftige schwören, daß, sobald dieses zu seiner Kenntniß kommt,
er Diejenigen, die solches zu nehmen sich erlaube», auf das
Strengste verfolgen will, wenn auch die Partheien selbst nicht
gegen dieselben angehen sollten " (et jurern ls prooureur stu
roi guk ost ä prosent er gui sera a I'svooir, gue sitot oowme
il vienärs s s-» connoisssnoe, i> poursuivrs los äits pronours
su plus rigoureuserneut, eoinlrien gue les psrties ne lss-sent üuoun pourobas ou poursuite. Oräon. üu 4,ouvrs tom.
III. p. 134. srt. 18). — Durch die Staatsbehörde übte die
Regierung, wie wir schon gesagt haben, einen gewissen Einfluß
auf die Gerichte aus. Der Name: Leute des Königs (gens
Zu roi), *) welchen man den Beamten dieser Behörde beilegte,
bezeichnete deutlich das Verhältniß, worin sie zu der Regierung
standen. Vermittelst dieser Behörde war der König allenthal¬
ben gegenwärtig, sah und hörte er Alles. Der General-Pro¬
kurator wohnte den Versammlungen aller Körperschaften, selbst
der Generalstaaten bei; durch ihn theilte der König den Par¬
lamenten seine Befehle mit u. s. f. Da die Thätigkeit Eines
Mannes für so viele und so mancherlei Geschäfte nicht hin¬
reichte, so erhielt er sehr früh Mitarbeiter. Ursprünglich (bis
zum I. 1586) hing die Wahl derselben von dem General-
Procurator ab, und sie wurden nur als seine Stellvertreter
(Substitute) und als von ihm beauftragt angesehen. (Oräon.

*) Einige glauben der Name gens äu roi komme von sgen-
tes regis her. Aber in den ältern Verordnungen der Kö¬nige (von Phil. v. Valois vom I. 1338, von Carl dem
Sechsten vom I. 1394) kommen die Ausdrücke:gentes
nostrsv, Aente« regiso vor; vbschon sie hier mehr die Be¬amten im Allgemeinen,als die der Staatsbehördebezeichnen.
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ä. Orlean« st. 1560 art. 79). Mein auch bis zu den letzten
Zeiten, nachdem schon lange alle diese Mitarbeiter vom König
crnanirt wurden, hießen sie Snbstitute des General-Prokura¬
tors Outzstituts stn provurour), mit welchem Namen auch
noch jetzt die Gesammtmasse derselben bezeichnet wird, obschon
Einzelne besondere Namen haben. *) — So wichtig auch die
Dienste waren, welche die Staatsbehörde der Regierung und
der öffentlichen Sache überhaupt leistete, so hatte sie doch für
die Ruhe und Sicherheit der Einzelnen gefährlich werden kön¬
nen, wäre ihre Macht nicht auf mancherlei Weise beschränkt
gewesen. So hatten z. B. die Beamten dieser Behörde, deren
Antrag in den meisten Sachen gehört werden mußte, bei Er-
lassung des Urtheils keine entscheidende Stimme. Ja sie durf¬
ten und dürfen noch jetzt, damit ihre Gegenwart die Unabhän¬
gigkeit der Meinungen nicht beschränke, bei den Berathungen
und der Abstimmung der Richter nicht gegenwärtig seyn. In
Criminalsachen konnte die Staatsbehörde zwar anklagen und
Anträge machen, aber sie durfte nicht einmal eine einfache Vor¬
ladung erlassen. **) Auch durch die äußere Form der Ver-

*) Artikel 6. des Gesetzes vom 20. April 1810 heißt es:
„I,os lonotior>8 stn mini8töro pudliv seront exercök8 ü
ls cour impvrislo psr un ^lovureur Asustrsl impörial.
// «ke» »uöL/rtttk» pour Ici 8ervio« stv8 sustiencv» ü
la oour inipöi'islo, pour 8oo , pour la 8ervics
ste8 vour8 cl's 88 i 808 et clo8 eour8 5^>öl:igle8, et pour
Ie8 tribunsux sts premiöre iv8tsnt.e. 1,68 suüsttlut»
eree8 ponr lo 86rvioo äes gustience8 stv8 eourg iwzrö-
rislo8 ^oltent lo titro «/'«rocats Fe-re/'LWF.
Oeux elsl>Ü8 pr«8 st«8 tribunsux ste prelnierv in8tsnco
portent le titre ste pr-ooureur8 impöiisux." — Jtt ihren
Anträgen (o»„olu8ion8) sind indessen diese Snbstitute nicht
verpflichtet , der Meinung des General-Prokurators un¬
bedingt zu folgen. Letzterer kann jedoch, in jedem Fall,
selbst seinen Antrag vor dem Gericht machen. Man sehe
srt. 48, 49 des kaiserl. Decrets vom 6. Juli 1810. (11o-
8onne cost. genstr, lrsne. tow. IV. p. 474).

**) Alles dieses ist mit sehr wenigen Abänderungen auch noch
so. Man sehe das kaiserl. Dccrct über die Polizei und
Disciplin der Tribunale vom 30. März 1808 art. 88. !>«-
5VNUV oost. göaör. Irsnc. tow. IV. I>. 447.



Handlungen, welche zwischen dem Gerichtshof und den Beamten
der Staatsbehörde sministero xoblie) Statt fanden, zeigten
sich die letztem in dem Verhältniß des Geringern zum Hähern.
Sie redeten zu dem Gerichtshof nicht anders als stehend, mit
entblößtem Haupt, und von einer niedrigern Stelle aus.^D^
Kurz sie waren ungefähr, wie die Tribunen in Rom, an Ein¬
fluß die Ersten, an Rang die Geringsten. — In dem folgenden
Abschnitt werden noch mehrere Einzelnheitcn über die Befug¬
nisse und Amtsverrichtungen der Staatsbehörde, so wie sie ehe¬
mals* **) waren, vorkommen. Wir bemerken hier nur noch
kurz, daß nach der jetzigen französ. Gesetzgebung die Macht
und der Einfluß des General-Procurators,obschon noch immer
sehr bedeutend, doch nicht ganz mehr so groß ist, als vor der
Revolution. Insbesondere ist Derselbe

Istens der hohen Polizei fremd. Er hat nicht mehr die Auf¬
sicht über alle Corporationen.

2tens. Selbst die Verwaltungs-Polizeisteht ihm nicht mehr
zu. Er hat nicht das Recht, Maßregeln zur Verhütung
künftiger Verbrechen anzuordnen.

Ztens. Er wirkt nicht mehr mit bei der Untersuchung über
die Echtbeit der Vollmachten, die der römische Stuhl
seinen Abgesandten, den Nuntien und Legaten, gibt.

Diese Abänderungen folgen übrigens nothwendig aus der
verschiedenen Stellung, welche die jetzigen Appelhöfe, in Ver-
gleichung mit den ehemaligen Parlamenten, gegen die Regie¬
rung haben, so wie aus der gänzlichen Trennung der Justiz
von der Verwaltung und Polizei. Im Vorigen war, wenig¬
stens was das Geschichtliche betrifft, einzig von dem Parlament

*1 „verzoe «»im orebesirsiir enrislem eonseev sinnt, negns
^niec^nsm Pro imPSrio et Potestste äeoernunt: seä in

snbselliis sesient, et siguisi orsnsiurn est, ex inferiore
loeo iä fscinut, sperto per initis vspite, «zuossi e>, gui
fssoes stsdet, fuerit visum." sioaones Imeius klsvit.
(!ur. lib. IV. tit. 9.

Wie es in dieser Hinsicht zur Zeit Boutilliers (i. 1. 14021
war, wird sogleich unten näher erklärt werden.
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von Parks die Rede. Dasselbe behauptete auch nicht allein bis
zu den letzten Zeiten den Vorrang vor allen übrigen Parla¬
menten , sondern es war eine lange Zeit das einzige des gan¬
zen Reichs; so wie bis zuletzt die Ausdehnung seines Gerichts-
Bezirks bei weitem die größte war. Als indessen durch Ver¬
mehrung der Appellationen die Geschäfte sich häuften, und be¬
sonders, als mehrere früher von der Krone getrennten Provin¬
zen durch allerlei Ereignisse mit derselben vereinigt wurden, so
sah man, um die neuen Unterthanen nicht zu sehr zu belästigen,
sich genöthigt, auch für einige dieser Provinzen eigene Gerichts¬
höfe, nach dem Muster des Parlaments von Paris, einzu¬
setzen. *) Die Könige fanden nämlich bei der Vereinigung

*) Es gab dieser Parlamente zuletzt (vor der Revolution),
das Parlament von Paris mitgerechnet, dreizehn, deren
Namen, nebst dem Datum der Einsetzung, hier folgen.
1) Das Parlament von Toulouse, bestimmt eingesetzt
im I. 1444 unter Carl dem Siebenten, auf die Vorstel¬
lungen der Stände von Langucdoc, für die Provinzen Lan-
gnedoc, Guyenne und die Länder jenseits der Dordogne.
Schon Philip der Schöne hatte im I. 1302 zu Toulouse
ein Parlament niedergesetzt, welches indessen bald nachher
wieder aufgehoben ward. Dasselbe ward durch einen offe¬
nen Brief (lettres xstentss) vom I. 1420 wieder herge¬
stellt, im I. 1425 nach Beziers verlegt, und im I. 1428
mit dem von Carl dem Siebenten zu Polsters eingesetzten,
vereinigt. Diese Vereinigung bestand noch einige Zeit nach
der Wiederkehr des Parlaments von Poitiers nach Paris.
Endlich ward auf die Vorstellungen der Stände von Lan-
guedoc das Parlament von Toulouse im I. 1444 bestimmt
eingesetzt. 2) Das Parlament von Grcnoble eingesetzt im
I. 1453, statt des Raths der Dauphin« (oonssil Oelxlli-
usl). 3) Das Parlament von Bourdeaur, eingesetzt im
I. 1462. 4) Das Parlament von Burgund, zu Dijon
eingesetzt im I. 1476. 51 Das Parlament von Roucn,
für die Normandie eingesetzt im I. 1499, an die Stelle
der ollsmbrs kls lleellinistor, welchen letzter» Namen es
bis zum I. 1515 behielt. 6) Das von Äir für die Pro¬
vence, eingesetzt unter Ludwig dem Zwölften im I. 1501.
7) Das für die Bretagne zu Renncs, eingesetzt im I.
1553 an die Stelle der Assisen (grsnlls jonrs) dieser Pro¬
vinz. 8) Das Parlament von Pau, eingesetzt unter Lud¬
wig dem Dreizehnten im I. 1620 für die Provinz Bear«
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dieser Provinzen mit ihrer Krone, in vielen derselben schon
oberste Gerichtshöfe (voui-s souveränen), vor. Diese hiessen
zwar nicht Parlamente, sondern führten in den verschiedenen
Provinzen verschiedene Titel (in Bretagne und Champagne
sssises oder Argnst» sours hOu-Osnge Olosssr. äst vve. Dies

NISANI'1, in der Dauphinö eonseil üelpliinsl, in der Nor-
mandie I'eeliiguier u. s. f.). Allein sie hatten das mit dem
Parlament von Paris gemein, daß sie sich nur von Zeit zu
Zeit und zwar zu bestimmten Fristen versammelten, und alle
Rechtsstrcitigkcitcnin letzter Instanz entschieden.Die Könige
liessen dieselben auch, nachdem sie Landesherrn in den Provin¬
zen geworden, eine Zeitlang fortbestehen,gaben ihnen aber spä¬
terhin den Titel: Parlamente, und ordneten überhaupt ihren
Geschäftsgang nach dem Muster des Parlaments von Paris.
Sie legten Ihnen auch fast dieselben Vorrechte *) und Befug¬
nisse wie diesem bei. Dieses galt insbesondere in Beziehung
auf die Gerichtsbarkeit.Jedes Parlament entschied über alle
in seinem Gcrichtsbczirk vorkommendenCivil- und Criminal-
Fälle in oberster und letzter Instanz; wovon nur einige Sa¬
chen , die sich auf die Verwaltungbezogen, und die überhaupt
nicht vor die Parlamente, sondern vor andere besondere Ge¬
richte, (den Obcrstcuerhof, die Oberrcchenkammer, eour stvs
sistos, clismbro stos eoinxte») gehörten, so wie wenige dem

und Unter-Navarra. 9) Das Parlament von Metz, ein¬
gesetzt im I. 1632. 10) Das Parlament von Besanoon
für die Franchc-Comte, eingesetzt im I. 1674- 11) Das
von Flandern, welches zuerst seinen Sitz zu Tournay,
nachher zu Cambray und zuletzt, nach einem Edict vom
I, 1713 zu Douay batte, eingesetzt im I. 1686. 12) Das
von Nancy, eingesetzt im I. 1775 an die Stelle deö ober¬
sten Gerichtshofs von Lothringen. Außer den Parlamen¬
ten bestanden noch zu Colmar, Arras und Pcrpignan so¬
genannte oberste Gerichtshöfe (cour-s souvoosinos) , welche
dieselbe Gerichtsbarkeit, aber ohne die sonstigen legislativen
Attribute der Parlamente, hatten.

*) Einige kleine Verschiedenheitenfanden in dieser Hinsicht
doch zwischen den ParlamentenStatt, wovon in der Folge
noch gelegentlich geredet werden soll.



Parlament von Paris einzig vorbehaitenc Sachen eine Aus¬
nahme machten.

Nachdem wir nun von den Befugnissen der obersten Ge¬
richtshöfe (oour8 souvei-sines) so viel, als hier nöthig ist,
gesagt, wollen wir zu den Unter-Gerichten übergehen.

Die Namen und Befugnisse der Richter, welche in erster
und überhaupt in den untern Instanzen, ehe eine Sache vor
das Parlament kam, urtheilten, waren wie wir schon oben
gesagt haben, sehr verschieden. Vor Allem muß man sich mer¬
ken, daß es in Frankreich, bis zur Revolution, eine doppelte
Art von Gerichtsbarkeit gab, nämlich die Königliche und die
Grundherrliche (justioe ro^sle et juztiev 8eigneurisle). So
sehr auch in den letzten Jahrhunderten die Macht der Barone
vor der des Königs gebeugt worden, so ist es doch vor der
Revolution nicht gelungen, Ihnen die Macht, die Gerechtigkeit
in ihrem Namen ausüben zu lassen, gänzlich zu entreißen. Man
unterschied drei Grade dieser grundherrlichen Gerichtsbarkeit,
nämlich die hohe, mittlere und niedere (Is Ksuto, moyenne er
bssse *1 justioe). Der Grundherr, welcher die hohe Gerichts¬
barkeit hatte, der Obergerichtsherr (le seignour bsur-justieler)
oder vielmehr der von ihm ernannte Beamte — denn in den
letzten Zeiten übte und durfte sogar keiner dieser Grundherrn
die Gerichtsbarkeit in eigener Person ausüben — erkannte zwi¬
schen zwei Partheien, wenn sie beide oder auch nur der Ver¬
klagte in seinem Gerichtsbczirkwohnhaft war, in allen bürger¬
lichen Sachen, selbst auch in Streitigkeiten zwischen dem Grund¬
herrn und Einem seiner Unterthanen, wenn es sich von den
Domainen und ordentlichen Gefällen des Grundherrn, selbst
von der ihm zukommenden Pacht handelte, nicht aber, wen»
von andern Verbindlichkeiten, die aus Schuldverschreibungen
u. s. f. herrührten, oder von Injurien die Rede war. — In
Criminalsachenhatten die Beamten dieser Obergerichtsherrn die

*) Die niedere Gerichtsbarkeit(lrssse justioe) hieß auch
wohl iustlce koneieoe oder censuelle. Ucbrigcns schloß
der obere Grad der Gerichtsbarkeit die untern Grade in
sich. Daher sagte man von einem SeiZneur daet-justi-
eier: ^u il avoit justieo llsute, wv^eooe et Uassv.



Befugnifi, jede Leibes- und selbst die Todesstrafe zu erkennen.
Jedoch durste (in den letzter« Zeiten) keine von denselben er¬
kannte peinliche (körperliche)oder entchrendr Strafe (peino sl-
Iliotivo on infgmsnte) ausgeführt werden, wenn das Urtheil
nicht von dem Parlament, zu dessen Gcrichtsbezirkdas Gebiet
des Grundherrn gehörte, bestätigt war. Die Berufung ging
deshalb schon von Amtswegen an das Parlament, der Ver-
urthcilte selbst mogte appclliren oder nicht, und zwar unmittel¬
bar oder, wie man sagte omiszo inoäio, d. h. mit Uebcrgchung
aller Zwischen-Jnstanzcn. War das Urtheil von dem Parla¬
ment bestätigt, so ward es im Namen des Obergcrichtsherrn
und unter der Aufsicht seiner Beamten ausgeführt. Derselbe
durfte daher, und mußte sogar Gefängnisse, Galgen u. s. f.
haben. Die Macht eines solchen Obergcrichtsherrn war also,
wie man sieht, sehr groß. Es gab indessen sowohl im Civil-
als Criminalfach einige Sachen, die sogenannten dem König
vorbehaltcnen oder königlichen Falle (ess ro^aux), worüber
nur die königlichen Gerichte erkennen konnten. Hierhin gehör¬
ten aus dem Eivilfach vorzüglich diejenigen Rcchtästrcitigkeiten,
wobei die Domaincn des Königs, oder Institute, die er gegrün¬
det hatte, betheiligt waren; eben so die über den Besitz von
Pfründen u. s. f. Die Criminal - Fälle, die außer dem Hoch¬
verrath hierhin gehörten, werden (H. 4. bei dem Eriminal-
Verfahren) näher angeführt werden. Noch ist zu bemerken,
daß die Gerichtsbarkeit der Obergerichtsherrn meistens zwei
Instanzen umfaßte. Dieselben hatten einen besondern Beamten,
Vogt oder xrvvüt genannt, der in erster Instanz entschied, und
überdcm einen höhern Richter mit dem Titel: Amtmann (büllli),
an den man von dem Ausspruch des Vogts appellirte.*) Was

*) M. s. 6. Nolinsei (llumoniin) oomrnsntarii in son5no-
iucline« ksrigiense». tit. I. H. 1. Aloss. 5. no. 51. „ita
luoct osstellsni (obätolsins) bnju» ro^ni 5olent babers
nnum juclicern pro primo tribunsli guem prasp 08 ituia
vaesnt, gui omnem jurisäietionem exerset in prima
instantis: st slium jnclisem pro secunclo tribnnsli, ^nsin
bsülivum voesnt, gui svAno8sit in 8souncla instsntia äs
sansi» sppsllstionum s »entsntiis primi juäioi8 äomini
csstri (än cbatean) st sastollaui, ^naorvis e republica
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die mittlere und niedere Gerichtsbarkeit betrifft, so lassen sich
die Gränzen zwischen denselben nicht ganz genau angeben, in¬
dem nach Verschiedenheit der Provinzen hierin auch eine große
Verschiedenheit Statt fand. Von der hohen Gerichtsbarkeit
unterschied sich sowohl die mittlere als niedere dadurch, daß die
Besitzer derselben oder vielmehr deren Beamten keine Lcibcs-
oder entehrende Strafe erkennen konnten. Ihre Compctenz
erstreckte sich nur auf minder bedeutende Falle, Jnjuricn-Sachen
oder sonstige leichte Vergehen; wo sie nur eine Geldstrafe —
die Besitzer der mittlern Gerichtsbarkeit eine von 60, und die
der untern eine von 10 paris. Stbr. — verhängen konnten.
Uebrigens hatten beide auf ihrem Gebiet die Polizei, so wie
auch das Recht, die Verbrecher, die sich auf demselben betreten
ließen, zu verhaften, und eine Untersuchung über die Sache an¬
zustellen, mußten sie aber nach 24 Stunden nebst den Zcugen-
Aussagen, dem Beamten des Obergerichtshcrrn oder des Kö¬
nigs überliefern. Was die Civil-Gerichtsbarkeitbetrifft, so
waren hierin die Befugnisse der Besitzer der mittlern Gerichts¬
barkeit fast eben so ausgedehnt, als die der Obergerichtshcrrn.
Allein die niedere Gerichtsbarkeit gab nur das Recht, in Strei¬
tigkeiten über die dem Grundherrn zukommenden Gefällt und
Renten, so wie* *) über persönliche Klagen, wo der Werth nicht

esrot, guocl unicum tantuin surisstiotionis grsclum eum-
giis peobs säministrstum lisberent. " Mau ssndct ill
diesem Werk überhaupt viel Merkwürdiges in Beziehung
auf die Gerichtsbarkeit der Grundherrn, z. B. über die
Theilung derselben bei Erbschaften u. s. f.

*) Die verschiedene» Grade der grundhcrrlicheu Gerichtsbar¬
keit bestanden in Frankreich seit uralten Zeiten. Au sebr
vielen Stellen der Gesetze Ludwigs des H. (unter andern
liv. I. clisp. 24, 25, 31, 38, 30, liv. ll. elisp. 34, 35)
geschieht derselben Erwähnung. Doch werden darin eigent¬
lich nur zwei Grade dieser Gerichtsbarkeit unterschieden.
Die Besitzer der hohen Gerichtsbarkeit werden „Hers"
oder „Lsrons" genannt. Diesen stand auf ihrem Gebiet
die volle Criminal- und Civil-Gerichtsbarkeitim höchsten
Grade zu. (äv. l. oliup. 25. „Vers si s en 8S teilt:
inurtrs (Meuchelmord), ist (Mädchenraub), et enein
(Llieise, die Ermordung der Frucht einer schwängern Frau),
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über 60 paris. Stüber betrug, zu erkennen. Die Beamten
aller dieser Gcrichtsherrn führten meistens dieselben Titel, wie
die Königlichen. Sie hiessen Vögte (xrevöts), Amtmänner

tont ne I'eust PS8 gugues sneisnnsmeat (obschon er es
früher nicht hatte). Die Besitzer des zweiten (niedrigern)
Grades der Gerichtsbarkeit kommen in den stsblissem,
unter dem Namen „Vsrssor" (Vasallen) oder „6entis-
lioms" (Edelleute) vor. Dieselben erkannten nur über
geringere Verbrechen, welche nicht mit dem Tode bestraft
wurden, den Diebstahl einzig abgerechnet (Lesumsn. ekap.
58); und selbst bei Diebstahlen ward in einigen Gegenden
das Urtheil von dem Oberherrlichcn Gericht gesprochen
und von dem Gericht des Vasallen nur vollstreckt. IN»-
blissem. liv. I ebsp. 34. „Vouit Clous) Oentisboins
^ni ont voiris en leur terre, pensient larron (voleur,
von dem lat. Istro), sie guelgue Isrreein gu'il sit (sit
en leur terre, nies (mais) en aueune elrsstellerie les
niene l'en juger ä leur 8eingnieur, et gugnsi les 8ires
les s jugies, 8» les envo)'« en srrisre, et eil (lä) en
lont I» fustiee. Lit eneore ont plus li Vsvsseur, csr
eus (eux, ils) tiennent leurs lrstsilles sievant eus 6s
toutes elioses, lors 6s Zrans rnetkes (meksits) ^ue nous
V0U8 SVSN8 N0MM68 etc. " Die Vasallen durften einen
Dieb ohne Erlaubniß ihres Obcrgerichtsherrn nicht wieder
frei lassen (Nr. II. ellsx. 35), auch keinen Galgen aufrich¬
ten, wenn nicht gerade ein Verbrechen vorgefallen und ab¬
geurtheilt worden war; und wenn derselbe durch Zufall
zusammenstürzte, durften sie ihn nicht wieder aufbauen.
idiä ,,ne il pust lever justiee ne lorelies, si Is8 (es
(lsits) ni svoient estv jugies, st 8S li lorelies ellieent
par guas (eas) ä'avsnture, il ns Is8 pust relever ssns
rsssentement siu Laron ou Cliiek 8eignieur. " Auch
durften die Vasallen Niemand verbannen, oder seines Lchns
berauben, und eben so wenig einem Leibeignen die Freiheit
geben ohne Erlaubniß des Grundherrn (liv. ll. eliap.34,35).
— Zu den Zeiten Boutillicrs (im I. 1402) bestanden aber
die drei verschiedenen Grade der Grundherrlichen Gerichts¬
barkeit (justiee iisute, ino^enne st bssse) fast so wie
in den letzten Zeiten (vor der Revolution). So heißt es:
8on>. Ilur. liv. l. tit. 3. „ siurissiietion naturelle est
eelle gue Is8 8e>gn6urs ont pur Is siix;nite sie la 8eig-
neuris sie Isur8 üel's st nol>Iv8 tenements : laguelle est
patrinionirsie selon la eoustume gvnersle sie Crsnee:
eomme les Oarons gui tiennsnt en Laronnie. (.es
liauts justieiers cjui ont kaute justiee. 1.68 Vicootier»



(Iivillis) u. s. f. Hatten sie jedoch mir die niedere Gerichts¬
barkeit, so hiessen sie meistens Maires (major-es villarum).
Es fand indessen hierin eine große Verschiedenheit Statt. Die

gui ont wo^enne justice. Ii.es k'onsiers ^ui tiennont
Kasse justive er bonsiere. " In den am Ende seiner
Schrift beigefügten Stücken x. 899 handelt er umständlich
von den verschiedenen Rechten dieser drei Klassen von
Grundherrn. Die Stelle ist indessen viel zu weitläufig,
als daß sie hier Platz finden könnte. Die Rechte, wovon
er spricht, beziehen sich nicht allein auf die Gerichtsbar¬
keit. In Hinsicht der letztem hatten die, welche er Ba¬
rone nennt , mit denjenigen die bei ihm „Vavasor" hei¬
ßen, fast dieselben Befugnisse. Beide hatten, mit Ausnah¬
me einiger dem König vorbehaltenen Falle, die Gerichts¬
barkeit in allen Civil- und Criminalsachcn, wobei jedoch
die Berufung an den König Statt fand. Die Vollstreckung
der Urtheile geschah aber immer auf Befehl und Veran¬
staltung der Grundherrn, wobei noch der lächerliche Unter¬
schied Statt fand, daß der Baron einen Galgen von vier,
der Vasall (Vavssor) aber nur einen von drei Beinen
haben durfte. Die Besitzer der mittlern Gerichtsbarkeit,
welche Boutillier „ Vieontiers" nennt, durften sogar nur
Galgen mit zwei Beinen, die in die blose Erde eingeschla¬
gen waren, haben. Denselben stand die Criminal-Gcrichts-
barkeit nur über den Dicbstahl zu, sonst durften sie nur
eine Geldstrafe von höchstens 69 paris. Stüber erkenne».
Kurz sie waren sehr nahe das, was zur Zeit der etaklis-
8om. die Vasallen (Vavasoi-) waren. Die Besitzer der
niedern Gerichtsbarkeit erkannten nur über die ihnen zu¬
kommenden Renten und konnten überdem eine Geldstrafe,
die nicht über drei Stüber steigen durfte, auflegen. —
Unter Baronen verstand man ehemals die größten und
mächtigsten Lehnsträgcr (die eigentlichen Pairs), so wie
dieses aus den ersblissem. und aus Beaumanoir erhellt.
Zu den Zeiten Boutilliers scheint man aber alle Diejeni¬
gen, welche die hohe Gerichtsbarkeit hatten, Barone ge¬
nannt zu haben. Der Herausgeber desselben, Charondas
bemerkt indessen dazu, daß, nach dem alten Manuskript,
dessen er sich bei seinen Anmerkungen bediente, und welches
aus den Zeiten von Philip August war, unter Baronen
die größten Grundherrn, Herzoge, Grafen u. s. f, verstan¬
den wurden. „ 8il nert tex sii-es gui reinst en Lai-on-
nie, si eorume guens (eointes) on llus (clues) ou auties
Zriias sires." Dn-Lan^e glaubt, die Bamierhcrrn (elle-
valieis kainierets), die das Recht hatten, ihrem Hecrhau-
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Beamten einiger Grundherrn hiessen, so wie die Grundherrn
selbst, Castellane, Burgvögte (Lbätolsins). Diese letzten: Grund¬
herrn waren in frühesten Zeiten weiter Nichts, als was ihr

fen das Panier (eine Fahne von besonderer Gestalt) vor¬
zutragen, haben auch den Titel Barone geführt. Er hat
eine eigene Abhandlung über diesen Gegenstand geschrieben
(Des 6bevslier8 ksnnere:»), die man in seiner Ausgabe
von dem Leben Ludwigs des H. findet. Allein aus dem
was er selbst anführt, ergibt sich, daß die Barone über
den (lliovsliers Ksni»6r6t8 standen. Unter die Vorrechte
der Barone gehörte unter andern, daß ihre Güter nicht
unter ihre Kinder getheilt wurden, sondern dem ältesten
Sobn allein verblieben, der seinen Brüden: nur ein an¬
ständiges Auskommen geben mußte. KtsllIis86M. liv. I.
allgp. 24; 8om. Kur. p. 899- „1-6 K6r .N6
äopsrt n6 clevise paur krorsgo N6 sutr6m6at, ainsi

v'est cpi6 >6 P6r6 laur siot (sit Part 6t <Iivi8iou 6u 8vn
xllvsnt, ms>8 i's>8nä (ror6 lloit sisiro sclvensnt paroon ä
808 moinlll'68 (r6r68 <lo8 ollo868 psrtsblas, Kt 86 lillo8

^ s, I'sisnö (ror6 lb8 lloit rusrior psr sllvi8 clss smi8.^^— Mit den gewöhnlichen Edelleuten war dieses anders.—
In einigen Gegenden waren frühcrhin die Edelleute, wel¬
che Vasallen eines Barons waren, verpflichtet, demselben
ihre Schlösser und Burgen auf Verlangen auszuliefcrir,
wenn er derselben wegen eines Kriegs oder sonstiger wich¬
tiger Ursachen bedurfte. Dieses war insbesondere in der
Beauvoisis der Fall. Kasumsn. cllsp. 58. „ U Luens
(comt68) et taut oil gui ti6nn6nt 6N Ksronia, ont llion
flroit sur Ior8 lrom68 psr r68vu 8ouv6rsia gus 8'il
ant >n68tt6t- (dS8oin) äb8 (ort6r68868 ä lor liorn68 (cls
teur8 llomrnes) por lor guorr68 ou por »rottro lor pri-
sonni6r8, ou por lor Fsrni80N8, ou pour 6U8 (6ux) gsr-
ller, ou por Is prallt oornmun 6u psV8, it las psut
penrs (prenäre)." In andern Provinzen indessen konn¬
ten die Barone dieses nur vermöge besonderer Verträge
verlangen. Lehen, die dieser Verpflichtung unterworfen
waren, hiessen „66(8 jurabl68 6t renäsll>68", worüber
man die dreißigste Abhandlung von I)u-Lsng6 nachsehen
kann. Die andern Vorrechte der Barone, so wie sie zu
den Zeiten Boutilliers waren, findet man 8om. Kur. p. 899.
— In den letzten Zeiten (vor der Revolution) hatte der
Titel: Baron, viel von seinem frühern Glanz verloren.
Die Barone waren dem Rang nach geringer als die Mark¬
grafen (msrcplis) , Grafen (6viirt68), und Viccgrafcn (vi»
comro»).

«
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Name aussagt, d. h. sie waren mit der Bewachung eines
Schlosses (ä'un cbätesu ou cliätolet) beauftragt, oder belehnt.
Späterhin wußten sie sich indessen eben sowohl, wie die übrigen
Lehnsträger, zu Herrn ihrer Lehen zu machen. Anfangs ver¬
walteten sie, wie alle Lehnsträger, die Gerechtigkeit im Namen
des Königs. Allein als sie Grundherrn geworden waren, be¬
stellten sie dafür eigene Beamten, die mit ihnen denselben Na¬
men führten, und die man daher nicht mit Ihnen verwechseln
muß. Auch in einigen Städten führten die königl. Stadtrich¬
ter den Titel Burgvogt oder Castellan. Die eigentlichen Grund¬
herrn die so hiessen, hatten in den letzten Zeiten meistens die
hohe Gerichtsbarkeit.

Bei den Gerichten der Grundherrn befand sich allezeit ein
Beamter, der das öffentliche Interesse und das des Grundherrn
selbst wahrnahm. Derselbe ward xroonreur iiscal genannt.
Uebrigens waren diese Gerichte oft nur mit Einem Richter
besetzt. Bei Criminal - Urtheilen, wo wenigstens drei Richter
nöthig waren, zog man in Ermangelungderselben zwei Rechts-
Gelehrte (äeux grsäuös) zu. Von den Aussprüchen eines Ge¬
richts, das nur die untere oder mittlere Gerichtsbarkeit hatte,
ging die Berufung unmittelbar an die Gerichte des Oberge¬
richtsherrn, wenn es einen solchen gab. *) Von diesem letz¬
ten:, und schon gleich von dem Untergericht, wenn es keinen
Obergerichtsherrn hatte, ging die Berufung an die königlichen
Richter; von dem Vogt des Grundherrn an den Vogt- und von
dem Amtmann (Ksilli) desselben an den Amtmann des Königs,
und in letzter Instanz an das Parlament. Doch hatten einige
Obergerichtsherrn das Vorrecht, daß die Appellation von den
Aussprüchen ihrer Gerichte unmittelbar an das Parlament ging.
Dieses Vorrecht hatten fast alle Pairs, deren Gebiet zu einem
Herzogthum (äuobö-xsirie), erhoben war. Unmittelbar von
den Gerichten der Grundherrn an das Parlament, gingen auch
noch alle Klagen über die Competenz und über die Verweige¬
rung Recht zu sprechen (äsn: äo juslioo) ; welches letztere viel-

*) und zwar so, daß man von dem untern Gerichtsherrn mit
Uebergehung des mittlern gleich an den Obergerichtsherrn
appellirte.

15



S08

leicht noch ein Rest von der uralten, zu den Zeiten des gericht¬
lichen Zweikampfs bestehenden Gewohnheit war, daß man im
Fall der Rechtsverweigerung an den obern Lehnsherrnappelli-
ren konnte. Die Beamten der Grundherrn (aller drei Grade)
übten die Gerichtsbarkeit zwar im Namen dieser Herrn, allein
nach den vom König vorgeschriebenen Gesetzen und Formen
aus. Der König hatte auch das Recht, die Qualitäten der
Subjecte, welche die Grundherrn zu Beamten wählen durften,
zu bestimmen. Vielleicht geschah es, um sie hierin wachsamer
und strenger zu erhalten, daß man die alte Gewohnheit, nach
welcher sie für die Richtigkeit der Aussprüche ihrer Beamten
verantwortlich waren, für sie länger bestehen ließ, als für die
königl. Gerichte. (M. s. S. 95, 96.) Wenn ein Grundherr
sein Recht mißbranchte, so konnte der König ihm dasselbe für
seine Lebenszeit nehmen. Gewöhnlich ward dann die ihm zu¬
kommende Gerichtsbarkeit mit derjenigen des nächsten königl.
oder grundherrlichen Gerichts vereinigt. Zuweilen ward auch
ein einzelner Unterthan, den der Grundherr unterdrückt hatte,
von seiner Gerichtsbarkeitbefreit. Die Gerichtsbarkeit der
Grundherrn bestand bis zum Anfang der Revolution (im I.
1789). Sie war indessen, so wie einer der gehässigsten, auch
einer der ersten Mißbräuche, welche der Gewalt derselben erlag.
Schon das Decret der constituirenden Versammlung vom 4ten,
^ten, 7ten, 8ten und Uten August 1789 (promulgirt den 3ten
Movember d. I.) *) hob nebst dem ganzen Feudalsystem, auch
chie Gerichtsbarkeit der Grundherrn, und zwar diese ohne Ent¬
schädigung, auf. — Wer nähere Belehrung über die ehemali¬
gen Verhältnisse dieser grundherrlichen Gerichtsbarkeit verlangt,
sehe Ro^86an ä«8 8eiAnenrie8, Lsegnet ä«8 äroit8 äs ju8-
tioe, so wie Nerlin Repertoire, l Lne^olopeä. und kerriere

Diot. ä. Oroit: art. jn8tive sei^nenriale.

*) v686nne coä. Aenör. k'rsno. tom. I. p. 2. „srt. 4.
1oute8 Ie8 jii8tiee8 8eiFneurisIe8 8vnt anpprimeea 8sn»
aneune inäeinni8ation; et nesnmoin8 Is8 ok6eier8 äs

ce8 ju8tiee8 eontinueront leura lonvtion8 ju8gu'ä es

r;u'il sit e'te ponrvn par l'aaaemläee nationale a I'eta-
läissewent ä'un nouvel oräre juäieiaire."



Die unterste Stufe unter den gerichtlichen Beamten des
Königs nahmen die Vögte (xrevois) *) ein. Dieselben hatten
in den verschiedenen Provinzen verschiedene Namen. In der
Normandie wurden sie Vicegrafen (Vicomtes), m Bourbon-

nois und in der Auvergne Castellane (Lbäswlsins), in Langue-
doc und in der Provence Stellvertreter (Vi^uiei-s) genannt.
Alle diese Beamten waren in Hinsicht ihrer Amtsgewalt völlig
gleich. Sie entschieden nämlich, mit Ausnahme einiger den
Amtmännern vorbehaltenen Fälle (wovon in der Folge ein
Näheres), über alle Civil- und Criminal-Sachen, die innerhalb
des Bezirks ihrer Vogtei (prevüto) vorfielen, in erster- und zu¬
gleich in zweiter Instanz über alle Sachen, die, durch Appella¬
tion von den zugehörigen Gerichten der Grundherrn, vor sie
gebracht wurden. Die Aussprüche der Vögte gingen nicht von
denselben allein aus, sondern sie hatten Beisitzer, welche mi
Ihnen in collegialischer Form urtheilten. Insbesondere war
auch bei jedem solchem Gericht ein Beamter der Staatsbehörde
(ein Prokurator des Königs) angestellt. Die Erkenntnisse der
Vögte waren in einigen Fällen, ungeachtet der Appellation,
vorläufig vollstreckbar. **) Allein über keinen, auch noch so
geringfügigen Gegenstand sprachen sie in letzter Instanz. Diese
Beamten bestanden seit uralten Zeiten in Frankreich, sicher
schon vor Philip-August (reg. 1180 — 1223). Es scheint, daß
zuerst, die Lehnsträger, nachdem sie sich zu völligen Herrn ihrer
Lehen gemacht, in ihrem Gebiet Beamte unter dem Namen
Vögte eingesetzt haben, und daß, bei der gänzlichen Verände¬
rung der Staatsverfassung, dieses auf den Krongütern des
Königs ebenfalls eingeführt worden. Diese Vögte hatten ur¬
sprünglich nicht blos richterliche Befugnisse, sondern sie hatten
zugleich die Verwaltung und den Empfang oder vielmehr den
Genuß der königlichen Gefälle. Dieselben waren nämlich im

*) Von prsepo8>tu5, woraus „prsepost" und endlich durch
die besonders in den Südländern gewöhnliche Verwechse¬
lung des p mit v, so wie durch Wegwerfung des 8 xre-
vör geworden.

**) Man findet dieselben aufgezahlt in der oräon. ä. 1667.
til. XVU. srt. (12 — 15).
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Anfang keine eigentlichen Beamten, die der König ernannte;

sondern ihre Stellen wurden an den Meistbietenden auf eine

gewisse Zeit (meistens nur auf drei Jahre) verpachtetet. *)

Zuweilen wurden sie auch gegen eine runde, ein für allemal

bezahlte Summe, doch nur auf eine bestimmte Zeit, vergeben,

welches einem Kauf naher kam. Der Besitzer einer solchen

Stelle, sey es durch Pacht oder Kauf, erhielt dadurch nicht

allein das Recht die Gerechtigkeit zu verwalten, und die damit

verbundenen Vortheile, insbesondere die Geldstrafen, zum Theil

oder ganz für sich zu beziehen, sondern er hatte auch alle Ein¬

künfte und Gefalle, welche das sogenannte veränderliche Kron-

gut (äomsine musblo) abwarf. Hierzu rechnete man Alles,

was einer Vermehrung oder Verminderung fähig war, insbe¬

sondere Wiesen, Flüsse, die Siegel-Gebühren (scesux) u. s. f.

Es war ein großer Uebelstand, daß die Vögte die Geldstrafen,

die Ihnen zu Gut kamen, selbst bestimmten. Mehrere Könige

haben durch ihre Verordnungen diesem Mißbrauch zu steuern

gesucht. Philip-August verordnete 1190 in seinem sogenannten

Testament, daß die Vögte vier Beisitzer haben sollten, ohne

welche sie kein Urtheil erlassen könnten. Philip der Schöne ver¬

bot ihnen durch seine Verordnung vorn März 1302 **) die

Geldstrafen selbst zu bestimmen. Dieses sollte durch die Amt¬

männer, Scneschallc oder Scheffcn nach dem Gewohnheitsrecht

*) Im Jahr 1207 war die Vogtstelle zu Paris zu 3700 Livr.

verpachtet. Der ganze Pachtertrag aller königlichen Vog-
teien, deren es damals nur 49 gab, war nicht Höher als
32000 Livr. Die Mark Silber galt aber damals 2 ^ Livr.,

zuletzt (vor der Revolution) nahe an 54 Livr.

**) Ststul. pro Uelormsl. Hegn. srt. 10. „Volumus etigm,
gooil si conkingsi guocl sliguse 4e prsokeeturi8 nostri»
venäsntur, sut ilentur scl lirmsm (ü kerrne), prseoipi-
rnus, gnoä tslibus commenäentur personi8, guso lille-
lo8 et iäonese repntentnr, et bonge (ginge, et guge
sint beno golvenüo, non (llerioi, von ugnrsrii, non in-
ksni68 , nee eireg oppro88ione8 gubäilornln 8uspeeti.
Aeo volumu8 gooll prgekgtge per8vnge all prgeüiets8
xraepo8irurLt8 (prevote'g) n«8trg8, 8en gllinini8lrgtione8
ingtituti, gugnMmoungue plu8 ging in e>8 olkersnt, s>1-
rnittantnr. Illbibenlv8 äs cgetero, ne kraepobiti sä lir-



des Orts geschehen. Carl der Achte griff endlich das Uebel

an der Wurzel an. Er trennte durch sein Edict (vom I. 1493,

Art. 65) den Pacht der königl. Gefalle von der Verwaltung

der Gerechtigkeit. Für die letztere bestellte er eigentliche Be¬

amten (Vögte), die eine bestimmte Besoldung und zwar aus dem

Pachtertrag der königlichen Renten und Gefalle zogen. — Ueber

den Vögten* *) standen in der gerichtlichen Hierarchie und als

Vorgesetzte derselben, die Amtmänner (bsillis). Der Name

(lat. Ksillivu8, früher bsjulu») kommt von Kail her, welches

im Mittelalter so viel hieß, als Verwahrung (gsräe) oder

Verwaltung. **) Diese Beamten, waren wahrscheinlich eben¬

falls eher auf den Lehngütern der Barone als in den dem

König unterworfenen Landestheilen eingeführt. Die Barone,

welche, nachdem sie Herrn ihrer Lehen geworden, die Verwal¬

tung der Gerechtigkeit ihren Vögten überließen, hatten sich den¬

noch die Beurtheilung gewisser Fälle, wo Personen, die unter

ihrem besondern Schutz standen, betheiligt waren u. s. f., vor¬

behalten. Um dieselben zu entscheiden, saßen sie von Zeit zu

Zeit in eigner Person zu Gericht; und diese Gerichts - Sitzun¬

gen wurden durch den Namen Assiscn von den gewöhn¬

lichen unterschieden. ***) Die Barone wurden indessen auch

dieser außerordentlichen Sitzungen müde. Sie bestellten, um

dieselben zu halten, besondere Beamten unter dem Namen:

Ksillis (Amtmänner), welchen sie zugleich den Befehl im Krieg

msiL (s kormo) krsepositursrr» tenontes taxaro vel su-

äiosro prsosumaat ornonäs8 (Io8 amonckoz), soll 8onv-
sobslli »at Lsillivi, sut Losbirii cluntsxat, soounclulu

gase loeorum oon8uotuclino8 8usllobunt."

*)Wenn wir oben sagten, daß die Vögte die unterste Stufe
unter den gerichtlichen Beamten einnahmen, so muß man

davon einige, insbesondere den Vogt von Paris (provür
«le ksri8) ausnchmen. Dieser als Chef des Stadtgerichts

von Paris (6a ollLtelot), war einer der vornehmsten rich¬

terlichen Beamten des Königreichs. In der Folge wird

näher davon gehandelt werden.

**) Einige glauben, das Wort (bsillik) bedeute so viel als

Beschützer (garäo) der Unterdrückten.

***)Man sehe ülorlia Report, art. bailli.
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und einen Theil der Verwaltung der Finanzen übergaben. —
Philip-August (reg. v. 1180—1223) ist wahrscheinlich der Erste,
welcher dieselben in den königlichen Landcstheilen eingeführt
hat. *) In der berühmten Verordnung vom I. 1190, die un¬
ter dem Namen des Testaments von Philip-August**)bekannt
ist, heißt es Artikel 2.: „Wir haben in allen unsern Landes-
theilen, so wie sie durch eigene Namen unterschieden sind, un¬
sere Amtmänner eingesetzt" (in tor-ris »oslris ^use propriis
nominikn8 äisiinotss snnt, bmllivos nostros posuimus). Die¬
selbe Verordnung bestimmt die Pflichten und Befugnisse dieser
Beamten. „Die Amtmänner" heißt es darin Art. 2 „sollen
jeden Monat eine Sitzung (sssiso) oder einen Tag bestimmen,
an welchem jeder schleunig sein Recht erhält, und der König
seine Gebühren. Sie sollen ein Register über die Geldstrafen
halten." (Omnes iui clsmorem ksoiorit revipient jus SUUIN
xer eos ot justitism ot nos jura nostrs). Nach Art. 6 Und 7werden die Vögte unter die Aufsicht der Amtmänner gestellt.
Die letztem sollen dem König die Vergehen der Vögte anzei¬
gen, doch sollen sie dieselben nicht absetzen, als wegen Mord,
Menschenraub, Todtschlag ***) oder Verrath. Die Amtmänner
waren, wie schon gesagt worden, nicht blos gerichtliche Beam¬
ten , sondern sie waren auch Anführer im Krieg, und hatten
überdem wie die Vögte, den Empfang gewisser königlichen
Einkünfte und Gefälle. Ihre Stellung war indessen in Bezie¬
hung auf diesen Punkt in doppelter Hinsicht von derjenigen
der Vögte verschieden. Die letzter» hatten nämlich (in den
Zeiten, wovon hier die Rede ist) Istens den Ertrag der könig¬
lichen Einkünfte, eben so wie ihre Stelle gepachtet; die Amt¬
männer hingegen waren von jeher vom König ernannt, und
erhoben die Einkünfte desselben nicht zu ihrem Vortheil, sondern
berechneten sie dem königl. Schatzmeister. 2tens Erhoben die

*)Vrnssel usagv äos Loks liv. H. obsp. 35.
**) Der König bereitete sich damals zu einem Kreuzzug vor,

den er den 24. Juni desselben Jahrs antrat.

5**) Todtschlag (llomioillo), Mord (mourtre). „D'bomioillo
Lommis volvntsiremellt sst ^uslisiö wenrtro." art. 295

ä. Lost. xso.
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Vögte die sogenannten veränderlichen Renten; die Amtmänner
hingegen die firen so wie die zufälligen Einkünfte. Unter den
letztem verstand man diejenigen, die sich aus den Erbschaften
von Fremden, die in Frankreich starben Oubsivss), aus dem
Recht der todten Hand (wsin-warte), *) aus der Oberherr-

*) Zeus äe main warte oder wsw-wortsbles auch (vilsias
oder gen8 cle eorps et äe pot genannt) waren Menschen,
deren Zustand von dem der Sklaven oder Knechte wenig
verschieden war. Es gab deren zuletzt (vor der Rcvolut.)
nur in wenigen Gegenden, die meistens in der Nähe der
Provinzen, wo das geschriebene Recht galt, lagen; z. B.
in den beiden Burgunden, Nivernois, Bourbonnois, Au-
vergne u. s. f. In einigen Gegenden hatte der Herr das
Recht, nach dem Tode eines solchen Sklaven das beste
Stück aus seinem beweglichen Eigenthum für sich zu neh¬
men. Dieses ward insbesondere das Recht der todten
Hand (ckroit cle wsin-warte) auch wohl ckroit äo weil-
leur vatel, (wie in Westpfalen das Besthaupt) genannt.
Ehemals soll man, wenn sich unter dem Eigenthum eines
verstorbenen Sklaven Nichts dem Herrn dienliches vor¬
fand, Jenem die rechte Hand abgehauen und sie dem
Herrn vorgelegt haben, als Zeichen, daß derselbe ihm nicht
mehr dienen würde. Gewöhnlich lebten mehrere unterein¬
ander verwandte Familien solcher Sklaven zusammen, wel¬
che eomwuniers genannt wurden. Nur unter dieser Be¬
dingung, daß sie unter dem nämlichen Dach wohnten und
am nämlichen Tisch aßen (gv'Ü8 rivoient su wem« ken
et su meme psw), konnten sie durch Testament über ihre
Habe und immer nur zum Vortheil Eines oder Mehrerer
aus der Gemeinschaft verfügen. Starb Einer ohne Testa¬
ment, so fiel sein Besitzthum an die nächsten Verwandten,
die in der Gemeinschaft waren, und wenn Niemand mit
ihm in Gemeinschaft lebte, an den Herrn. Die Sklaven
mußten diesem eine Abgabe bezahlen; sie durften ihr Ei¬
genthum nur an andere Sklaven und zwar ihres Herrn
verkaufen, sich nicht mit Freien oder auch mit Sklaven
eines andern Herrn verheirathen. Man nannte eine solche
Heirath, wenn sie ohne den Willen des Herrn geschlossen
ward, kor-msrisge oder leur-msrigge. Der Herr nahm
in diesem Fall den dritten Theil alles in seinem Gebiet
gelegenen, beweglichen und unbeweglichenEigenthums des
Sklaven. — Uebrigens wurden auch die Corporationen
und Gemeinden wohl gen» cke wsin warte genannt, weil
die ihnen zufallenden Erbschaften sich nicht weiter vererb-
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lichkeit in geistlichen Sachen srögsls lies övödiöH, aus den
dem König zukommenden Gebühren, wenn Vasallen ihre Knechte
freiließen, oder Eigenhörige des Königs sich ohne seinen Wil¬
len mit Eigenhörigen eines andern Herrn verheirateten (loi--
rnsi-igAe), oder Bürgerliche adeliche Güter ankauften (äroit8
äe brgves-lieM, aus dem Münzrecht u. s. f. ergaben. — Die
Amtmänner erhielten ihre Stellen nur auf drei Jahre. Hatten
sie ihr Amt gut verwaltet, so wurden sie zwar darin bestätigt,
aber in eine andere Amtei, Amtmannschaft,(balllisge) —> so
hieß der einem Amtmann angewiesene Bezirk — versetzt. Beim
Antritt ihres Amtes mußten sie, eben so wie die Vögte, dem
König einen Eid leisten. In der schon angeführten Verordnung
Philips des Schönen vom März 1302, ist die Form dieses
Eides vorgeschrieben, woraus wir Einiges merkwürdige hier
aushebert wollen. Sie schworen die Rechte des Königs zu be¬
wahren ohne Jemand Unrecht zu thun; kein Geld oder sonst
irgend ein Geschenk anzunehmen, als etwa Eß- und Trinkwaa-
ren, und dabei Wein nicht anders als in kleinen Fäßcheu
(KsrUs) oder Flaschen; nicht zuzugeben, daß ihrer Frau, ihren
Kindern, Brüdern, Neffen oder Nichten ein Geschenk gemacht
werde, auch selbst den königl. Staats-Rathen, deren Frauen,
Kindern u. s. f. keine Geschenke zu machen; sich nicht zu bethei-
ligen an dem Pacht der königl. Gefalle; wahrend der Dauer
ihres Amtes in dem Bezirk ihrer Amtmannschaft keine unbeweg¬
lichen Güter zu erwerben, darin keine Heirath zu schließen,
noch zuzugeben, daß ihre Kinder, Schwestern, Nichten sich
darin verhciratheten, keinen in gesanglicher Haft zuhalten, der
sich nicht körperlich (psr corps) verpflichtet habe, und zwar
durch einen unter dem königl. Siegel geschlossenen Contract
(psr letlres passöes sous 1e soel ro^sl). Was noch die Form,

teu oder in die sogenannte todte Hand (en msin morte)
fielen. Mit dem Ausdruck maln-morlgl>Ie8 bezeichnete
man aber nur die Sklaven, wovon so eben geredet worden.

*) Schon Ludwig der H. erließ im I. 1256 zu Paris eine
Verordnung über die Pflichten der Amtmänner, Vögte
u. s. f., die fast genau dieselben Bestimmungen enthält,
wie die so eben angeführte Philips des Schönen, weicher
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wie die Amtmänner, sowohl die königl. als grnndherrlichen,—-
und dasselbe gilt wahrscheinlich von den Vögten, — in den
frühesten Zeiten Recht sprachen, betrifft, so vertraten dieselben
nur die Stelle, die früher der Lehnsherr selbst zu übernehmen
pflegte, d. h. sie waren nur die Präsidenten des Gerichts, hat¬
ten aber selbst keine entscheidende Stimme dabei. „Der Richter
selbst," heißt es (ötalllissem. II v. II. cliox. XV) „soll das
Urtheil nicht fällen." *) Noch bestimmter drückt sich darüber
eine andere Verordnung Philips des Langen vom 1.1315 aus,
die man ihrem wesentlichen Inhalt nach bei Boutillier (Somm.

6 letztere überhaupt für Alles, was von seinem Großvater
herkam, die höchste Verehrung bewies. Den Tert dieser
Verordnung Ludwigs des H. hat Joinville in der Lcbens-
Beschreibung desselben (x. 122 nach der Ausg. v. 0u-(mogc1
mitgetheilt. Der Herausgeber bemerkt dazu, daß in eini¬
gen Registern der Oberrechenkammersich ein noch ausführ¬
licherer Tert derselben finde. In der von Joinville mit¬
getheilten, wird den Beamten durchaus verboten, Geschenke
anzunehmen,ohne daß Eßwaaren ausgenommen waren.
Der König hält in Beziehung auf die Amtsvergehen der
Amtmänner und Vögte das Erkenntniß sich selbst bevor,
überlaßt aber diesen Beamten die Bestrafung ihrer Unter¬
gebenen (Im puAnicIon lpiillitionl äesHuels »08 Imilliks,
xrevosts, juAes ct autrc8 oklleiers nons rc8crvo»8 ü
»oii8 ct »ostrs oognoi88snos: ct ü culx llc Icur8 Inte¬
rieur et 8 ubget 2 »ujet8f). Dieselben mußten, wenn
sie von ihrem Amt abgingen, noch vierzig Tage in ihrem
Amtsbezirk verweilen, oder für diese Zeit einen besondern
(special) Bevollmächtigten dort bestellen, damit diejenigen,
die sich über sie zu beschweren hatten, sich an ihnen erholen
könnten. Wegen Schulden sollten sie Niemand mit einer
Geldbuße belegen, auch nicht körperlich verhaften lassen,
als in den Fällen, wo einer an den König Etwas ver¬
schuldete. Diese letztere Bestimmung ist auch in die Lts-
dlisseill. Z. 8t. Il,oui8 IIv. I. clisp. 21 aufgenommen worden.

*) „Osr II juge8 8i ne llolt ps8 faire le juACinent 8elon
Is Court laie." An derselben Stelle heißt es: ,, l^usncl
Ic8 partiea 8cront coulee8 cn jugement, II kreroat ou
la juatice 8l feront lC8 psrtic8 rcnscr (ranger, ecarter),
ct sppelleront 80 uM 8 ai»mc»t gent ^ui nc seront mie
äc8 xsrtic8 etc."
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liur. liv. H. tit. 2. p. 665, 666) findet.*) „Auch sollen unsere

Beamten, die unsere Lehnsleute zusammenberufen, wenn diesel¬

ben aufgefordert worden sind, Recht zu sprechen, wegen des

Rechts nicht mit denselben zusammen bleiben, sondern sich zu¬

rückziehen, bis unsere Lehnsleute über das Recht einig sind.

Dann können die Amtmänner sie zurückrufen und sie auf ihre

Aufforderung (ä leur semonco) Recht sprechen lassen." Die¬

selbe Verfassung bestand auch zum Theil noch zu der Zeit, wo

Boutillier schrieb (im I. 1402). Derselbe unterscheidet (liv. I.

tit. 3) die Gerichte, wo die Lehnsleute oder Schcffen auf Auf¬

forderung des Lehnsherrn oder seines Amtsmanns urtheilten **),

*) „Item i»e nos oklloiers oonjursvs nvs bommes,
semons suront este äe lo^ clire, no ckemeurent svev
nv8 bommes ä I'o66k>8ion äs lo^, wsi» 86 pgrtont, tsnt
^»e nos bommes soient cl'socorä äe lo^ äire, ot Ior8
peuvent rgppeller vos Lsillibs ^vnr kaire et äire lo^
s leur »emonce."

**) Loutil. I. c. „6es juFes gul soient ä semonee 3e 8eiA-
neur, eomme ä'bomme clo 6ek, ou cl'escbevins, on

ä'bommes oensiers, on ä'bomme» oottiei's <zni suA6nt

ä oonsnrn «lu 8eiZneur ou äe »on Vsillik on (.ieute-

ngnt, ou lle Älsjeur ou 6e ju8tiee." Der Herausgeber
von Boutillier bemerkt zu dieser Stelle: „(ionsurn 68t nn
lerme sncien c^ui 86 trouvo 68 vieille8 oou8tnmc>8,

(Übroni^ue8 etv., et 8i'^ni66 c)ue eeux ^ui 80 nt spp6lle8

poue suAei', 8vnt 86moncl8 psr 86rm6nt cle (sire en-
86mbl6 bon ju^ement. — Boutil. liv. I. tit. 14. theilt

ein Formular eines Bestallungsbriefs mit, den ein Grund¬
herr seinem Amtmann ertheilte, woraus das eben Gesagte
noch deutlicher erh.llt. ..xsr v68 xi-686nt68

clonnon8 6t 6ori66son8 plnin ponvoir.cle 1sir6,

ßsrllnr, 6X6ro6l' 6t msint6nii' xour nou8 et en lien «lenou8 leüiet o16oe <le Lsillib.clo tenir et Asr-
<ler r >08 plsicl8 pouv nvU8 et an lieu äe nou8, clo 86-

monäre et consurer äe lo^ nc»8 sciA68 et bomme8 su-

A 6 g 08 en nv8tr6 vour, et cle leur8 juAemens exeroev et

seeomxlir- ete." Man findet überdem bei Boutillier
mehrere Formulare von Vorstellungen an die Gerichte.
In denselben werden zuerst die Lehnsleute ohne Erwäh¬

nung des Amtmanns angeredet. So z. B. liv. I. tit. 22.

„ c(ka czue PS6 VOU8 Äl688eißN6nr8 168 liomm68 ju-
86SN8 6N I» Oour stu Olis8tean vn Ollartellenie 6o



L17

von denjenigen, wo der Lehnsherr entweder selbst, oder durch
seinen Amtmann oder Stellvertreter Recht sprach. Er bemerkt
daß, wenn man von den Urtheilen der erster» appellire, man
vorzüglich die Lehnsleute- bei der Appellation von den Urtheilen
der letzter« aber den Lehnsherrn nebst seinem Amtmann vor
das höhere Gericht laden lassen müsse.* *) — Später indessen
zogen sich eben so wie der Lehnsherr auch die Lehnsleute gänz¬
lich von den Gerichten zurück. An die Stelle derselben traten
sogenannte Beisitzer Gssesseurs), Rechtsgelehrte, welchen, eben
so wie dem Amtmann, eine entscheidende Stimme bei dem Ur¬
theil zukam. Aus Bontil. läßt sich sogar einigermaßen erken¬
nen, wie man es angefangen hat, um die Lehnsleute nach und
nach von den Gerichten zu entfernen. Der Staatsbehörde,
welche auf die Verbesserung des gerichtlichen Verfahrens so
mächtig eingewirkt hat, gebührt, wie es scheint, auch dieses
Verdienst. Zu den Zeiten Boutilliers war noch nicht bei jeder
königlichen oder grundherrlichen Amtmannschaft ein Staats-
Procurator (prooureur ä'oMoe, wie Bontil. ihn nennt) ange¬
stellt. Bei allen Gerichten nun, wo diese Stelle unbesetzt war,
ward die gerichtliche Verfolgung gegen die Verbrecher von dem
Amtmann eingeleitet und betrieben (8c>m. Ilur. liv. II rit. 1).
Bei den andern Gerichten stand dieses indessen einzig dem
Staats-Procurator zu. Wenn der letztere einen Verbrecher
auf eine von ihm angestellte Untersuchung (infor-mstlov), Ab-
hörung von Zeugen u. s. f. vor die Gerichte stellte, so konnte
und mußte er, selbst, wenn bei dem Gericht gewöhnlich den
Lehnsleuten das Erkenntniß zukam, darauf antragen, daß das¬
selbe von dem Amtmann allein oder unter Zuziehung von Rich¬
tern, deren Wahl demselben überlassen blieb, gesprochen würde.
(8om. Hur. Uv. II. tit. 1). Denn, setzt Boutil. hinzu, wenn
eine solche Untersuchung vorhergegangen, so ist der König allein
Parthei. Das Parlament erließ auch im I. 1377 einen Be-

AlortsiAne sur I'Lsvsut soit äict et sententiv eto."Eben so Uv. I. tis. 23 u. s. f.

*) Man sehe, was am Ende des vorigen Abschnitts über die
ehemalige Form der Appellation gesagt worden.



schluß ganz dieser Meinung gemäß. *) Es war natürlich,

daß, auch abgesehen von dem Abscheu, welchen damals die

Edelleute gegen alle gelehrten Kenntnisse und die des römischen

Rechts insbesondere hegten, ihnen durch ein solches Verfahren

ihr Richteramt ganz verleidet werden mußte. An ihre Stelle

traten, wie schon erinnert, die Beisitzer, deren es schon zu den

Zeiten von Boutillier bei vielen Gerichten gab. Sie waren

indessen damals noch **) keine eigentlichen, vom König ernann¬

ten Beamten, sondern diejenigen, welche gewöhnlich gerufen

wurden, um in den Gerichten mitzustimmen, führten den Na¬

men Beisitzer. In gewisser Hinsicht wurden sie jedoch als Be¬

amte angesehen, indem sie, wenn sie von ihrer Stelle abgingen,

gerade so wie die Beamten, noch vierzig Tage an ihrem ehe¬

maligen Aufenthalts - Ort verweilen mußten, damit jeder, der

eine Beschwerde gegen sie hatte, sich an Ihnen erholen könnte.

Obschon es zu den Zeiten Boutillicrs noch nicht bei allen Amt¬

mannschaften Beamten der Staatsbehörde gab, so hatten die¬

selben doch bei denjenigen Gerichten (sowohl der Grundherrn

als des Königs) wobei sie bestanden, ganz die nämlichen Funk¬

tionen, wie bei den Parlamenten, und überhaupt wie in den

letzten Zeiten vor der Revolution, und auch noch jetzt. Selbst

der Unterschied zwischen dem Staats-Prokurator (procureur
ä'oMce) und dem General-Advocat (svoest ä'ostiee) , findet

sich bei Boutillier. Von dem ersten handelt er (Uv. I. rir. 10),

und von dem zweiten (liv. H. til. 2); so daß es unrichtig ist,

,,^ue le Lslllik psr lu^ seul, et psr tel vonseil
don lu^ sembleroir, en pouvoit et «levoit cvZnoistre,
pui8gue ce ne rouekoit gue I« Uo^, ot ^a'inkormstioi»
precellente ^ svoik." 8orn. Kur. liv. H. tit. 1.

**) 8om. Kur. liv. II. tit. 2- „Des sssesseurs sont sa
con8eil clu juAv et cle I» cour, peux et äois 8vsvoir
c^ue es 8oat eux c^ui eomrnunement sonk sn
eonseil üo juge, et gui Ueineurent so juAement. Lt

8 osoke 2 gue te>8 pM/r o/j'rcrer» et l'oist «U88i
Uien gue clo propre ju^e er oilivier, pui8^o'il8 se psr-
tvnt cle ee eon8vil <^ue ils äoivent clemeurer ea lieii
psr gusrsnte jours, ü sesvoir 8i ncil 86 voullrs so 8csur»
plsincire cl'eux en sueune msniere, Lsr re8ponäre 1er
x evnvienäroit co?«m6 o/)rcrers."
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wenn Montesquieu (esxr. 6. loix. liv. 28. clisp. 36) sagt,
daß bei Boutillier von einer Staatsbehörde bei den Gerichten
der Amtmänner gar keine Erwähnung geschehe. *) Aus dem,
was er vn den General-Advocatcnsagt, ergibt sich deutlich,
daß dieselben aus den gewöhnlichen Advocatcnder Partheien
hervorgegangen sind; daß der König Einen aus denselben
wählte um in seinen Prozessen als Vertheidiger aufzutreten,
daß dieser letztere indessen auch noch fortfuhr, die Vertheidi¬
gung anderer Partheien zu übernehmen, wenn sie nur nicht
gegen den König Prozeß führten. **) Noch viel umständlicher
spricht Boutillier (liv. I. tit. 10) von dem Staats-Procurator.

*) Er erwähnt derselben freilich an der Stelle nicht, wo
man es wohl erwarten sollte, nämlich da, wo er von den
gerichtlichen Beamten spricht (liv. I. tit. 14, 15, 16, 17),
obschon er daselbst sogar die Empfänger (reeeveurs) und
Kirchmeister (msr^uillers) aufführt. Indessen ist strenge
Ordnung eben kein Vorzug der 8om. Kur. Dieselbe ist
vielmehr als ein „ «ilvs rerum " anzusehen. Dieses scheint
auch der Sinn des Titels zu seyn, den man freilich auch
wohl so verstehen könnte, als ob das Buch vorzüglich von
den bäuerlichen Verhältnissen handelte, wovon man nur
sehr Wenig darin findet.

**) luv. H. tit. 2. „8esel>en gus I'sävoest 6'olkiee 6oit
estre le Premier sävoest en I» cour 6u 8eigneur gu'il
represente, si comme I'aävoest clu Kc>x es eours Ito^-
sux." Nachdem er gesagt, daß der amtliche Advokat ge¬
gen seinen Herrn nicht auftreten dürfe, wenn er auch kei¬
nen Gehalt von demselben bezöge, setzt er hinzu: „Lt
lautes kois veut dien Is lo)' gue l'sllvoest 6'otlioe psr
le gre et lieenee su seigneur, cle qu'il est au s este
sävoest, puis estre su conseil 6 suvun sei^neur, puisgue
(pourvu gue) ee ne seroit eontre le sei^neur ne eontrs
Is esuse, g^ue pour le seigneur il eust soutenu sutre-
lois. Lt siusi le peut an voir su ksrlement 6s I's6-
vovst 6u Ko^. 8i ksiet il mesmement uns esuse 6'sp-
pel 6ont il seroit sppelle ä'un oüieier Ilo^sl, si le
soustient il eontre l'otlioier su juge Ko^sl s soustenir
msl juAe et dien sppelle, eomdien ^uv msl svoir gp-
pelle le Ko^ suroit KX livres 6'smon6e, pourguo^ a
merveilles peut semdler eomment I'sllvocst 6u Ko^
peut estre eontre. Lt tont les sclvoests äu llo^ sou-
vent psreillement en Ksrlement."
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Derselbe war befugt und verpflichtet, jeden Verbrecher nach
angestellter Untersuchungvor Gericht zu ziehen. Doch mußte
er das Resultat dieser Untersuchung vorher dem Richter mit¬
getheilt, und in Folge dessen von diesem zur Verfolgungdes
Verbrechers beauftragt seyn, und mit dem Advocat des Königs
Rücksprache genommen haben. *) Was die Civil-Sachen betrifft,
so mußte er unter andern in allen Domainen - Sachen gehört
werden. Eben so war er überhaupt befugt, wenn er bei der
Verhandlung einer Civil-Sache bemerkte, daß sie sein Einschrei¬
ten forderte, sich sogleich einzumischen, und seine **) Antrage
zu machen. — Eines seiner Vorrechte war, daß man ihn nicht
leicht in eontumseism verurtheilte, indem vorausgesetzt ward,
er sey durch Geschäfte des Staats oder des Landesherr» abge¬
halten, vor Gericht zu erscheinen, welches auch späterhin bei
allen Gerichten als Grundsatz galt. Die königlichen Amtmän¬
ner — um endlich zu diesen zurückzukehren — waren von An¬
fang ihrer Entstehung bis zu ihrer Aufhebung (durch die Re,
volution) adeliche***) Beamten, oder wie man sagte, Beamte

*)1llv. I. tit. 10. „ 8sns inlormstion preeöäente er ssns
oelle inlormstion svoir monstre su ju^e tellement gno
Commission lu^ en soir bsille, et ssns l'sävoest ä'olkles
il ne peut ou äoit czuel^ue Partie lsire Souvenir, n'sä-
jorner."

**)ikiä. „Item s'il sävenoit c^ue Psrties Plsiässsent en
jugement l'une eontre I'sntre, ssns ee ^ue le Proeu-
reur ä'olliee ^ lust säjoinet cl'nn eote ne ä'gutre, et
il ouisr (von ouir, hören) gu'en Is esuse eusr ess ou
esuse cpui eompetsst s son oikiee, si peut-il äire: 8iro
juAS j'si ou^ plsiäer et ventiler Psr telles Psrties teile»
elioses ilont j s^ esuse äe me mouvoir et lsits eonelu-
sion ete." ibiä. „Item et semklsblement le peut «lies
eontre Is Pgrtie säverse en ksissnt eooelusion ä'un
eoste et ä'sutrs, jseoit ee (^uoic^ue) inlormstion n'/
sit."

***) Mehrere Verordnungen, die von Orleans (vom I. 1560)
Art. 48, die von Moulins (vom I. 1566) Art. 21, die
von Blois (vom I. 1570) schreibt dieses ausdrücklichvor.
Letztere sagt Art. 263. „klt ä'sutsnt gus les olllees äs
Lsillils et 8öneelisux äe nos krovinees sont äs eeux
»us^uels xour Is ^rsnäeur äs 1a ollsrgs ou ils sont
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vom Degen* *) («Meiers 3 SPSS) ; indem sie das Recht hatten,

mit dem Degen an der Seite zu Gericht zu sitzen. Auch führ¬

ten sie das Volk aus ihrem Bezirk im Krieg an. Sie waren

ursprünglich verpflichtet, in eigener Person Gericht zu halten

und Recht zn sprechen. Es gibt mehrere altere königl. Verord¬

nungen, (unter andern die von Philip dem Schönen vom I.

1302, von Philip dem Fünften vom I. 1318, vom König Jo¬

hann vom I. 1351), wodurch ihnen dieses ausdrücklich zur

Pflicht gemacht und nur erlaubt wird, sich, im Fall ihrer Ab¬

wesenheit, durch einen Andern vertreten zu lassen. Allein bei

der gänzlichen Veränderung der Gesetzgebung, wodurch zur

Verwaltung der Gerechtigkeit täglich mehr wissenschaftliche Bil-

sppellsn, 65t trss ussessgirs 3« pourvoir 3e psrsoa-
nsgs 3s rsspect, or3onnons gue nul ns sera xsr s^
spres pourvsu sos3its sststs, ^u'il ns soit 3s rolllls
vourte, OerNilllomins 3s nom st 3 srmss, «AS 3s trsnts
sn8 pour le moins, st gui supsrsvgnt n'sit sommsn3s
so I estst 3s (lspitsins, I^isutensnt, lllnseigns ou 6ui-
3on 3s Avns3srmes 3s nos or3onnsnses ets, " Die
Amtmänner der Grundherrn waren indessen fast durchaus

Bürgerliche. Auch gab es einige wenige Gegenden, wo
selbst die königl. Amtmänner Bürgerliche waren.

*) >Man theilte die Beamten auch ein in «Meiers 3e rolle
zeourte und 3s rolle longue (Beamte mit kurzem und

langem Rock). Die adelichen Beamten behielten den kur¬

zen Waffenrock (rolle sourts) bei, der nur bis an die
lKttie ging, und woran die Aermel sehr kurz waren, woge¬
gen die Rechtsgelehrten den langen, weiten Rock wählten,
wen die Richter und Advokaten in den Sitzungen noch tra¬

fen. Späterhin, besonders nachdem die Stellen durch die
Verkäuflichkeit derselben ein wahres Eigenthum und sogar
erblich geworden, bezeichnete man durch den Zusatz: 3s
rolle, daß Jemand dem Richterstand angehöre. Man

sagte also un llomme 3s rolle, uns (amillo 3s rolle.—
Noch ist zu bemerken, daß es doch noch einen Unterschied

zwischen den eigentlichen jugss 3'sPse und jnges 3s rolle
sourts gab, obschon die letztem alle mit dem Degen an

der Seite zu Gericht saßen. Die eigentlichen oMoiers
3'spss trugen dagegen bei Gericht keinen kurzen Rock.
So trugen z. B. die Amtmänuer einen Mantel und einen

Faltenhut (wcgus) mit Federn besetzt.
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düng nöthig ward, und bei der Abneigung des Adels gegen
Wissenschaften, sahe sich Carl der Siebente im I. 1453 genö¬
thigt den Amtmännern aufzugeben, Stellvertreter (liemenrmts)
anzunehmen, welche für sie und in ihrem Namen die Gerichts¬
barkeit ausübten. Die Amtmänner sollten von den Stellver¬

tretern für ihre Ernennung kein Geld nehmen, auch diese selbst
zwischen den Partheicn unentgeldlich Recht sprechen, indem ih¬
nen feste Besoldungen angewiesen wurden. Es sollten dieser
Stellvertreter in jeder Amtmannschaft nur zwei, Ein allgemei¬
ner (lieutensnr gönörsl) und Ein besonderer seyn, und letzte¬
rer nur in Abwesenheit des erstem den Dienst wahrnehmen.
Einige Zeit nachher (unter Carl dem Siebenten und Achten)
ward den Amtmännern die Befngniß, selbst ihre Stellvertreter
zu ernennen, genommen; indem letztere zu königlichen Beamten
erhoben und für die Zukunft vom König ernannt wurden.
Seit dieser Zeit bis zur Revolution, waren diese Stellvertreter
(lieutensrits) die ersten Personen bei den Amtei-Gerichten, de¬
nen die Leitung des Ganzen oblag. Ja bei fast allen andern
königl. Gerichten, die Vogteien und Parlamente ausgenommen,
führte zuletzt der erste Beamte den Titel: General-Stellvertre¬
ter (lieuronsnr AÜirörsl). *) Durch Einsetzung dieser Stellver¬
treter verloren die Amtmänner die Verwaltung der Gerechtigkeit
gänzlich, so daß ihre Stellen ihnen zuletzt keine andern als Eh¬
renrechte gaben. Alle vor Gericht vorgenommenen Acte wurden
zwar in ihrem Namen ausgefertigt, auch die Urtheile mit ihrem
Namen überschrieben, aber sie wurden von dem Stellvertreter
ausgesprochen und verkündigt. War der Amtmann bei der
Verkündigung des Urtheils gegenwärtig, so bediente man sich

*) Bei einigen für gewisse besondere Gegenstände, z. B. für
Handelssachen angeordneten Gerichten, gab es ebenfalls
keine solche Stellvertreter. Bei den Präsidial-Gerichten,
wovon sogleich geredet wird, ward der Chef des Gerichts
Präsident genannt. Es gab indessen bei diesen Gerichten
doch einen Beamten mit dem Titel: lieutonsnr-göiwrsl.
Allein er hatte nur den Rang nach dem Präsident. Bei
diesen Gerichten war die Präsidentenstelle abwechselnd auf¬
gehoben und wieder- eingeführt worden. Daher kam wahr¬
scheinlich diese Abweichung.
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der Formel: Nonsiour äit. Sonst hieß es: Nou» stisons.
Ucbrigens hatte der Amtmann bei Erlassung des Urtheils nicht
einmal eine entscheidendeStimme (voix äoliköl-stivo). Auch
die Verwaltung der Finanzen und jede Art von Oberbefehl
über die Truppen hatten die Amtmänner zuletzt verloren. Nur
der Befehl über die Militzen des ersten und letzten Aufgebots
(äu bgn et äe Urisre-bsn) war ihnen geblieben. Die Oberge¬
richtsherrn hatten, wie schon bemerkt worden, ebenfalls Beamte,
die den Titel Amtmann (bailli) führten. Man pflegte dieselben
doch durch das Beiwort: oberherrliche(Ksillis Ksuts-justiciors)
von den königlichen Beamten desselben Namens zu unterscheiden,
welche letztere auch wohl Oberamtmänner (grsnäs-bsillis,
Lsillivi-Majores) genannt wurden. Einige Amtmannschaften
schlössen nämlich mehrere andere ein, und zwar so, daß man
von den Gerichten der letzter« an das der erstem appellirte.
Sehr häufig waren diese eingeschlossenenAmtmannschaften,
grundherrliches Eigenthum. Alsdann vorzüglich erhielt der in
der Haupt-Amtei angestellte königl. Amtmann den Titel: Ober¬
amtmann. Nur in den Provinzen, wo die Gewohnheitsrechte
galten, wurden die Beamten, wovon wir hier reden, Amtmän¬
ner genannt. In den Provinzen des geschriebenen Rechts hie¬
ßen diejenigen, die mit Ihnen in denselben Dienst-Verhältnissen
standen, Seneschalle (söaöollsux). Das Wort Seneschall,
Oenösvbsl, senescslous, senososllus) bedeutete ehemals einen
Diener, dem die Aufsicht über das gesammte Hauswesen über¬
tragen war. (Man sehe Du-(lange Olosssr »ä voo.) Man
unterschied indessen die Seneschalle der Privatleute von denen
der Fürsten und Könige, welche letztere Groß - Seneschalle ge¬
nannt wurden. Insbesondere lag denselben auch die Besor¬
gung des Tisches und der Küche ob, so daß sie auch äsxiler-i
(Truchses) genannt wurden, indem sie (jedoch nur bei feierli¬
chen Gelegenheiten) die Speisen auf die königliche Tafel tru¬
gen. Allein sie wußten, gleich allen Hausbeamten des Königs,
ihren Einfluß zu vermehren, so daß sie unter den ersten Köni¬
gen des Dritten Geschlechts die ersten Beamten des Reichs
wurden, denen die Leitung der wichtigsten Geschäfte oblag.
(Man sehe die Note S. 13). Auch die Fürsten, welche vor¬
mals über die Provinzen des geschriebenenRechts herrschten,

16
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hatten Seneschalle, welche ebenfalls ihre ersten Beamten für
alle Geschäfte des Kriegs und Friedens waren; so daß ihnen,
eben so wie den königlichen Seneschallen,auch die oberste Lei¬
tung und Verwaltung der Rechtspflege oblag. Nachdem diese
Provinzen mit der Krone vereinigt wurden, ließ man ihnen
zwar den Titel Seneschall; allein ihre Befugnisse wurden auf
die Ausübung der Gerechtigkeitund Polizei, so wie auf einen
Theil der Finanz-Verwaltung beschrankt: kurz, die Seneschalle
wurden genau das, was die Amtmänner in den Provinzen der
Gewohnheitsrechte waren. *) Sie theilten mit den letztem
auch die spätem Schicksale. Sie verloren nämlich die Verwal¬
tung der Gerechtigkeit, welche ebenfalls von Stellvertretern
(liemenants) ausgeübt ward, und behielten nur dieselben Eh¬
renrechte, wie die Amtmänner. Auch mit der Verwaltung der
Finanzen hatten sie zuletzt Nichts weiter zu thun, und von
ihren militairischen Würden war ihnen eben so wie den Amt¬
männern nur der Oberbefehl über den Heerbann des ersten und
letzten Aufgebots geblieben. Der Amtsbezirk eines Seneschalls
hieß söneclisussök, welches sich etwa durch Landvogtei über¬
setzen läßt. Die Provinzen des geschriebenenRechts waren
bis zu der Revolution in Seneschauffeen eingetheilt. Ebenso
wie einige Amteien (bsillisges) unter einer Haupt-Amtei stan¬
den, und dazu gehörten, verhielt es sich auch mit den Sene¬
schauffeen. Der Seneschall von Bourdeaur war Groß- oder
Ober-Seneschall (^rsnä-sonezobsl) von Guyenne. Die Pro¬
vence war in neun Seneschauffeen unter Einem Großseneschall
getheilt. — Endlich bemerken wir noch, daß es nicht allein
königliche sondern auch grundherrliche Seneschalle gab.

So lange die Amtmänner und Seneschalle ihre Stellen in
eigener Person verwalteten, stand ihnen in allen Zweigen ihrer
Geschäfte die oberste Leitung zu. Allein fast zu derselben Zeit,
als sie die Selbstverwaltung ihres Amts aufgaben und aufge¬
ben mußten, wurden bei ihren Gerichten unter dem Namen:
Stellvertreter (lieutensnts) mehrere Beamten angestellt, deren

*) Man sehe vorzüglich Vu-Csngo sä voo. Sonesvslous.
Noch genauere Belehrung flndet man bei Lmssel sur l'u-
sstzs äes Lels. tow. I.



jedem ein besonderer Geschäftszweig zugetheilt war, so daß er
bei Aburtheilung der dahin gehörigen Sachen den Vorsitz führte.
Diese Einrichtung bestand bis zu den letzten Zeiten (vor der
Revolution). Der Erste Beamte eines solchen Amtei-Gerichts
war der Civil-General-Stellvertreter,*) (Ueutsngnt - Zsosral
civil). Derselbe vertrat bei allen feierlichen Gelegenheiten, bei
der Einregistrirung der Befehle des Königs oder Parlaments,
bei der Aufnahme der Beamten n. s. f. die Stelle des Amt¬
manns. Insbesondere führte er, wie sein Titel aussagt, den
Vorsitz bei der Entscheidung über alle bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten. Der Criminal General-Stellvertreter(lisuteoaiit-I
ßönör-sl crimincl) hatte die Instruktion aller Criminal-Sachen)
und führte bei Aburtheilung derselben den Vorsitz. Die nam-,
lichen Befugnisse standen dem Polizei-General-Stellvertreter **)
((.icutcnsm-ßöoörsl äs kolioe) in Beziehung auf die Polizei
zu. Außer diesen drei General-Stellvertretern, deren Stellen
an einigen Gerichten ganz oder zum Theil vereinigt waren,
gab es meistens auch noch einen besondern Stellvertreter (lieu-
tensut-xsrticllliei-), welcher in Abwesenheit oder bei Verhinde¬
rung der General - Stellvertreter deren Geschäfte versah, oder
auch wohl über gewisse Arten von Sachen allein, jedoch in

*) kerrisre Oiot. ä. Orolt. srt. krsssemoe.
**) Durch Art. 73 der königl. Verordnung vom Julius d. I.

1493 ward den Amtmännern das Recht benommen, die
einmal von Ihnen ernannten Stellvertreterohne einen wich¬
tigen Grund, worüber der König sich das Erkenntniß vor¬
behielt, abzusetzen; und schon im I. 1494 erhielt llesn äs
Is körte die Stelle eines Criminal - Stellvertreters und
zwar als eigentlicher Beamter. Doch gab es allerdings
schon früher solche Criminal-Stellvertreter, doch nur als
Beauftragteder Amtmänner. Wegen der Verwaltung der
Polizei und der Gerichtsbarkeit in Polizei-Sachen, fanden
früher häufige Conflicte zwischen dem Civil- und Criminal-
StellvertreterStatt. Um dieselben auf immer zu enden,
und überhaupt die Polizei zu verbessern, setzte Ludwig der
Vierzehnte durch sein Edict vom März 1667 bei dem Cha-
telet von Paris einen eigenen General-Stellvertreter für
die Polizei ein, welches nachher auf die andern Städte
ebenfalls ausgedehnt ward.
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öffentlicherSitzung!, entschied. In der Regel aber ging ein
Urtheil nicht einzig von Einem dieser Stellvertreter aus, son¬
dern, dem uralten Gebrauch gemäß, waren denselben Richter
beigegeben, die mit Ihnen in collegialischerForm entschieden.
Die Wahl der letztem hing zuletzt nicht, wie in frühern Zeiten,
von dem Amtmann oder dessen Stellvertreter ab, sondern sie
besaßen ihr Amt eben so, wie die Stellvertreter selbst, als kö¬
nigliche Beamten. Sie führten den Titel Rathe, wobei die
Sonderbarkeit Statt fand, daß der erste Rath, der auch die
Stelle des Präsident zu versehen befugt war, Rath-Beisitzer
(coiiseillor sssesseur), die übrigen aber Räthe (coaselllsl-s)
genannt wurden. *) Die Vögte, welche zu Einer Amtmann¬
schaft gehörten, waren ebenfalls Mitglieder des Gerichtes der¬
selben, hatten aber natürlich nur in denjenigen Sachen eine
Stimme, in welchen sie nicht schon in erster Instanz geurtheilt
hatten. Dem Rang nach folgten sie unmittelbar nach dem
besondern Stellvertreter (lieutensnt xarticulier) , konnten aber
nie den Vorsitz führen. **) Diesen Amtei - Gerichten waren
endlich noch immer Beamten der Staatsbehördebeigefügt. ***)

^korriere Oivticm. ste Oroit. art. ^s8ssssur UNd Oon-
seillor. Man sehe auch das königl. Edict in der sogleich
folgenden Note.

»ouveau kraticien k'rancoia xar 1-ange. onLisine
sclit. ksris 1712. tow. 1 . cksx. 4.

5**)Wir glauben unsern Lesern keine deutlichere Uebersicht
von der Zusammensetzung eines solchen Gerichts geben zu,
können, als wenn wir folgendes königliche Edict (gege¬
ben zu Marly im Februar 1740) hier mittheilen, wo¬
durch der König in der von ihm erworbenen ehemaligen
Pairie Chateau-rour an die Stelle der grundherrlichen
Richter eine königl. Amtei und Vogtei einsetzt, ^ouis etc.
Ltant lleronus xroprietsires <1u Ducke - ftairie cle Oka-
teauroux.au mo^en äs I'acguisition gue nous
«n svons laite äs notre cou8in le comte llo Olsrinont,

U noas a paru nees88aire cle xourvoir a l'aäu>ii>i8tra-

tion äs 1a jugtice äaus 1'e'tenäus äu äit Hucke st

tsrres en äspsnclantes eu ^ stsklissant clss otkisicrs
Uv)aux au lieu äes vllieiers Duvaux et Leigoeuriaux
etc."



Wenn in den Schriften der französischen Rechtsgelehrten rmd
Publicisten von den Befugnissen der Amtmänner (Kaillis) die
Rede ist, so bezieht sich dieses für die letzte Zeit (v. I. 1500
bis zum Ausbruch der Revolution) allezeit auf diese Gerichte

^.rt. 2. ,,^V0N8 eree er erigs, ereons er erigeons
un siege äe Laillisge llo^al en notre Ville <le 6ba-
teauroux, et trois krevotes llo^ales Hui seront etablies
äans les villes äe la tillätre, le (Rätslet et 8aint-

Oaultier pour etc."

^rt. 4- „l?our laire l'exereiee äe I» susties äans
leäit siege äu Lailliage äe (Oiateauroux, nous avons
eree er erigs, ereons er erigeons en titre ä'oOiee un
notre (Rnseiller Lailli äLpee äe notre ka^s er Oo-
maine äe (Rateauroux., un notre Oon-

seiller (.ieutenant-gäusral eivil äuäit löailli, un notre

(!onseiller (.ieutenant-general äs koliee, un notre (!on-
seiller (.ieuteoant-general eriininei, un notre 6onseiIIor
assesseur eivil et eriminel, et äeux nos Lonseillers

pour le eivil et le eriminel; un notre (lonseiller ^.vo-

eat pour nous, un notre (ionseiller kroeureur pour
nous, un notre Oonseiller substitut äs nos ^.voeat et

kroeureur, avee laeulte äe postuler vonsointement
avee les untres kroeureurs äans les eauses Hui ne eon-
eernsront point notre interet, ou velui äu kuläie, st

lors^us notre kroeureur ou avoeat serout ^resens;
un (lommissaire ün^ueteur, Lxaminsteur et äe koliee;
un OreMer en eliet pour le Oivil, la kolies et le (lri-
minel, un Premier Huissier, äeux Iluissiers ^uäien-

eiers et oräinaires; äourre kroeureurs postulans, c^uatre
Notsires.(In Ileoeveur pour les eonsignations

et Lommissaire aux saisies reelles, tant pour leäit

Lailliage äe (Rsteauroux, g^ue pour les trois krevotes
Ilo^ales ressortissantes."

^irt. 5. ..kour exereer la justiee äans
lesäits trois Liege«, Nous avons eree et erigs, ereons

et erigeons pour elrseun äeux, un notre Oonseiller
krevot, Lieutenant äe l?oliee et Oommissaire kln^ue-
teur et Lxaminateur; un notre (lonseiller Lieutenant
partieulier, eivil et eriminel; un notre (lonseiller as-
sesseur eivil et eriminel, et un notre Oonseiller kro-
eureur; un Huissier ^uäieneier, äeux untres Iluissiers,

huatre kroeureurs, äeux Notsires äans cllaeune äes-
äites Villes ... "



3Z8

oder Collegien; und dasselbe wird auch in dem, was hier gleich
folgt, der Fall seyn. — Die Befugnisse der Amtmänner, ins¬
besondere auch die Gränzlinien zwischen ihrer Amtsgewalt und
derjenigen der Vögte, sind vorzüglich durch das Edict von
Cremieu (erlassen unter Franz dem Ersten im Juni d. 1.1536)
geordnet, womit man die Erklärung (veelarsrion) vom 24.
Februar 1537, noch eine andere (gegeben von Heinrich dem
Zweiten zu Laott den 17. Juni 1554), so wie das Edict dieses
letzter« Königs (erlassen zu Paris im Juni des I. 1559), und
einige andere spatere verbinden muß. —

I. Die Amtmänner waren von jeher *) die Oberrichter,
vor welche die Appellationen aller von den königl. Vögten aus¬
gesprochenen Urtheile gebracht wurden. Dieses bestand bis zu
den letzten Zeiten, mit der einzigen Ausnahme, daß die Appel¬
lation von Criminal-Urtheilen, wodurch eine körperliche oder
entehrende Strafe verhängt ward, unmittelbar (omisso mväio)
an das Parlament ging, unter dessen Gerichtsbezirk die Vogtei
gehörte.

H. Es gab eine Menge einzelner Fälle, deren Entschei¬
dung schon gleich in erster Instanz nur dem Amtmann zustand.
Hierhin gehörten im Criminal-Fach die sogenannten königlichen
(dem König oder dessen Gerichten vorbehaltenen) Fälle (ess
ko^aux), worüber in der Folge näher geredet werden wird.
Im Civil-Fach rechnete man hierhin alle persönlichen und pos-
sessorischen Klagen, so wie alle allgemeinen Erbtheilungs - Sa¬
chen, wobei Adeliche (nobles vivsns noblement) als Kläger
oder Verklagte, oder sonst auf irgend eine Weise, als Bürgen
u. s. f. betheiligt waren. **) Dasselbe galt für alle Streitig-

*) In der schon oft angeführten Verordnung Philips des
Schönen ä. so. 1302. kro relormst. ULAN» heißt es
Art. 10 „Item volumns et oräinamns, gnoä nullus 8e-

neselmllus vel Lsillivns, vel slins justex gnieungne,
sul» so lisbesr krsepositum, Viosrium seu juäieem,
gni eiäem eonssngninitsris vel nntritnrse vineulo tene-

»tur, ne personse prseciietas, m c«rES, gAas ack r/r-
«os /-er /-ewenerml, minus tiäeliter llebe-
»ni jncliesre ete."

**) Lält. ä. Liemieu L^rt. 5, 7. — Diese Bestimmungen gal-
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keiten über adeliche Lehen,* *) und auch für die allgemeinen

Erbtheilungen bürgerlicher Güter, wenn diese in verschiedenen

Vogteien zerstreut lagen. **) Sonst aber gehörten alle ding¬

lichen Klagen über bürgerliche Güter, die Partheien wogten ade-

lich oder bürgerlich seyn, in erster Instanz vor die Vögte. ***)

Hingegen entschieden die Amtmänner schon gleich in erster In¬

stanz über alle Rechtsstreitigkeiten wegen geistlicher Pfründen

(eä. cl. Crem. grt. 13), über Besitzklagen wegen geistlicher

Zehnten, ****) so wie auch in Prozessen, welche solche Kirchen

oder andere Anstalten führten, die den König zum Stifter und

in Folge dessen die sogenannte Asräö-gsräienne hatten (>l»i<1

srt. 9) , (worüber im Folgenden ein Näheres). Das Edict

von Cremieu gab auch (Art. 1) den Amtmännern — und zwar

mit Ausschliessung der Vögte — das Erkenntniß in allen Do-

mainen-Sachen, welches ihnen indessen später wieder genommen

und an die Domainm-Kammern *"***) übertragen ward. —

ten indessen nicht für die Adelichen, die unter der grund-
herrlichen Gerichtsbarkeit standen. Durch die schon ange¬

führte Erklärung vom 24. Februar 1537 wurden vielmehr

die grundherrlichen Gerichte in ihren, in dieser Hinsicht vor
dem Edict von Cremieu bestehenden. Rechnn erhalten.

*)il»iä. 4.

**)ibiü. ^rt. 7.

***)il>iä. ^rt. 8.

****) Die Entscheidung über das Eigenthum (in pcniwrio) ge¬
hörte bei allen Streitigkeiten über geistliche Zehnten vor

die geistlichen Gerichte. Die weltlichen (d u Weltlichen
zugehörigen) Zehnten hiessen äixmo« inköoäses. Ueber
ihren Ursprung sind die Meinungen getheilt. Man sah

sie indessen, wie schon der Name andeutet, als Lehen an,

so daß bei allen sich darüber ergebenden Streitigkeiten (in
possessorio und xötüorio) die Entscheidung in erster In¬

stanz dem Amtmann gehörte.

****») Man sehe den 5ten Abschnitt. Nach Art. 2 des Edicts
von Cremieu lag den Amtmännern, unter Zuziehung der
Beamten der Staatsbehörde, auch die Verpachtung der

königl. Domainen ihres Bezirks ob; so daß sie damals

(im I. 1536),-noch wie in den ältesten Zeiten, zugleich
Verwaltungs-Beamte waren.



S30

Ungeachtet dieser ausgedehnten Competenz der Amtei-Gerichte
sprachen sie doch über keinen, auch noch so geringfügigenGe¬
genstand in letzter Instanz. Nur waren ihre Urtheile in eini¬
gen Fallen (oräoo. ä. 1667 tit. XVH »rt. 13—15) proviso¬
risch vollstreckbar.

III. Die Amtmänner übten, besonders in den früheren Zei¬
ten, eine Oberaufsicht nicht allein über die Geschäfts-Verwal¬
tung, sondern auch über die Sitten und das ganze Betragen
der Vögte aus. Das Edict von Cremieu Art. 21 gab ihnen
das Recht, den Vögten, wenn sie in dem Verfahren gegen die

" Verbrecher nachlässig waren, eine Geldstrafe aufzulegen. Allein,
nach dem spätern Gerichts - Gebrauch, war die Ober-Aufsicht
über das Betragen und die Bestrafung der Fehler der königl.
Beamten den Parlamenten vorbehalten, *) welche auch über
alle Conflicte zwischen den Unterrichtern **) und deren Com¬
petenz-Streitigkeiten ***) entschieden. Nur über die Pflicht¬
widrigkeiten, welche die Richter der Grundherrn begingen,
blieb die Untersuchung und das Erkenntniß den Amtmän¬
nern. ****)

IV. Den letztem stand auch die obere Verwaltung der
Polizei zu. Sie waren sogar befugt, ganz allgemeine Verord¬
nungen darüber zu erlassen. Vor ihnen wurden die städtischen
Rechnungen abgelegt und abgeschlossen, so wie auch die Ent¬
scheidung aller darüber entstehenden Rechtsstreitigkeiten vor ih¬
ren Richterstuhl gehörte. *****) Die Amtmänner führten eben¬
falls den Vorsitz, und machten den Antrag in allen allgemei¬
nen Versammlungen der städtischen und sonstigen Beamten,

*)l,snge le noavesu Vrstioien Vrsax. tom. I. elrsp. 5.
**)^rt. 72 <1e 1'oräoo. cl'^oüt 1737.

***) Verliere Dior. ll. Oroit. srt. ^ppel cke steai cke Iken-
voi.

****)ibia. Lrt. Laillik.

*»***) Väit. ä. Vrsiluea srt. 27. Durch die veränderte Ein¬
richtung, welche die königl. Verordnung vom November
1771 der Städte-Verwaltung gab, verloren die Amtmän¬
ner diese Befugniß.
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worin über die Handhabung der Polizei berathen ward. *)
Die Bestrafung der durch die Presse begangenen Vergehen,
eben so einer jeden Störung des Gottesdienstes, stand ebenfalls
den Amtmännern, mit Ausschlicssung der Vögte, zu. Bei Zu-
sammenberufung der Generalstaaten war es der Amtmann
oder vielmehr sein Stellvertreter, der die Versammlung zur
Wahl der Deputirten der drei Stände ansagte und leitete. **)
Die Macht der Amtmänner zeigte***) sich früherhin im vollsten
Glanz bei den sogenannten Assisen oder großen Gerichtstagen.
Wir haben schon oben bemerkt, daß, ehe das Parlament seinen
beständigen Sitz zu Paris hatte, die königl. Amtmänner in letz¬
ter Instanz urtheilten, und, daß keine eigentliche Appellation
von ihren Aussprüchen, sondern nur eine Klage dagegen bei
dem Parlament oder eigentlich bei dem König Statt fand.
Von diesen Zeiten her ****)> oder vielleicht noch früher, hatte

*)il>id. ^rt. 26.

**) So geschah es unter andern bei der Versammlung der
General-Staaten unter Ludwig dem Dreizehnten im I.
1614. In der Bekanntmachung, die der General-Stellver¬
treter von Orleans deshalb an die Stände erließ, sprach
er im befehlenden Ton: „Ln vonse^uenee de ces letties-

Pstentes le Ideutensnt-gönorsl du Lsilliggs dOrleses,
S88i8tö do8 Ideuteiisnt pgrtieulier er Oonseillers . . . . .

vrdorme: gue Ie8 Leele8is8tigues et Kentilsllommes du
Oorp8 prinoipsl du Ollätelet 8S88em1>leront en Is 8sIIe

du (Illätelet su dir jour de l'lleure do midi, et ^ le-
ront eleetion d'iin d'entre eux de eliseun ordre eto.

***) Eine sehr vollständige Zusammenstellung aller Befugnisse
der Amtmänner findet man in dem 8ten Bande der Ency¬

clopedie de duri8prudenee oo Oietion. eomplet, uni-
vers., rsisorme, oistor. et polit. de dur^prud. civ.,
erim., et benoiie. de toutes 168 ostions de I'Lurope,

xsr uue sociele de duriseonsultes, de kulllieistes et de
6ens de d,ettre8. ^ Lruxelles, ckeL d. 4,. de Loubers
1781. Ort. Lsillil'). Wer eine noch gründlichere Beleh¬
rung verlangt, findet sie in den Werken der französ.
Practiker, besonders in den Schriften von dousse 8ur

1'ordonnsnve eriminelle, de l'sdministration de la jus-
tiee, traite des Dre^disux.

****) Schon der alte Praktiker, dessen Handschrift Charondas



sich in Frankreich der Gebrauch festgesetzt, daß alle königl.
Beamten eines gewissen Bezirks oder einer Provinz, in regel¬
mäßigen Zwischenzeiten zu einer großen Gerichts-Versammlung,
(granäes-assises Arauäs-sours auch wohl Zranäs xlaiäs
genannt) zusammenkamen. Der Amtmann oder Seneschall des
Bezirks, dessen Gewalt, (wie so eben gesagt worden) früher
größer als in den letzten Zeiten war, führte darin den Vorsitz.
Hier wurden alle, sowohl Civil- als Criminal-Klagen gegen
alle Personen, von welchem Rang sie immer seyn mogten, in
letzter Instanz entschieden. Früher (zu den Zeiten Boutilliers,
8om. Kur. liv. II. tit. 14, auch nach den Bestimmungen des
Edicts von Cremieu Art. 29) konnte man eine Sache, sogar
wenn sie bei einem Unterrichter anhängig war, noch ehe der¬
selbe seinen Ausspruch gethan, in erster und letzter Instanz vor
die nächste Assise bringen, vor welche man den Richter laden
ließ. *) Ueberhaupt gehörten alle Klagen über Bedrückungen

bei seinen Noten zu Boutillier benutzte, und der zu den
Zeiten von Philip-August und von Ludwig dem Achten
lebte, erwähnt diese Zrsncls-sours. In den ötaküssem. 6.
8r. L.ouis ist indessen davon keine Rede. Man sehe 8om.

Kur. liv. I. tit. 3, auch ku-OauAe Olossar. ack voc. Lies
magni.

*) koutill. 8om. Kur. liv. I. tit. 3 (p. 9,18) gibt eine um¬ständliche Beschreibung von den Assisen seiner Zeit. „Assise
est uns asseiulilee äe sage» suZes et oilieiers äu pa^s,

c^ue kait tenir ou tiont le souverain Laillik cle !a pro-
viuee. kt ^ cloivent estre tous los juges, kaillils, Dieu-
tenans, 8erAens et autres oikioiers cke sustiee et kre-

voste ko^al, sur peine cle I'ameucle si ils u'ont lo^al
exoiue. kt cloit estre l'assise pulrliee pur toutes los

villes rvssortisssns ä la äite assise ^ar «erbeut et Com¬

mission cku souveraiu lraillil', le lieu et le sour äes pre-
sentations. kt cloit leclit Laillik sou>rain selou les

orckonuauces ko^aux teuir ses assisses äs trois eu trois

mois: 6s ^ue touteslois est mal pratigue. kt ä la üu
cke elraouae assise ckoit laire publier, c^uanä il tienclra

la procbaine assise a veuir, a 6n gue ebaeun puisse

seavoir guauä et comme il ^ peut et äoit proeecler,

ear eu assise est plaiclozce estroiotement par tour cle

roole lait par preseutation. kt gui »'est eomparant ü
tour cle roole, il est eu äellaut saus remecle. kt pource



und Pflichtwidrigkeiten der Beamten vor diese Assisen, wo in
letzter Instanz darüber gesprochen ward. Aus der in der Note
angeführten Darstellung von Boutillier laßt sich vermuthen,
daß nicht allein eigentliche Richter, sondern auch sonst die
reichsten und angesehensten Einwohner der Provinz zu den Be¬
rathungen zugezogen wurden, so wie auch klar daraus hervor¬
geht, daß dabei Alles öffentlich verhandelt ward. In den spa¬
tem Zeiten, wo das Verfahren in Criminal-Sachen schriftlich,
und Alles mehr in den Hauptstädten concentrirt ward, nahm
die Wichtigkeit dieser Assisen immer mehr ab. Sie wurden
ganz außerordentliche Gerichte, die nur auf einen besondern
königl. Befehl, der bei den Parlamenten einregistrirt werden
mußte, zusammentraten.Durch diesen Befehl wurden zugleich
ihre Befugnisse näher bestimmt, und die Richter (meistens aus
den Parlaments-Rathen, Requetenmeisternu. s. f.) *) ernannt.

il eonxient gue äeuement 8oit »eeu ä tou». ün sgsiss
äoivent e8tre tou» prooea äeciäes, »i (aire »s peut
bonneinent, tont vrinie eogneu (eonnu) er xugn^, tout
Kanni88ernent aceoinpl^. 8i äoiat eatre reaponäu pe-
remptoirernent. 8i äoit e»tre eba8eua ou^ en 8» eom-
xlainte, »oit 8ur noble», non noble», »ur oklieier», Ser¬
ien» on autre»: ear nul» otiieier» »an» lo^al exoine ne
äoivent laillir ü I'a8»ise: eomrne äit e»t. klt ert en-
tenäue s»»i»e volnlne xurge äe Ions lait» aävenus all
pa^8. bin 3881868 appelles l68 »age» 6t 1e8 »eigneur»
äu P3^8, ^euvent 68tre INI868 8U8 nouvelle» con»titll-
t!0N8 6t oräonnsnee» »ur le P3^8, et cl68truit68 autres
gui »eroient grevsbles, et en autre» temp» , non. Klt
äoivent 68tre publiee», a 6n <^ue nnl ne Ie8 xeuat ig-
norer, et lor» ne le» peut v6 äoit jaruai» nnl reäarguer.
^u»»i ne äoit e»tre a»»i»6 tenne en terre nulle, kor»
en la terre ou le »ouverain äe par ^ui I'a»»!»« «8t
tenu, s sn8tioe 8sn8 mo^en (la kaute, ou »ouveraine
iuatioe), ear en autre terre ne le peut ne äoit tenir
le »ouverain baillik, et sux lieux ä'anciennete aceoatou-
rnesi. (lar en terre ä'autre »eigneur ne le» xeut, ne
äoit tenir, ne au»»i ne xeut ne äoit e»tre tenue en
lieu e»trange, ni3i8 en xlsee corumune. klar »i notable
cour et ju»tios äoit 68tre tenue notoirernent a exeinple
äe tou»."

*) Nach dem Edict von Cremieu Art. 28 gehörte aber der
Vorsitz bei diesen Assisen noch den Amtmännern.
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Sie urtheilten nun nicht mehr über alle Gegenstände in letzter
Instanz, sondern in Civil-Sachen ward ihre Befugniß in die¬
ser Hinsicht auf Gegenstände, deren Werth 600 Livres an Ren¬
ten oder 10,000 Livres an Kapital nicht überstiegen, beschränkt.
Sie wurden vorzüglich für solche Gegenden angeordnet, die
von den Sitzen der Parlamente weit entlegen waren. *) Im
I. 1454, 1579 ward zu Poitiers, im 1.1539 zu Angers u.s.f>,
zuletzt im I. 1665 zu Clermont in der Auvergne ein solches
Gericht gehalten. Von dem letztem Zeitpunkt (1665) an sind
die Assisen oder grsnäs-jours außer Gebrauch gekommen.

Auch auf dem Gebiet der Grundherrn, wenn sie die hohe
Gerichtsbarkeit hatten, fanden solche Assisen Statt. In den
Ländern der großen Vasallen wurden sie sogar mit noch grö¬
ßerer Feierlichkeit gehalten, und vertraten daselbst die Stelle
der Parlamente. Der Graf von der Champagne hielt regel¬
mäßig zweimal im Jahr zu Troyes ein solches Gericht (Arsnäs-
jours genannt), welchem die sieben Pairs von der Champagne
als Richter beisaßen. Eben so riefen die Herzoge von der
Normandie regelmäßig zu Rouen ein solches Gericht unter
dem Titel „ eeüi^uier " zusammen. Selbst nachdem diese Pro¬
vinzen mit der Krone vereinigt waren, bestanden diese großen
Gerichtssitzungen noch eine Zeitlang, bis endlich an die Stelle
derselben ein besonderes Parlament eingesetzt, oder die Provinz
zu dem Gerichtssprengel eines andern Parlaments gezogen
ward. Außer den Parlamenten und den Assisen gab es früher
(bis zum I. 1551) in ganz Frankreich kein einziges ordentliches
Gericht, welches auch nur über die geringfügigste Summe in
letzter Instanz entscheiden konnte. Die Unterthanen waren da-

*) In der Oräon. si. Divis si. 1579 (unter Heinrich dem
Dritten) heißt es srt. 206. „Des grsnäs jours se rien-
«Iront tous les sns sux provinees plus lointsines äe nos
psrlemens, suivsnt le clepartement, <zui en sera psr
nous ksiet, psr le ternps er espsee cle rrois inois et
plus s'il ^ esebet. ^.usguels Arsnds-^ours servnr renus
les Gouverneurs, nos lieutensnrs Aenernux <les pro¬
vinees , sveo les lrailliks er senöelisux cl'ieelles «l'sssister
en persoone, pour tenir main-torte ä Is justiee et exe-
eution äes srrests."
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her oft gezwungen, mit Vernachlässigung ihres Gewerbs, lauge
Reisen zu unternehmen, und ihr Recht in entfernten Gegenden
zu suchen. *) Um diesem großen Uebclstand abzuhelfen, setzte
Heinrich der Zweite durch das Edict (gegeben zu Fontainebleau
im Januar 1551) eigene Richter-Kollegien, unter dem Titel
Präsidial - Gerichte (presiäisux), ein. Die Einrichtung und
Befugnisse derselben wurden durch das eben angeführte Edict,
welches auch das Edict der Präsidial - Gerichte (l'eäir ste8 pre-
siäisux) genannt wird, und durch noch ein anderes, bald da¬
rauf (zu Rheims im März desselben Jahrs) erlassenes, geord¬
net. Dem Ersten gemäß, sollte die Appellation von den Aus¬
sprüchen der Amtmänner in Rechtsstreitigkeiten, wo der Werth
der streitigen Sache nicht über 500 Livres Tourn. in der Ka¬
pitalsumme oder 20 Livres in Rente betrug, an diese Präsidial-
Gerichte gehen. Stieg der Werth nicht über die Hälfte dieser
Summe (250 Livr. Kapital oder 10 Livr. Rente), so entschie¬
den die Präsidial-Gerichte in letzter Instanz, und zwar sowohl
über die Sache selbst, als auch über die Prozeßkosten, wie hoch

*) lllerlin Report. srt. Fustioe H. H. „klrilipps le Lei
clonns le RsuAueäoo su Rsrloment cls 1'oulou8o, er
lsi88s Is Rormsnllio entiere s eelui 6e Reuen. Oelui
cle Rsri8, le Premier livritier et pro8guo le sueee88eur
6u plsicl Ro^sl, Cut mieux psrtsge. R'^njou, le Roitou,
le Lerri, I'^uverZne, le Rvonnsi8 lui kurent sttril)ue8
eomme I'Isle ste k'rsneo, Is Riesrstio et Is leisnllre. Ou
ue sonAes pss, ^ue I'etonllue cle ce8 sttributioos, Iio-
norsble pour ie8 juA68, vtoit inliuiment onereu8e pour
Ie8 plsilleur8. Il n'^ svoit sueun reglement <^ui kixst
Is point oü äevoit liuir I'sutorite 6es petit68 surilliv-
tion8 provincislos: Re äroit äe renäre un srrvt 6v6-
nitik <lsn8 tou8 Ie8 cs8 psrut «lone sppsrtenir sux
8sule8 eour8 8upvrieure8. Il ksllut venir s Rsri8 ksire
äeviller Is logitimitv 6u moinllro billet ksit s Rz^on . .
.Reut-vtre ernt on leur (s nc>8 pvros) otvr le
gout 6s plsiclor, en su^mentsnt les trsi8 neoe88gire8
pour s'^ livrer, et rien ne pouvoit etre plu8 msl vu.
O'etoit vouloir ksire reeuler 6es krvnvtigues psr I'g8-
peet 6'uu sbime» ^1u88i ne tsrcls-t-on pss s seatir gue
ee koible obstsvle, vtoit inutile pour arreter les puis-
8sn8 ^ui le krsnebissoient, et clsuAereux pour los ksililes
lui venoient 8^ en^loutir."
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letztem sich auch belaufen mogten. Stieg der Werth bis zu
dem vollen Betrag der genannten Summe, so fand zwar eine
Appellation von den Aussprüchen derselben an die Parlamente
Statt. Allein ihre Urtheile waren provisorisch, und der Appel¬
lation ungeachtet, vollstreckbar; welches sich, dem Gebrauch bei
andern provisorischvollstreckbarenUrtheilen zuwider, auch auf
die Kosten ausdehnte. Das zweite Edict (gegeben zu Rheims
im März 1551) verordnete daher, daß alle, welche bei den
Kanzleien die Erlaubniß an die Parlamente zu appelliren nach¬
suchten, den Werth der streitigen Sache so genau als möglich
angeben sollten; damit die Parlamente sie nötigenfalls an die
Präsidial-Gerichtezurückschickten. Stand der Werth nicht ge¬
nau fest, so sollte man ihn (nach dem ersten Edict) durch Be¬
fragen der Partheien, Pachtbriefe u. s. f. ermitteln. Auf jeden
Fall konnte der Kläger selbst seine Forderung auf 250 Livr.
Tourn. beschränken, wo dann die Sache nothwendig vor die
Präsidial-Gerichte gehörte, und zugleich dem Verklagten, wenn
er unterlag, freistand, entweder die streitige Sache selbst aus¬
zuliefern, oder sich durch Bezahlung von 250 Livres von jedem
fernern Anspruch zu befreien. *) Die Präsidial-Gerichte er¬
kannten zwischen Personen und über Gegenstände aller Art,
jedoch nur über solche, deren Werth sich schätzen ließ. Ueber
unschätzbareGegenstände oder, die als solche angesehen wurden,

*) In dem Edict vom Januar 1551 heißt es: „si xar la
ckeinsncke il n'gppert liguiäeinent äs Is valeur <le8 elio8es
liti^ieuses et en eontrover8e ...... los pariios 86-
ront interroAuee8, et 8elon ee gu'ils en aeeorckevont,
ou Hu'il s^perrs psr llsux, sete8, eeänleg, in8truinen8
sntllentignea, on sutremeni, 8elon gue 1e äeinanäeue
vouclra cleelarer et ro8onäre 8a clemsnäe, ä la rlite
«online äe 250 live. lourn. pour uns (oi8 et cle88oul>s.
Dn (aeon c^ue si' aon in8tsnoe et clernanäe 68toit äe
gnelgue clroit, (u8t <le 8ervituc!e, lirnite on autre clroiot,
et il cleelars gu'il n'entencl (aiee ^Iu8 Arancke 68tinie
c>68clict8clroit8 et äe 8a ponr8uite, ^ue cke Isclite 8omme
cle 250 liv. Vourn. pouv une (oi8 (sugnel es8 il «leineu-
reroit en I'option et lidertö cln clekencleur, 8'il guceoin-
1>oit cle 86 ilirs ei inaintenir 68tre Quitte cle8cliet8
si<iiet3, pa^snt laäite 8omrve cle 250 liv. Vourn. xour
une toi8), le8äiets ju^es steolareront et e. "
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z. B. über das Retract-Recht, *) die Lehns-Abhängigkeit (I->
mouvsvoe köoäale), den Lehenzins (cens), endlich über die
königl. Domainen und Forsten stand ihnen keine Gerichtsbarkeit
zu. — Wenn die Präsidial-Gerichte in letzter Instanz sprachen,
so sagte man, das Urtheil sey nach dem ersten Artikel des
Edicts über die Prasidial-Gerichte (sn Premier cllek <le l'eäir
des xresiäigux) erlassen. Die Urtheile der andern Art (die
provisorisch vollstreckbaren) wurden Urtheile nach dem zweiten
Artikel des Edicts genannt, oder man sagte auch in diesem
Falle, die Richter haben ein Präsidial-Urtheil gefällt (gu'ils
svoient juge präsickislement). **) Der Schluß eines jeden
Urtheils mußte sogar ausdrücklich die Worte enthalten „jugc
en äernier ressort" oder „jugc prösickmlement. " Gegen
ein Urtheil der ersten Art gab es, eben so wie gegen die von
den Parlamenten erlassenen Urtheile kein anderes Rechtsmittel,
als dem Gerichtshof selbst, von dem es ausgegangen war, eine
Vorstellung oder Bittschrift, eine sogenannte re^ncte civile
(coä. ä. xroceä. civ. liv. IV. tit. 2) einzureichen. Obschonnun aber diese Urtheile in letzter Instanz erlassen waren, so
durften die Prästdial-Gerichte bei Abfassung derselben sich doch
nicht der nämlichen Formeln und Ausdrücke bedienen, wie die Par¬
lamente; worüber in der Folge (Z.Z) näher geredet werden soll.

Was die Zusammensetzung dieser Gerichte betrifft, so sollte
(dem Edict vom Jan. 1551 gemäß) jedes derselben wenigstens
mit neun Richtern, den Civil- Criminal- und besondern Stell¬
vertreter (licurensnt civil, criminel et particulicr) eingerechnet.

*) Verliere sagt I)!ct. ck. Droit srt. prcgiäisux: „?our la
rsison gn'il (lc rctrsit lignsgcr) e«t lonclv 8ur l'sllcc-

Uon guo I on s pour cles licrirgFe8 ^ui viennend äs
notre (smillo: or ccttc sKcction e8t ine8tiinsl)le etc."

**) Vor Errichtung der eigentlichen Prästdial-Gerichte verstand
man unter „ prc8iäisux " alle Oberrichter, die nicht in der
untersten Instanz sprachen, also die Amtmänner im Gegen¬
satz gegen die Vögte. So heißt es gleich im Eingang des
Edicts Franz des Ersten, gegeben zu Cremieu im I. 1536
„I^>e8 lrsilliks, 86neelignx et surre8 jug68 prc8i(lisnx cle

r>08 trc ro^aumc, et Ie8 prcvv8ts, cli38teI1sill8 ct antres
juA68 inkcrieur8."
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besetzt seyn. Bei jedem Urtheil war die Zahl von wenigstens
sieben Richtern erforderlich. Im Ermangelungs-Fall war es
dem Gericht erlaubt, Advocaten als Ergänzungs-Richter zuzu¬
ziehen. — Heinrich der Zweite stellte durch sein Edict vom Juni
1557 bei diesen Gerichten auch einen Präsident an, welcher den
Vorrang vor dem General-Stellvertreter hatte. Diese Stelle
hatte man zwar später eine gewisse Zeit hindurch eingehen las¬
sen, sie ward aber wieder hergestellt.

Die Sitze dieser Präsidial-Gerichte haben mehrmals gewech¬
selt. Nach dem Edict von 1551 sollte in jeder Amtmannschaft
(bsillisge), wenn sie die nöthigen Kosten aufbringen könnte,
wenigstens Ein Präsidial-Gericht seyn. Die Verordnung
von Moulins vom I. 1566 (unter Carl dem Neunten) setzte
aber (Art. 13) fest, daß in jeder Amtei (bsillisge) oder Landvogtei
(söriöollgussöe) und zwar an dem Hauptort derselben, nur Ein
Präsidial-Gericht seyn sollte. Die Mitglieder desselben wurden
mit den bei der Amtei angestellten vereinigt, und machten mit
diesen nur ein Kollegium aus. Dieselben sprachen in Präsidi¬
alfällen nach den eben angeführten Edikten, und in gewöhnli¬
chen , nach den gewöhnlichen Regeln. — Der letzte Zustand der
Gesetzgebung (vor der Revolution) in Beziehung auf diese Prä¬
sidial-Gerichte , ward durch die beiden Edicte Ludwigs des Sechs-
zehnten vom November 1774 und vom August 1777 bestimmt,
welchen den 29. August 1778 noch eine königl. Erklärung
folgte. Das zweite Edict insbesondere ist sehr umständlich und
ausführlich. Nach demselben ward (Art. 3) die Summe, bis zu
welcher die Präsidial-Gerichte in letzter Instanz entschieden, auf
2000 Frcs. Kapitalwerth (die bis zur Anstellung der Klage
erfallenen Zinsen eingeschlossen) oder 80 Livr. Rente erhöht. *)

*) Das Edict vom November 1774 hatte zugleich die Summe,
worüber die Präsidial-Gerichte mit provisorischer Vollstreck-
barkeit entschieden, auf 4000 Livr. Kapitalwerth und 160
Livr. Rente erhöht. Allein das Edict vom August 1777
nahm (Art. 2) die letztere Bestimmung wieder zurück. Uc-
brigens war diese Competeuz - Erhöhung zum Theil nur
scheinbar und verlor sich in der Verringerung der Münze;
indem zu den Zeiten Heinrichs des Zweiten rn einem Livr.
nahe ebenviel Silber enthalten war, als im I. 1774 in



2) Die Präsidial - Gerichte konnten nur auf das Gesuch
von wenigstens Einer der Partheicn in letzter Instanz urthei¬
len (Art. 12). Die Richter waren verpflichtet (Art. 13) vor
Allem über diesen Punkt zu entscheiden. Gegen ihren Aus¬
spruch hierüber fand (Art. 15) nur in dein Fall, daß sie erkannt
hatten, in letzter Instanz sprechen zu können, eine Appellation
an die Parlamente Statt; welche aber (Art. 19) die Fortsetzung
des Verfahrensvor den Präsidial-Gerichtcn nicht aufhielt.

3) Bei der ersten Einsetzung der Präsidial-Gerichte hatte
man eine gewisse Eifersucht zwischen denselben und den Parla¬
menten befürchtet, und deshalb die Entscheidung über alle Con-
fliete zwischen diesen beiden Behörden dem großen Staats-Rath
(grsnä oonsoil) beigelegt. Allein da in dem Lauf mehrerer
Jahrhundertediese Eifersucht gänzlich aufgehört, nnd die Er¬
fahrung die Partheicn sowohl, als Richter von dem Nutzen der
Präsidial - Gerichte überzeugt hatte, so ward, um bei diesen
Gerichten selbst keinen Geist von Insubordinationund ein Ver¬
kennen ihrer wahren Stellung zu erzeugen, diese Verfügung
zurückgenommen, und die Entscheidung dieser Conflicte (Art. 17)
an die Parlamente gewiesen.

4) In jeder Amtei und Landvogtei (tzsillisZe er se'nö-
vliaussee), wo ein Präsidial-Gericht war, sollte (Art. 27) letz¬
teres mit der erstem vereinigt werden, so daß beide nur Ein
Gericht ausmachten, und alle Sachen ohne Unterschied, ob bei
denselben die Appellation zulässig sey oder nicht, in derselben
Kammer und in derselben Sitzung abgemacht würden. Die
übrigen Bestimmungen dieser mit vieler Einsicht verfaßten Ver¬
ordnung sind zu weitläufig, als daß sie hier angeführt werden
könnten, und müssen wir den Leser auf den Text derselben ver¬
weisen. Was endlich noch die Befugnisse der Präsidial-Gerichte
in Criminal-Sachenbetrifft, so wird (§. 4. dieses Abschnitts)
noch näher davon geredet werden. —

Dieses wären ungefähr die ordentlichen Gerichte des alten

vier (also zu der ersten Zeit in 250 Livr. eben viel als in
1000 im I. 1774). Hierzu kommt noch, daß, wegen des
beständig aus Amerika eingebrachten Silbers, der Werth
des letztem seit Heinrich dem Zweiten merklich gefallen war.

17
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Frankreichs. *) Dieselben wurden alle im Anfang der Revolu¬
tion durch das Decrct der constituirenden Versammlung vom
7. September 1790 aufgehoben, (Dosen. ooä. ^enör. 1'r!»no.
kam. III. x. 247). Au ihre Stelle sind bekanntlich Fricdens-
Gerichte, Kreis-Gerichte, Appellhöfe nebst einem für das ganze
Reich bestimmten Cassationshof getreten. Da diese indessen
nur nach mannigfaltigen Wechseln und Veränderungenihre
jetzige Einrichtung erhalten haben, so wird erst in der Folge
der Ort seyn, davon näher zu handeln. —> Wir wollen hier
noch zum Schluß von denjenigen Personen reden, die, ohne
richterliche Funktionen auszuüben, doch bei keinem Gericht feh¬
len dürfen, wenn der Geschäftsgang regelmäßig fortgehen soll.
Hierhin muß man zuerst, als dem Gericht selbst «»gehörig, die
Gerichts - Secretaire (grelllers), und (obschon die Stellung
derselben nur eine sehr untergeordnete ist) auch die Gerichts-
Diener oder Gerichts-Vollzieher(Kuissiors)zählen.

Schon die Capitularien verordneten, daß jeder Graf sei¬
nen Notar haben sollte, welcher, wie im ersten Abschnitt erin¬
nert worden, höchst wahrscheinlichdie Dienste des Gericht-
Schreibers oder Gerichts - Secretairs versah. Auch mußte,
sobald die Gerichts-Verfassungirgend eine geregelte Gestalt
angenommen hatte, nothwendig Jemand seyn, der die Akten¬
stücke der Parthcien annahm und aufbewahrte, die Ausfertigun¬
gen der Urtheile besorgte, u. s. f. In den ersten Zeiten der
Könige des Dritten Geschlechts übertrugen die Richter diese
Geschäfte meistens ihren Schreibern oder Hausbcdienten,wel¬
ches Philip der Schöne durch seine Verordnungvom I. 1302
verbot, indem er die Bestimmungen darüber für ein königliches
Recht erklärte. Doch wurden noch lange nach dieser Zeit die
Gerichts-Secretaire bei den Untergcrichten nur Geros genannt,**)

*) Von den außerordentlichen, d. h. von denjenigen, die nur
über gewisse Gegenstände und Personen Recht sprachen,
wird im fünften Abschnitt umständlich gehandelt werden.

**) In einer Verordnung Carls des Siebenten vom I. 1485
werden selbst die Gerichts-Secretairedes Stadt-Gerichts
von Paris (ollLrelot) noch Geros genannt. M. s. auch
I'errioro Diot. ä. Droit srt. freister.



241

wodurch man noch jetzt den Schreiber eines Advocatenoder
Notars bezeichnet. Allein bei den Parlamenten oder höhern
Gerichtshöfen (der Obcrrcchenkammeru. s. f.) waren die Stel¬
len der Gerichts-Sccretairc theils wegen der hohen Würde der
Korporationen, welchen sie angehörten, theils wegen der Größe
des Zutrauens, das man in sie setzte, indem ihnen die Aufbe¬
wahrung der wichtigsten Urkunden u. s. f. anvertraut war, von
jeher sehr angesehen. Dieselben führten den Titel AroCllers, *)
und nur ihnen stand es zu, denselben zu führen, wie durch
einen Parlaments-Bcschluß vom I. 1404 ausdrücklich festgesetzt
worden. Allein späterhin, besonders seit Franz dem Ersten,
unter welchem die Gerichts-Sccretairc zu eigentlichenBeamten
erhoben wurden, nannte man sie bei allen, auch den untern
Gerichten grefüers, wie es auch noch jetzt üblich ist. Dieselben
waren sogar, als die Geschäfte sich häuften, genöthigt, noch
besondere Schreiber oder Stellvertreter anzunehmen, welchen sie
einen Theil ihrer Geschäfte übertrugen. Auch diese wurden
unter Franz dem Ersten zu eigentlichen Beamten umgeschaffen,
deren Wahl nicht mehr von dem Gerichts - Sccretair abhing,
sondern die ihre Bestallung vom König erhielten. **) Seit

*) Lat. Arellorius, grelksrius oder auch ßrsfgrlns V0N grs-
Isre oder ßrsligro, welches im Mittelalter schreiben
bedeutet und höchst wahrscheinlich von dem Griechischen

(schreiben) herkommt.
**) Nach der Gerichts - Ordnung der Constituirenden vom 16.

August 1790 rir. IX. wurden die Gerichts - Sccretaire bei
den Civil-Gerichten von dem Gericht, wobei sie fungirten,
nach Stimmenmehrheit ernannt und konnten nicht wieder
entlasten werden. (Dosen. rorn. III. p. 188). Dieselbe
Regel ward durch das Decret vom 27. November 1790
Art. 26 (Dosen, ibiä p. 117) auch auf den Cassationshof
ausgedehnt. Bei den Criminal-Gcrichtenwurden aber nach
dem Decret der Constituirenden vom 20. Januar 1791
(Art. 5, 6) die Gerichts - Sccretaire von den Wählern des
Departements, und zwar auch auf Lebenszeit ernannt.
(Dosen, ilnä p. 275). Spätere, im Lauf der Revolution
erlassene Gesetze, vom 2. Brüm. I. 4 Art. (7 —10), vom
19. Vcndem. I. 4 Art. 24 (Dosen. rom. III. x. 142, tom.
IV. p. 1) änderten dieses dahin ab, daß bei allen Gerich¬
ten, die Criminal-Gerichteabgerechnet, die grot'liors von
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dieser Zeit sind bei den meisten Gerichten die Geschäfte des
Gerichts - Secretairs unter mehrere Beamten vertheilt. Der
Erste derselben führt den Titel: Obergerichts--Secretairoder
Obcrsecretair (grelller en ebeb), die andern werden coramis-
ZrekLers genannt, und sind gleichsam als seine Substitute an¬
zusehen, für deren Handlungen er, (nach der jetzigen Verfas¬
sung* *) verantwortlichist. Dem Gerichts - Secretair liegt
außer seinen gewöhnlichen Geschäften (das Protocoll in der
Sitzung zu führen, die Urtheile auszufertigenu. s. f.), auch
noch insbesondere die Aufbewahrung des Archivs ob. Ja es
gibt noch mehrere Geschäfte, wo er auch in Beziehung auf die
Partheien selbstständig und ohne Mitwirkung des Richters han¬
delt, so daß ihm gleichfalls eine Art von Gerichtsbarkeit zu¬
steht, welches besonders nach der alten und ältesten Gerichts-
Verfaffung der Fall war. **)

Eben so wie die Gerichts-Secretarien hatten auch die Ge-
richts-Diener frühcrhin bei den Parlamenteneinen andern Na¬
men, als bei den Untergerichten.Bei den erstem hiessen sie
Iiuissiers (Thürwächter),***) von dem veralteten franz. Wort

demselben Tribunal, das sie ernannt, auch wieder entlassen
werden konnten. Bei den Criminal - Gerichten blieb nach
der Constitut. vom 5. Fructid. I. 3 die Ernennung der
xreküors den Wählern des Departements, doch wurdensie nur auf 4 Jahre gewählt. Auch in Beziehung auf die
Ernennung der gre(6ers bei den Friedens-Gerichten wur¬
den verschiedeneAbänderungen getroffen. Endlich nach
zurückgekehrter Ruhe, unter der Consular-Regicrung, ward
durch das Gesetz vom 27. Ventosc I. 8 08. März 1800)
das Recht, die grolllers bei allen Tribunalen zu ernennen
und zu entlassen, dem Oberhaupt des Staats Osten Consul)
beigelegt.

*)Man sehe die kaiserl. Decrete vom 27. Vent. I 8 Art. 92,
vom 30. März 1808 Art. (90 — 93), vom 6. Juli 1810
Art. (54—60.) (Dosen. wm. IV- p. 250, 438, 474).

**) M. s. Lerriat-8aint-Urix Oours 4- krocecl. tarn. I. p. 66-
***) Latein, bostisrins welches ebensoviel als ostisrins , der

die Thüre (ostinra) bewacht. So heißt es in der Ver¬
ordnung Johanns des Zweiten vom Dezember 1363 Art. 4.
....... iujungstgue vuria omalbus llostiarüs kar-



„Luis" Thüre. Bei den königl. Untergerichten wurden sie
„Sorgens" Diener* *) und bei den grundherrlichen auch wohl
nur Pedelle (Keäesux) genannt. Späterhin aber wurden sie
bei allen Gerichten „lniissiers" genannt, welcher Name ihnen
auch noch jetzt beigelegt wird. Die hohe Würde der Parla¬
mente, eben so wie die Oeffentlichkeit des Verfahrens, welches
auf Alles , was zu den Gerichten gehört, einen hohem Glanz
wirft, gab auch diesen Dienern derselben einen hohem Rang,
als sie sonst wohl haben. Ihr Haupt-Geschäft ist, sowohl in-
als außer den Sitzungen, die Befehle der Richter zu vollstrecken.
Das Gericht wählt aus denselben Einige ausschließlich für den
innern Dienst. Diese, welche Audienz-Huissiers (buissiers sa-
äieneiers) genannt werden, müssen unter den Befehlen des Prä¬
sident, die Polizei der Sitzungen erhalten, die Ruhestörer er¬
mähnen, und nach Umständen **) entfernen u. s. w. Bei

Ismenti nostri guoä sä instsntiam setorum sut proeu-
rstorum suorum vocent sä lrostium Osinsrse Oelenso-

res »st eorum kroourstores visuros aäjorosknents so-
torum etc." Oräonssnee ä. Imuvr. tom. IH. p. 649.Die kuissisrs kommen auch unter dem Namen „Vsleti
Osrise " vor. Dieses Wort ist aus vssseletus oder vss-

letus durch Zusammenziehung entstanden. Vssleti nannteman die Söhne eines Vasallen (Ritters), ehe sie zu Rit¬
tern geschlagen waren. Vssletus ist also soviel als Knappe
oder Diener. Man sehe k'erriere Oiot. ä. Dr. srt lruis-
sier und I)a-6soge ßlosssr. sä voe. vsletus.

*) Von dem latein. „serviestes" durch Verwandlung des
v in A, welches sehr häustg. So aus äevsstsre dasfranzös. ^szter," später gster u. s. f. Das Wort serviea-
tes (Dienet) war in doppelter Hinsicht passend, denn die¬selben waren nicht allein die Diener des Gerichts, sondern
die Amtmänner, Vögte u. s. f. wählten sie meistens aus

. ihren Hausbcdienten. Der Unterschied zwischen buissiers
und soi-gens war übrigens bis zu den letzten Zeiten (vor
der Revolution) merkbar. So hieß es z. B. in den Kanz-
leibriefcn, wovon unten mehrere Formulare mitgetheilt
werden „ ^.u, Premier notre lmissier oir sorAMl sur es
re^uis etc."

**) Dieselben besorgen auch alle Mittheilungen von Anwalt zu
Anwalt. M. s. die kaiserl. Decrete vom 30. März 1808



feierlichen Aufzügen treten mehrere Huissiers den Richtern vor¬
an, gleichsam um Ihnen Platz zu machen. Die unmittelbare
Vollstreckungder Urtheile, die Auspfändung der zur Zahlung
verurthciltcn Schuldner, die Verhaftung derselben u. s. f., ge¬
hört zu ihrem Amt. Sie dürfen indessen nur Kraft eines Ur¬
theils oder einer Urkunde, die einem Urtheil gleich geachtet
wird, (wovon in der Folge) zu diesen Maßregeln schreiten.
Es kommt ihnen übcrdem gar keine Gerichtsbarkeit zu, sondern
bei allen Zweifeln und Streitigkeiten über die Auslegung, wird
die Sache vor die Gerichte gebracht, so wie Ihnen überhaupt
Schonung und Mäßigung bei Anwendung der Zwangsmaß¬
regeln zur strengsten Pflicht gemacht ist. Auch ist Ihnen ein
gewisser Bezirk vorgeschrieben, worin sie einzig ihr Amt aus¬
üben dürfen. Ueber diesen letztem Punct, der jetzt ganz be¬
stimmt feststeht, fanden besonders in den ältesten Zeiten eine
Menge Bedenklichkciten und Verschiedenheiten Statt. Meistens
nahm man an, daß ein Huissier außer seinem Bezirk nur Kraft
einer besondern Erlaubniß des Parlaments der Provinz oder
des Richters des Orts instrumentiren könne.* *) Die Gerichte

Art. 94 — 98, und vom 6. April 1810 Art. 116—123,
so wie das Arretö der Consuln vom 22. Thermik. I. 8.
(Oesen. toin. IV. x. 250 , 273 , 474). Bei den Appelhö-
fen gibt es blos Audienz - Huissiers. Llerlin. liefert. srt.
kuissier.

*) Man sehe darüber Imkern krnt. jnäie. liv. I. eksx. I. g. 5.
„generslernent Ions sergeos estsns Kars le territoirv
et res8ort nuguel ils 8ont ore'es 8ergen8, ne peurent
knillei- nckjornsment, ne (küre exploiet cle jnsties . . . .
en innnisre gue nsgneres In Oeur cle korlement ä Vn-
ri8 reeevoit eeux ^ni estoient nppellsns äe tel8 ex-
^>Ioiet8 sinsi lsits kors le terrilorre eornnre gppellsns:
et clisoit pso nrrest g^nil nroit este rnsl exploiete et
prooecle psr le 8ergent et Kien nppelle: et eonclsm-
noit I'intirne e8 clespens äe In enuse ä'sppel. I'ontes-
tois clepnis peu cle tenrps en es eile n eksnge äe 8ti>s
en e68t enüroiet: enr eile ne recoit plus I» psrtie
eontre Iscsuellv n este Isiet tel exploivt, ä Partie sp-
pellnnte, sins äit ^n'il n'est reeevnkle, c«u i^ue mnl et
sans gi'iek il n appelle, et iv eonclnrnne es clespens cle
In enusv ä'appvl, et en l'nmenäe: et In rnisen est, g^ue



sahen indessen das Treiben eines fremden Huissier in ihrem
Gcrichtsbezirk nicht gern. Sie verweigerten daher wohl diese
Erlaubniß gänzlich, oder sie maßten sich eine neue Untersuchung
über das von den Gerichten des andern Bezirks ausgesprochene
Urtheil an. Carl der Neunte verordnete indessen im I. 1560,
daß jeder Huissier im ganzen Königreich die ausgesprochenen
Urtheile ohne Weiteres vollstrecken könne. *) Dieses ward
durch die Verordnungdesselben Königs vom März 1566 und
durch das Edict Heinrichs des Dritten vom I. 1586 nochmals
bestätigt. Allein ungeachtet Alles dessen ward es, wie in den
Noten zu der angeführten Stelle von Jmbert (liv. l. cliap. 1.)
bemerkt wird, nur schlecht beobachtet. Die Huissiers, welche
ohne eine besondere Erlaubniß des Orts - Richters eine Vorla¬
dung machten, mußten fliehen, sonst liefen sie Gefahr verhaftet
zu werden. Nach der oräou. civ. tit. XXVH. am. 6.
war, wenn ein Urtheil außerhalb des Bezirks des Gerichts,

cesle Partie u'a interest, par guel serZent eile seit
aüjoroeo. ülesrneinent sujouräliu^, paros guo tou8 se»
ßeas par les orclonnsnees clernieres 1533 8vut teaas
fle laisser le cloubls cle loura commi88ious et acljorns-
rnen8, coinlne U 8era «lit plus amplemeut o/-apr«8: au
nieten cle ^uo^ la Partie n'68t plu8 grevee ck'aller liors
son re88ort clemaaller lea exploieta clu aer^ent: er par
ee, veu guo l'intere8t <1e la Partie ee886, eile n'eat
reeevsble eomme appellante. Nai8 Ie8 A6N8 clu Uo^,
äu lieu auguel a eate laiet tel exploiet, 8vnt dien re-
eeu» eomrne appellau8 ä'ieelu^ exploiet, ou Kien lUon-
sieur le kroeureur General äu Ro^ en la (lour: ear
le lio^ et la elio86 pukligue ont intere8t g^ue I'uue ju-
ri8clietion a'entreprenne 8ur l autre, n'suouu <le8 o(li-
cier8 cl'ivelu^ 8eigneur 8ur les autrea ete," Dieses ist
offenbar nicht lange nach dem I. 1533 und vor dem I.
1560 geschrieben. Denn die Verordnung von 1533 wird
als eine der jüngsten angeführt, und von der von 1560,
(die in unserm Tert berührt ist) geschieht keine Erwäh¬
nung. Der Commentator von Jmbert führt dieselbe in sei¬
nen Noten aber allerdings an.

*) Oräon. cl'Orleana ä. 1560 art. 90. „ .klxeeutoroat
oos bui88ior8 ou sergons iout u>anilk:mou8, eommi88i-
VU8, 8 Snten 068 et jugemena, 8SN8 68tre aästrüillts äe-
luancler periuis8ion, visa, ni pareati8. ^
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welches es erlassen hatte, vollstreckt werden sollte, eine Erlaub¬
niß des Parlaments oder Orts-Richters erforderlich. Eine
kön-gl. Erklärung vom 1. März 1731 beschränkte die Gerichts-
Vollzieher in Ausübung ihrer Amtsbefugnisse auf die Bezirke
des Gerichts, wobei sie immatriculirt waren. Allein es gab
eine Menge Ausnahmen davon. Die Huissicrs des Stadtge¬
richts von Paris instrumentirtcn durch das ganze Königreich
N. s. f. (Verliere viel. ä. vroit. srt. Sergent). Dieselben
liessen sich deshalb oft in weite Reisen ein, wobei allerlei Quä¬
lereien und Erpressungen vorfielen. Doch alle diese Mißbräuche
wurden durch die neue Gesetzgebung abgeschafft. Das Arretv
der Consuln von« 22. Thermid. I. 8 (10. Aug. 1800) *) Art. 7
beschränkte die Amtsbefugnisseder Huissiers, selbst derjenigen
der Appellations-Gerichte auf den Bezirk des Gerichts der ersten
Instanz, welches durch Art. 116 des kaiscrl. Dccrets vom 6.
Juli 1810 bestätigt ward? Durch das kaiserl. Decrct vom 14.
Juni 1813 tit. IV. (Vasen. toin. IV. p. 577) ward überdem
eine Disciplinar-Kammer für die Huissicrs errichtet, welche ähn¬
liche, doch beschränktere Befugnisse, als die der Advocaten und

.Anwälte hatte, wovon sogleich geredet wird. — In Frankreich
war von den frühesten Zeiten an (d.h. seitdem nach Abschaffung
oder Beschränkung des gerichtlichen Zweikampfs das gerichtliche
Verfahren irgend eine regelmäßige Form angenommen) in Ci¬
vil-Sachen die sogenannte Verhandlungs - Marime eingeführt.
Eine nothwendige Folge davon war, daß sich sehr früh die
Unentbehrlichkeit der Advocaten **) fühlen ließ. Auch läßt sich

*) Hosen. coä. gen. toin. IV. x. 474. — Die Huissiers ha¬ben noch einige andere Privilegien, z. B. zugleich mit
den Notarien die öffentlichen Verkaufe der Mobilicn vor¬
zunehmen, worüber man blerlin Report. srt. Illiissiers
und linlssiers-piisenrs nachsehen kann.

**) Es ist bekannt, daß in unsern Zeiten Viele (insbesondere
die Feinde des öffentlichen Verfahrens) gegen die Advo¬
caten ein gar arges Vorurtheil hegen. Allein die Vor¬
würfe, die man gegen diesen Stand macht, baben noch
weniger Grund, als die man gegen den Gebrauch der
Waffen machen könnte. Obschon es nämlich allerdings

-nicht zu lauguen ist , daß der Auögang eines Rechtsstreits
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die Eristeüz derselben, wenigstens seitdem das Parlament seinen
festen Sitz zu Paris erhielt, durch authentische Zeugnisse nach¬
weisen. Sie wurden, wie wir schon bemerkt haben, im Anfang
allgemeine oder General-Advocaten (svoo-n, göoörsux) ge¬
nannt, weil sie sich nämlich mit der Vertheidigung aller von
Allen ihnen anvertrauten Rechtssachen befaßten. Ihr Stand,
obschon lange nicht so glänzend, wie in dem alten Rom, genoß
doch und genießt noch immer einer vorzüglichen Achtung sowohl
bei den Großen als bei dem Volk. Auf jeden Fall stand und
steht er noch an innerer und äußerer Würde höher als in
Deutschland, wozu die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der ge¬
richtlichen Verhandlungen vorzüglich beitrug. Die Advocaten,
machten in dem alten Frankreich gesetzlich keinen Stand und/
keine Corporation aus. Allein die bei demselben Gericht fungi-,
renden Advocaten sahen sich selbst doch als Mitglieder einer
solchen Corporation an, und auch im gemeinen Leben sowohl,
als sogar in öffentlichen Schriften war häufig die Rede von
der Corporation oder dem Stand der Advocaten (äe I'oräre

äes svooats). Diejenigen, die bei demselben Gericht angestellt
waren, wählten unter sich jährlich einen sogenannten Stabträ¬
ger (Killövnler) oder Dechant (clo^eo), den sie als ihren Chef
ansahen. Dieser stellte mit Zuziehung der ältesten seiner Colle-
gen jährlich die Liste der Advocaten (tsblesu) auf, und legte
sie auf dem Sccretariat des Gerichts (grelle) nieder. Um in
diese Liste aufgenommen zu werden, mußte man auf einer Uni¬
versität die gehörigen theoretischen Studien der Rechtswissen¬
schaft abgemacht, und zugleich unter der Leitung eines Advoca¬
ten eine gewisse Zeit praktisch gearbeitet haben. Dieses letztere,
welches man als eine Prüfung der Rechtschaffenheit und Ge-
schicklichkeit des Kandidaten ansah, ward (und wird auch noch)
stsge genannt. Nach gehörig überstandener Prüfungszcit ward
in der Regel jeder ohne Schwierigkeit in die Liste der Advoca¬
ten aufgenommen. Die Corporation der Advocaten oder vicl-

zum Theil von der größer» oder geringern Geschicklichkeit
des Advocaten abhängt, so findet doch gewiß zwischen den
verschiedenen Advocaten, in Hinsicht der Talente, eine weit
geringere Verschiedenheit Statt, als zwischen den Partheien
selbst Statt firrden würde.
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mehr der Stabträger nebst den ihm Beigegebenen, übten aber
über die Aufstellung dieser Liste eine fast willkührliche Gewalt
aus. Zwar konnten sie denjenigen, der nicht in der Liste stand,
dem strengen Recht nach, nicht hindern auch vor Gericht auf¬
zutreten. Allein die andern Advocaten mieden alle Gemeinschaft
mit einem solchen, und verhandelten nicht mit ihm, so daß er
gezwungen war, sein Geschäft aufzugeben. Die Gerichte, ob-
schon sie die Ungerechtigkeit dieses Verfahrens einsahen, ließen
es doch so hingehen, indem sie es für die zweckmäßigste Maß¬
regel ansahn, unwürdige Subjecte von dem Advocaten-Stand
abzuhalten, oder daraus zu entfernen. Die Corporation der
Advocaten nahm nämlich auch das Recht in Anspruch, jedes
ihrer Mitglieder, dessen Betragen der Würde ihres Standes
nicht angemessen war, wieder von der Liste auszustreichcn.

äu islilesu). Obschon auch hiergegen häufig Einwen¬
dungen gemacht wurden, und mehrere, welche das Schicksal
traf ansgestrichcn zu werden, an die Gerichte appellirten, so
hat sich doch die Corporation der Advocaten in den meisten
Fällen in ihrem Recht behauptet. *) — Neben den Advocaten
fanden sich ebenfalls schon sehr früh die (in Deutschland «och
jetzt und vor der Revolution auch in Frankreich) sogenannten
Prokuratoren (prooureur8 P 08 tulsn 8 , proourstore8 sä Utes)
bei den Gerichten ein. Aus einem Schreiben Philipps des
Sechsten vom Februar 1327 ergibt sich, daß es zu dieser Zeit
deren am Pariser Stadtgericht gab. Diese Verordnung befiehlt
insbesondere, daß Niemand die Geschäfte eines Advocaten und
Procurators zugleich ausüben sollte. Eine Verfügung des
Parlaments vom 11. März 1314 enthält ebenfalls Mehrcres
in Beziehung auf diese Prokuratoren, die darin allgemeine oder

*) Die Advocaten pflegten auch ihrer Parthei keine Rechnung
über das ihnen zukommende Honorar auszuschreiben, oder
eine Quittung über den Empfang desselben auszustellen.
Ein^Advocat, der seine eigene Parthei wegen des Hono¬
rars vor Gericht verfolgt hätte, wäre unfehlbar von der
Liste gestrichen worden. Es eristirte zwar ein gesetzlicher
Tarif für das Honorar des Advocaten. Man machte in¬
dessen nur Gebrauch davon, um das, was die Gegcxpar-
thei, wenn sie verlor, bezahlen mußte, festzusetzen.
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General-Prokuratoren genannt werde,:. Nach dieser Verfü¬
gung sollte Niemand das Geschäft eines Prokurators ausüben
dürfen, wenn er nicht in die Liste oder Rolle der Prokuratoren
eingetragen war. — So wie der Advocat als Vertheidiger, so
ward der Prokurator als der Bevollmächtigte, und gleichsam
als der Repräsentantder Parthci angesehen. Alles, wo es auf
die Auslegung und Anwendung der Gesetze ankam, ging den
Advocaten an. *) Die Herbeischaffung der materiellen Beweis¬
stücke, der Urkunden u. s. f., die Corrcspondcnz mit den Par¬
theien, die Beobachtung der vorgeschriebenenFormalitäten des

*) „I'svocst est I'Iiomme 3e la loi, le proeureur I'llomme
3e Is kvi-me" sagen die französischen Juristen. Was die
Vertretung (rsprösentstion) der Partheien durch ihren
Prokurator (Anwalt) betrifft, so ging und geht diese den¬
noch nicht so weit, daß der Anwalt in seinem eigenen Na¬
men aufträte. Vielmehr bemerkt schon LoutÜ. Soium.
Dur. liv. I. tit. 6 ,, si provureur ss pre8ente, il se 3oit
^»resenter su nom äs sou wsirtr« (seiner Parthei): ou
es oe vsult: osr 8i eu soa noru il Is lLi8oit: 8c>n
msi8trs 86roit tenu et reputs pour nun pru8ent6."
Ganz damit übereinstimmend sagt Jmbert (krsriiue juäie.
lir. I. cllsp. 51). ,, Dt 68t toujour-8 Is »entsnce 3onnee
vonlre Ie8 pgrtie8, uou contre les prooursur8. 3?c>utb8-
1o>8 «8 eour8 ro^sle8 et sutre« iukörieure8, 8i la 8eu-
toncs 68i prononove aux prooureur5, t un met Ivs psr-
tiv8 coinpgrsut psr leurs prceureur8. Lt 8i ls sen-
lenoe u «8t pronoiieöe aux procureurs, l'on met Iv8
psrties seuleiuent.^ Ucberhaupt galt und gilt noch der
Grundsatz „ <zue I'ou ns plsicle gss P3r proeureur."
Einige beziehen dieses letztere zwar auf den Staats-Pro¬
kurator, welcher wirklich, selbst in den Sachen derjenigen,
wo sein Antrag gehört werden muß, dennoch nicht als der
Anwalt derselben angesehen wird; wovon einzig die Sa¬
chen, die den Staat und den Landesherrn betreffen, eine
Ausnahme machen. Allein die ältern frauzös. Juristen be¬
zogen die eben angeführte Maxime auch auf die gewöhnli¬
chen Anwälte, um nämlich anzudeuten, daß dieselben nicht
in ihrem eigenen Namen aufträten. Ja dieselben können
nicht einmal in allen Fällen die Stelle der Partheien ver¬
treten. M. s. voll. 3. ?rovö3. srt. 333, or3on. «l.
1667 tit. X. srt. 6 und orckon. 3. liou58il. 3. l au. 1563
srt. 6-
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Prozeßganges, die Mittheilungen und Anzeigen theils an das
Gericht, theils an den Gegner, waren Sache des Prokurators.
Wahrscheinlichbestand das Geschäft der Advocaten früher als
das der Prokuratoren. Da unmöglich Alle die Gesetze kennen,
und vor Gericht reden können, so geht das Recht, sich durch
einen Andern vertheidigen zu lassen, aus der Natur der Sache
und der unbedingten Nothwendigkeit hervor. Allein der Pro¬
kurator ward, wie so eben bemerkt worden, als der Stellvertre¬
ter der Parthei angesehen, und nach den ältern französischen
Gesetzen war es nicht in allen Fällen erlaubt, durch einen sol¬
chen Stellvertretervor Gericht zu verhandeln. In den ersten
Zeiten nach Abschaffung des gerichtlichen Zweikampfs stand die¬
ses Recht unbedingt nur dem Verklagten, wenn er kein Sklave
war, zu; der Kläger aber mußte persönlich vor Gericht erschei¬
nen. Bcaumanoir, der im I. 1283 schrieb, sagt dieses letztere
ausdrücklich. Nach den Gesetzen Ludwigs des H. hatten gewisse
Personen, die Bischöfe, Barone, eben so die Städte, Capitel
und selbst Privatpersonen, letztere jedoch mit Bewilligung der
Gegen - Parthei, die *) Erlaubniß, sich durch einen Prokura¬
tor vertreten zu lassen. Späterhin aber, zu den Zeiten von
Boutillier (etwa iüi I. 1402) bedurfte der Kläger dazu eines
königlichen Gnadcnbriefs. **) Derselbe ward indessen, wie es
scheint, nicht sowohl den Partheien als den Prokuratoren er¬
theilt; denn diese Briefe mußten jedes Jahr, so oft das Par¬
lament seine Sitzungen wieder eröffnete, erneuert werden. Um
den Partheien Kosten zu ersparen, verlängerte das Parlament
dieselben von Jahr zu Jahr, und zwar auf eine Bittschrift von
sämmtlichen Prokuratoren. Dieses ward unter Carl dem Sechs¬
ten im I. 1400 abgeschafft. Allein Franz der Erste bestimmte
durch sein Edikt vom I. 1528, Art. 1.***), daß alle Procn-

*) Lllsl>Iis5ein. ä. 8t. Douig liv. II. obsp. 8, welches: äo
l'oblioe <1ö proeursteui- überschrieben ist.

*°*)RoiniI. 8om. Itur. liv. I. ollsp. 10. Dieser Gnadenbriefmußte nach einem Jahr erneuert werden. Nur in der näm¬
lichen Sache war es nicht nöthig.

avo»8 suotorisö «zt suctori8vn8 Io8 pro-

curLtivn8 clv toutv8 Ie8 partie8, Hui suront oo»8titaö

t



rationell, so lange sie nicht zurückgenommen würden, bestehen

bleiben sollten, und zwar ohne daß es dazu einer Verlängerung

von Seiten des Parlaments bedürfe. Man hat zu verschiede¬

nen Zeiten versucht, die Stellen der Advocaten mit denen der

Prokuratoren zu verbinden, welches auch bei einigen kleinen

Gerichten bis zu den letzten Zeiten (vor der Revolution) wirk¬

lich Statt fand.* *) Die letztere zeigte sich im Anfang, beson¬

ders gegen die Advocaten, minder günstig. Obschon sehr häu¬

fig über den zu großen Einfluß, den die Advocaten auf die

Revolution ausgeübt, geklagt worden, so hob doch die consti-

tuirende Versammlung durch ihr Decret vom 2. September

1790, Art. 10, den Advocaten-Stand als solchen gänzlich auf. **)
„l.68 Iiommo8 äs loi, ci-äovsnt gppols8 svocst8, ns äsvsnt
tormsr ni oräre ni Corporation, n'suront sucun costums
psrticnlisr äan8 leurs tonctions." Etwas günstiger zeigte

sich die Constituirende gegen die Prokuratoren. Durch das

Decret vom 29. Januar 1791 ***) hob sie zwar nicht ihre

Stellen, aber doch die Erblichkeit und Vcrkauflichkeit derselben

auf. (Art. 1). Sie gab zugleich, um alles Andenken an die

frühern Mißbräuche erlöschen zu machen, ihnen den Namen

„Anwälte, svoncs" den sie noch jetzt haben. (Art. 3). Die¬

selben sollten (Art. 3) nicht allein die nöthigen Formalitäten

des Prozesses besorgen, sondern sie erhielten sogar das Recht,

die Partheien in allen Sachen, wo diese es verlangten, zu ver¬

theidigen. Der National-Convent hob indessen durch sein De-

cret****) vom 3. Brumaire I. 2. (24. Oktober 1793) (Art. 12)

procurcurs s'ils no sont rovognos, st pourront iconx
procureurs psr vortu äs8 procurstion8 sncisnnss, ginsi
suctorissos occupor st procsäsr es msiisres, 8SN8 so
gn'il 8oit IrosolNA rs^uorir sntrs r»nctori8Stion etc."

*)Art. 58 der oräon. ä'0rlosn8 (äs 1'an 1560) hatte die

Verbindung beider Stellen „pour lo soulLgsrnont äs no8
8ujst8" erlaubt.

**) Osssvns coä. gcnsr. toin. III. P. 244.

***)ikiä. p. 278.

****) Oe 80 nue coä. gsnsr. träne. toin. III. p. 507. Dieses
Decret, wodurch fast alle gerichtlichen Formen als über-
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die Stellen dieser Anwälte wieder auf, und überließ es den

Partheicn, sich durch bloss Bevollmächtigte (lonäös «lo xon-
voir) vertreten zu lassen («o ksiro i-opr-osontei-) , welche für

ihre Bemühung gerichtlich Nichts fordern konnten. Allein die

Erfahrung lehrte sehr bald, wie verderblich diese Freiheit für

die Parthcien selbst sey, die, in der Unmöglichkeit ihre Sachen

selbst vor Gericht zu führen, meistens in die Hände unwissender

oder betrügerischer Rathgebcr fielen. Das Gesetz vorn 27. Ven-

tose I. 8 (18. März 1800), wodurch unter der Consular-Re¬

gierung die Justiz organisirt ward, verordnete daher (Art.

93, 94, 95), daß bei allen Tribunalen eine bestimmte Zahl

von Anwälten (avouös) angestellt werden sollte, denen aus¬

schließlich das Recht zustande, die Prozesse bei Gericht zu be¬

treiben und Gesuche vorzutragen (postulor er pronllre äos
vonolusioas).**) *****) ) Die Ernennung dieser Anwälte geschah durch

den ersten Consul auf den Vorschlag des Tribunals, wobei sie

fungircu sollten. Neben diesen Anwälten übten die eigentlichen

Advocaten ihr Gewerb frei und ohne daß es dazu einer Ernen¬

nung von Seiten des Staats bedurfte, aus. Erst das Gesetz

vom 22. Vcntos. I. 12 (13. März 1804), über die Organisa¬

tion der Rechtsschulen schrieb allen, die Anwälte oder Advoca¬

ten werden wollten, eine bestimmte Studienzeit (den Anwälten

von Einem- ****) den Advocaten von drei Jahren) vor,

flüssig abgeschafft wurden, ist überhaupt für die Kenntniß

der Gcrichts-Vcrfassung jener wilden Zeit merkwürdig.
*)D 080 NN 0 ovä. Zonen. Il'sno. tom. IV. x. 261.

**)Dieses ist auch der ältern französ. Gerichts-Verfassung
gemäß, nach welcher der Procurator das eigentliche Ge¬
such (poliwm) vor Gericht vorbrachte und dann erst der

Advocat seine Gründe auseinander setzen durfte. In dem

letzten Jahrhundert (vor der Revolution) pflegten indessen
die Advocaten das xotitum vorzutragen.

***)Do 80 nno coä. Zonen. krsne. tom. V. p 329.

****) Nach Art. 115 des kaiscrl. Dccrets vom 6. Juli 1810

über die Organisation der Gerichtshöfe (Dosen. tom. IV.
x. 474) ward als Bedingung (ein Anwalt bei einem Ap-

pelhof werden zu können) noch hinzugefügt, daß Einer

fünf Jahre bei einem Anwalt praktisch gearbeitet habe.(oing »nnees 3e elorivsture).
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Beide mußten überdem eine Prüfung bestehen, und die Advoka¬
ten in Folge desselben den Grad eines Licentiaten der Rcchts-
Wissenschaft (lioencio en äroit) erhalten haben, Art. (3, 4, 5,
6, 12, 24, 26). Anwälte, die sich denselben Grad erworben
hatten, durften (Art. 32) in allen Sachen, die ihnen als An¬
wälten anvertraut waren, bei dem Gericht, wo sie fungirten,
auch die Stellen der Advocaten vertreten. *) Diesen letztem
widmete die Gesetzgebungerst viel später (im I. 1810) eine
nähere Aufmerksamkeit. Durch das kaiserl. Decret vom 13.
Dezember dies. Jahrs (1810) (veseime tom. IV. x. 514) wur¬
den die Advocaten als ein besonderer Stand hergestellt. Alle
Jahre sollte in den Städten, wo sich ein Appelhof befindet, der
Präsident und General-Prokurator eine Liste aller dort wohn¬
haften Advocaten, und in den übrigen Städten der Präsident
und Staats - Prokurator des Gerichts der ersten Instanz, mit
Zuziehung von sechs alten Advocaten, ebenfalls eine Liste **)
der bei demselben fungirenden Advocaten aufstellen (Art. 4,8),
und nur die in diese Liste eingetragenen, sollten den Stand der
Advocaten (l'orlli-o äe» svoosts) ***) ausmachen. (Art. 9).
Keiner ward darin aufgenommen (Art. 12), wenn er nicht au¬
ßer den vorgeschriebenen Universitätsstudien eine Probezeit
(stsge) von 3 Jahren bestanden hatte. Das wichtigste, was

*) Das kaiserl. Decret vom 2. Juli 1812 (Art. 1, 2, 3, 4)
beschränkt dieses jedoch dahin, daß bei den Appelhöfcn und
den Tribunalen erster Instanz, die ihren Sitz mit dem
Appelhof am nämlichen Ort haben, die Anwälte nur in
summarischen Sachen vertheidigen dürfen. (voseime tom.
IV. x. 567).

**)Die Anfertigung einer solchen Liste war schon durch Art.
29 des Gesetzes vom 22. Vent. I. 12 aber ohne alle nä¬
hern Bestimmungen vorgeschrieben, (veseimo tom. V. p.332.)

***)Die Gesammtheit der Advocaten eines Gerichts heißt auch
von dem Platz, wo die Advocaten vor Gericht reden „lo
karrosu." Uebrigcns ist hier nur von den Advoc.nen bei
den gewöhnlichen Gerichten die Rede. Von denen bei dem
ehemaligen und jetzigen Staats-Rath (»vovats sux oon-
seils, so oon8ml cl'etst) wird im sechsten Abschnitt näher
gehandelt werden.
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dieses Dccret enthält, ist aber die Einsetzung eines Disciplinar-

Raths (cvnseil äs äissipline) für die Advocaten in allen

Städten, wo die Zahl derselben mehr als zwanzig beträgt.

(Art. 2).*) Die Advocaten selbst wählen aus ihrer Mitte noch

einmal sovicle Mitglieder, als der Disciplinar-Rath deren ent¬

halten soll, und aus diesen Vorgeschlagenen wählt der Gene¬

ral - Procurator des Appelhofs sowohl den Stabträger (KLton-

llier), als die Mitglieder des Disciplinar-Raths (Art. 19,

20, 21). Diese Wahl wird alle Jahre vor dem Anfang des

gerichtlichen Jahrs (äs l'snnss juäisiairs) erneuert. Dieser

Disciplinar-Rath soll über das gute Betragen der Advocaten

und für die Erhaltung der Ehre des Standes (Art. 23) wa¬

chen. Er hat zu dem Ende die Befugniß, das Honorar dersel¬

ben, auf das Gesuch der Partheien, zu mäßigen, und überhaupt

jedes Mitglied des Standes, das sich einen Fehler zu Schulden

kommen laßt, jedoch nachdem es vorher gehört worden, auf

disciplinarcm Weg zu strafen. Die Strafen, welche der Dis-

ciplinar - Rath aussprechen darf, sind (Art. 25) eine Warnung,

(svsi'tir) , ein Tadel (sen8urer) , ein Verweis (reprimgnäer),

Untersagung des Dienstes für eine gewisse Zeit, die nicht über

ein Jahr gehen darf, endlich gänzliche Ausschliessung oder Aus¬

streichung von der Liste. Gegen die Anssprüchc des Discipli¬

nar-Raths findet der Recurs an den Appelhof Statt. (Art.

29, 45). Auch über die Vertheidigung von Rechtssachen der

Armen, enthalt das Dccret eine sehr wichtige Bestimmung.

(Art. 24). Der Disciplinar-Rath soll nämlich ein Bcrathungs-

Büreau einsetzen, wo vorher über die Zulassigkcit dieser Sachen

entschieden wird. Nur solche Forderungen, welche dieses als

hinreichend gegründet erkennt, werden unter die Advocaten

nach der Reihenfolge vertheilt.

Ueberhaupt spricht sich aus dem ganzen Dccret die Absicht,

den Advocatcn-Stand zu heben und ihm seine frühere Würde wie¬

derzugeben, auf das deutlichste aus. Es enthält nur Eine Etwas

harte Bestimmung (Art. 40), nämlich daß der Jnstiz - Minister

nöthigcnfalls aus eigener Macht alle vorher angeführten Stra-

*) In den andern Städten vertritt das Tribunal die Stelle

des Disciplinar-Raths. (Art. 32).



255

fcn verhängen kann. *) Bemerkenswerth ist noch, daß (Art. 18)

die Stelle eines Advocaten mit der eines Anwalts, für unver¬

träglich erklärt wird. — Zu den Hülfs - Beamten der Gerichte

muß man endlich auch noch die Notarien rechnen. Allein es

wird an einer andern Stelle der schicklichere Ort seyn von den¬

selben zu reden.

8 - 3-

Wir wollen nun, nachdem wir von den Namen und Be¬

fugnissen der Richter, so wie der andern bei den Gerichten

mitwirkenden Personen hinreichend gehandelt, zur Erklärung

des gerichtlichen Verfahrens selbst übergehen, wobei wir zuerst

(in diesem Z.) von dem Verfahren in Civil-Sachen, und im

folgenden (§. 4) von dem in Criminal-Sachen reden werden.

— Die nähere und umständlichere Entwickelung dieses Gegen¬

standes gehört in die Rechtswissenschaft. Wir müssen uns da¬

her hier darauf beschränken, dem Leser einen allgemeinen Ueber-

blick zu geben, und werden nur bei Punkten, die entweder

wegen ihrer Eigenthümlichkeit, oder ihrer Abweichung von dem

bei andern Völkern und namentlich von dem in unserm Vater¬

land üblichen Verfahren ein besonderes Interesse darbieten, hin

und wieder in ein näheres Detail eingehen. Da die Form,

welche die Gerichts - Verfassung in den neuesten Zeiten erhalten

hat, ohne Widerrede die vollkommenste ist, welche wenigstens in

Frankreich je bestanden, so wollen wir besonders für das Ver¬

fahren in Civil-Sachen, wo die neuere Form ganz der altern

*) Auch für die Anwälte war, und zwar schon viel früher
durch das Arrets der Consuln vom 13. Frimaire I. 9
(4. Dezember 1800) ein ähnlicher Disciplinar-Rath unter
dem Titel: Kammer der Anwälte (ollsindre äes »von«»)

angeordnet. (Desenno tom. IV. p. 276, 378), womit man

zur näheren Erläuterung das Arrets der Consuln vom 2.
Thermik. 2- 10 vergleichen muß tom. IV. i>- 332.

18
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